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Grüner Strom, Wärmepumpe 
und Elektromobilität: Die Blü-
tenträume des Frühlings ver-
fliegen wie jetzt das Laub der 
Bäume. Pino, der Rathauska-
ter, prophezeit uns einen wirt-
schaftlichen „Herbst des Miss-
vergnügens“. � Seite 19
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Gunzenhausen erwartet 
kommunale Entscheider

11. Bayerisches BreitbandForum am 17.10.2024 
in der Stadthalle Gunzenhausen

Schnelles Internet, obwohl nicht als klassische Aufgabe der Da-
seinsvorsorge definiert, ist ein entscheidender Standortfaktor. 
Nur mit flächendeckenden, hochbitratigen Breitbandanschlüs-
sen kann Bayern als Wettbewerbsstandort nachhaltig gestärkt 
werden. Und so liegt es letztendlich doch in der Verantwortung 
der kommunalen Entscheidungsträger, die bestmöglichen Lö-
sungen zu finden, geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen 
und die Finanzierung sicherzustellen.

Das Bayerische BreitbandForum der Bayerischen Gemeinde-
Zeitung bietet seit 2013 eine Plattform für alle, die mit Breitband- 
themen in bayerischen Kommunen und Behörden betraut sind. 
Seit 2024 ist der Bayerische Gemeindetag, der als Spitzenverband 
die Interessen der 2.031 bayerischen Städte, Märkte und Gemein-
den vertritt, als Mitveranstalter an Bord. Am 17. Oktober 2024 
findet die Veranstaltung in der Stadthalle Gunzenhausen statt.

Aktuelle Themen, wie die Reform der Bundesförderung, die im 
Rahmen einer Podiumsdiskussion erörtert wird, sowie ein neuer 
Musterbescheid für die Glasfasereinlegung in Straßen stehen in 
diesem Jahr im Fokus. Ergänzt wird das Programm durch Vor-
träge zum Breitbandausbau im ländlichen Raum, zu technischen 
Planungsfragen und zur nachhaltigen Gestaltung des Ausbaus.

Informationen über Forum, Fachmesse, Partner, Aussteller, 
Vorträge, Podiumsdiskussion und Programm: 
www.bayerisches-breitbandforum.de
Eintrittspreise: Kommunale Vertreter: EUR 15,-- zzgl. MwSt.
Wirtschaftsvertreter: EUR 110,-- zzgl. MwSt.
Anmeldungen: 
www.bayerisches-breitbandforum.de/besucheranmeldung.

Traditionell wird das Forum durch ein Schafkopfturnier abge-
rundet. Sowohl erfahrene Spieler als auch Neulinge sind willkom-
men. Anmeldung bitte unter: www.bayerisches-breitbandforum.
de/schafkopfturnier. Für Einsteiger werden separate Tische an-
geboten, sodass jeder teilnehmen kann. � r

DLT-Jahrestagung im Kloster Seeon:

Landkreise in der 
Zeitenwende

„Wir Landkreise sollten uns gerade in schwierigen Zeiten 
als Stabilitätsanker in der Fläche begreifen. Es gilt, das Ver-
trauen der Menschen in staatliche Strukturen zu stärken. 
Von ihnen und uns hängt viel ab“, unterstrich DLT-Präsident 
Reinhard Sager bei der Jahrestagung des Deutschen Land-
kreistags in Kloster Seeon. Die Landrätinnen und Landrä-
te müssten standhaft bleiben. „Sie sind auch Brückenköpfe 
der Demokratie und des Rechtsstaates“, betonte Sager, des-
sen Amtszeit als DLT-Präsident nach zehn Jahren endete.

Zu Sagers Nachfolger bestimm-
te die Mitgliederversammlung 
den Landrat des Neckar-Oden-

der scheidende Präsident fest. 
Wichtig sei die Erkenntnis, dass 
Deutschland dezentral geprägt 
ist und die meisten, nämlich 57 
Millionen Menschen, in der Flä-
che leben. Für diese müsse zual-
lererst Politik gemacht werden.

Mehr Gelassenheit

„Etwas mehr Gelassenheit 
und weniger Aufgeregtheit sind 
bei aller Wachsamkeit durchaus 
ratsam“, gab Sager den mehr als 
200 Delegierten auf den Weg. 
„Unsere Demokratie ist sowohl 
stabil als auch wehrhaft. Auch 
sollten politische Erklärer – in 
Berlin, den Landeshauptstädten, 
den Rundfunkanstalten oder der 
Presse – nicht den Fehler ma-
chen, unliebsame Wahlergeb-
nisse so zu deuten, als hätten die 

� (Fortsetzung auf Seite 4)

Klausurtagung der CSU-Fraktion im Kloster Banz:

„Bayern – Stark. 
Sozial. Gerecht.“

Unter dem Motto „Bayern – Stark. Sozial. Gerecht.“ traf sich 
die CSU-Landtagsfraktion zur Herbstklausur im oberfränki-
schen Kloster Banz. Inhaltliche Schwerpunkte der Tagung 
waren unter anderem Sicherheit, Wirtschaft, Bildung und 
Pflege sowie der Austausch mit internationalen Gästen u.a. 
aus Wirtschaft, Wissenschaft, Gesellschaft und Politik.

Über die Gefahren des politi-
schen Islam referierte im Frak-
tionsvorstand zunächst Prof. 
Dr. Susanne Schröter, Direktorin 
des Frankfurter Forschungszen-
trums Globaler Islam. Die Abge-
ordneten beschlossen dazu die 
Resolution „Politischen Islamis-
mus transparent machen und 
konsequent bekämpfen!“

Meldestelle nach  
österreichischem Vorbild

In Bayern will die CSU-Frak- 
tion eine Meldestelle gegen Ver-
schleppung und Zwangsheirat 
nach österreichischem Vorbild 
schaffen. Bevor bundesweit ein 
Schutzstatus gewährt werde, 
soll unter anderem künftig auch 
„ein Bekenntnis zu den Werten 
der Verfassung“ eingefordert 
werden. Darüber hinaus sollen 
in Deutschland nur noch Ima-
me arbeiten dürfen, die hierzu-
lande ausgebildet worden sind. 
Um islamistischen Terrorismus 
besser bekämpfen zu können, 
müsse „endlich die allgemeine 
und unterschiedslose Speiche-
rung von IP-Adressen für einen 
begrenzten Zeitraum“ einge-
führt werden. Für islamistische 
Organisationen, die der Verfas-
sungsschutz beobachtet, dürfe 
es keine finanziellen Zuwendun-
gen, Förderungen, Vertragsbe-
ziehungen und Kooperationen 
geben. Zudem müsse die Ne-
gierung des Existenzrechts Isra-
els künftig als Volksverhetzung 
strafbar sein.

Zukunftsfähige Bildung

„Bildung der Zukunft“ laute-
te der Titel des Panels mit Dr. 
Petra Hiebl, Leiterin des Zent-
rums für Lehrerinnen- und Leh-
rerbildung, Katholische Univer-
sität Eichstätt-Ingolstadt und 
Prof. Dr. Klaus Zierer, Ordinarius 
für Schulpädagogik, Universität 
Augsburg. Die Lehrerausbildung 
zu reformieren, zukunftsfähige 
Antworten auf die Heterogeni-

tät der Schülerschaft zu finden 
und einen starken Fokus auf De-
mokratieerziehung zu richten 
wurden hier als zentrale Punkte 
diskutiert. Oleksii Makeiev, Bot-
schafter der Ukraine in der Bun-
desrepublik Deutschland, infor-
mierte über die Lage in seinem 
Land und die Gefahren für Eu-
ropa, sollte Putin-Russland den 
Krieg für sich entscheiden. 

Hightech auf Bayerisch

Im Anschluss diskutierten  
die Abgeordneten mit Tanja 
Gönner, Hauptgeschäftsführerin 
des Bundesverbands der Deut-
schen Industrie e.V., über den 
Industriestandort Deutschland. 
Um sich auch weiter im interna-
tionalen Wettbewerb behaup-
ten zu können, müsse die Wirt-
schaft hierzulande die zentralen 
Themen Arbeitsplätze, Inves-
titionen und Infrastruktur vor-
anbringen. Dazu brauche es die 
richtigen politischen Rahmen- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)DKG-Krankenhausgipfel:

Reformprozess am Tiefpunkt
Forderung nach tragfähigem Kompromiss zur Krankenhausreform

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) hat auf ihrem dies-
jährigen Krankenhausgipfel unter dem Motto „Die große Kran-
kenhausreform – wie bringen wir sie gemeinsam zu einem guten 
Ende?“ betont, dass ein schneller und tragfähiger Kompromiss 
zur Krankenhausreform notwendig ist. Besonders wichtig sei da-
bei, dass der Bund die Bedenken der Bundesländer ernst nimmt 
und adäquat berücksichtigt.

Das Wegbrechen von für die 
Bevölkerung wichtigen regio-
nalen Versorgungsangeboten 
durch den kalten Strukturwan-
del müsse sofort beendet wer-
den. Das Vertrauen der Bevöl-
kerung in die Verlässlichkeit der 
sozialen Daseinsvorsorge dür-
fe nicht verspielt werden, so die 
DKG. Vorstandsvorsitzender Dr. 
Gerald Gaß bezeichnete die La-
ge zwei Jahre nach Ausrufung 
der Revolution in der Kranken-
hauspolitik als „trostlos“. 

Wirtschaftlage  
der Krankenhäuser  
so schlecht wie noch nie

Wirtschaftlich stünden die 
Krankenhäuser so schlecht da, 
wie noch nie. Die Defizite seien 
in den vergangenen Jahren im-
mer weiter gestiegen, die Kran-
kenhausträger müssten Per-
sonal entlassen und Versor-
gungsangebote streichen, um 
Insolvenzen und Standortschlie-
ßungen zu vermeiden. Kommu-
nen stützten ihre Krankenhäu-
ser mit Milliardenbeträgen, ih-
nen fehle das Geld für ande-
re Bereiche der kommunalen 
Tätigkeiten wie Schulen oder 

Schwimmbäder. „Es gibt für die 
Kliniken und die Träger, aber 
auch die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter keine positive Per- 
spektive, anders als Minister 
Lauterbach immer wieder be-
hauptet, auch nicht durch das 
KHVVG“, machte Gaß deutlich.

Auch inhaltlich sei der Re-
formprozess an einem Tief-
punkt angekommen. Fehlende 
Klarheit und Planungssicherheit 
kennzeichneten die derzeitige 
Situation. Niemand könne ver-
lässlich prognostizieren, wie es 
mit dem eigenen Klinikstandort 
weitergeht. Investitionen und 
Zukunftspläne würden in Frage 
gestellt.

Destruktiver Streit und 
Drei-Punkte-Plan

„Aus politischer Perspektive 
ist der Streit zwischen Bund und 
Ländern destruktiv. Die gesam-
te Reform droht in dieser Legis-
laturperiode zu scheitern. Kran-
kenhausversorgung ist ein ent-
scheidender Teil der Daseinsvor-
sorge und für die Menschen im 
Land ein zentrales Thema. Des-
halb ist es von großer Bedeu-
tung, dass sich Bund und Länder 

nach einer nunmehr zweijähri-
gen Hängepartie endlich einigen 
und den Bürgerinnen und Bür-
gern deutlich machen, dass ihre 
Versorgung nachhaltig und quali-
tativ hochwertig gesichert wird“, 
stellte Gaß fest und verwies auf 
einen Drei-Punkte-Plan der DKG, 
der die zentralen Zielsetzungen 
der Krankenhausreform prak-
tisch umsetzbar mache:

1. Alle Länder und der Bund 
vereinbaren, in einer ersten 
Phase bis Ende 2026 die Kran-
kenhausplanung nach dem 
Konzept der nordrhein-west-
fälischen Krankenhausplanung 
umzusetzen. Damit gebe es 
bundesweit einheitliche Rah-
menbedingungen und die Ein-
führung des Leistungsgruppen-
prinzips. Auf weiterführende 
Forderungen des Bundes wie 
Mindestzahlen, verschärfte Per-
sonalvorgaben, neue ergänzen-
de Leistungsgruppen oder Ein-
schränkungen bei den Koope-
rationen sollte in dieser ersten 
Phase verzichtet werden. Da-
zu gebe es weder Auswirkungs-
analysen noch Erfahrungswerte 
und deshalb sollten diese The-
men auch erst in einer weiter-
führenden Phase der Reform 
nach 2027 diskutiert und mögli-
cherweise entschieden werden.

2. Beim Finanzierungsteil der 
Reform ist die Idee der Vorhalte-
finanzierung richtig. Aber so wie 
sie jetzt ausgestaltet sei, bleibe 
� (Fortsetzung auf Seite 2)

Dr. Achim Brötel.	 Bild: DLT

wald-Kreises Dr. Achim Brötel. 
Der Fürstenfeldbrucker Landrat 
Thomas Karmasin, seit Mai 2022 
Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, wurde einstimmig zum 
Vizepräsidenten des DLT wieder-
gewählt. Als weitere Vizepräsi-
denten fungieren die Landkreis- 
chefs Sven Ambrosy (Landkreis 
Friesland), Götz Ulrich (Burgen-
landkreis), Anita Schneider (Land-
kreis Gießen, ab 28.11.2024) und 
Olaf Schade (Ennepe-Ruhr-Kreis, 
ab 16.11.2025).

Die Politik muss mehr liefern

„Die Politik muss mehr liefern, 
besser kommunizieren und darf 
sich nicht ständig verheddern 
im Klein-Klein. Dafür geht es um 
zu viel. In der Verunsicherung 
der Zeitenwende ist es umso 
mehr Aufgabe der Politik, We-
ge zu finden, das Vertrauen der 
Bevölkerung zu stärken“, stellte 
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alois Oswald 

Markt Schöllnach  
am 2.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erwin Karg  

Gemeinde Fuchstal  
am 29.9.

Bürgermeister Jürgen Heckel 
Stadt Bad Windsheim  

am 3.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Christoph Schmid 

Markt Holzkirchen  
am 1.10.

Bürgermeister  
Thomas Bruckmüller  
Gemeinde Wollbach  

am 5.10.

Bürgermeister Jürgen Konsolke 
Markt Dürrwangen  

am 8.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Markus Holzammer  
Gemeinde Schwarzenbruck  

am 28.9.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Robert Bosch 

Markt Mainleus  
am 8.10.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gilbert Edelmann 

Gemeinde Wiesenbach  
am 9.10.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Justus Pfeifer  

Gemeinde Ruhpolding  
am 1.10.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Bayerisches Kabinett:

Neuerungen zum  
Schulstart in Bayern

Für rund 1,72 Millionen Schülerinnen und Schüler und ihre Lehr-
kräfte hat das Schuljahr 2024/2025 begonnen. Damit steigt die 
Gesamtschülerzahl erneut um rund 31.000 an. Wie Kultusminis-
terin Anna Stolz nach Beratungen des Bayerischen Ministerrats 
auf einer Pressekonferenz erläuterte, stocke der Freistaat die Per-
sonalkapazitäten an den Schulen mit 1.600 neu geschaffenen Stel-
len für Lehrkräfte sowie 600 Stellen für multiprofessionelle Kräf-
te deutlich auf. Damit solle die Unterrichtsversorgung gesichert 
werden. Zum Schulstart würden rund 3.800 Lehrkräfte neu einge-
stellt, hinzu kämen rund 3.700 Lehramtsabsolventen, die genauso 
wie 600 Quereinsteiger in den zweijährigen Vorbereitungsdienst 
starten. Insgesamt, so die Ministerin, sei die Personalversorgung 
zwar „herausfordernd, aber gut beherrschbar“.

Stolz zufolge sollen Schulen 
lebendige, positive und inspi-
rierende Orte für die Schüler 
und attraktive Arbeitsplätze für 
die Lehrkräfte sein. Dabei stehe 
stets die Frage im Vordergrund, 
wie Kinder und Jugendliche stark 
für ihr weiteres Leben gemacht 
werden. „Deshalb werde ich den 
Weg des Dialogs fortsetzen, da-
mit wir gemeinsam unser gutes 
Bildungssystem kontinuierlich 
weiter verbessern und zusam-
men die Schule der Zukunft ge-
stalten“, erklärte die Ministerin.

PISA-Offensive und  
Verfassungsviertelstunde

Eine der Neuerungen zum 
Schulstart ist die Umsetzung der 
PISA-Offensive. Durch die Umge-
staltung der Stundentafel (mehr 
Mathematik und Deutsch in der 
Grundschule; im Gegenzug weni-
ger Schulstunden in den Fächern 
Englisch, Musik, Kunst, Werken 
und Gestalten) sowie die Einfüh-
rung neuer Instrumente für Dia-
gnose und Monitoring, sollen – 
begleitet durch entsprechende 

Förderprogramme – die Basis-
kompetenzen in den Grundschu-
len nachhaltig gestärkt werden. 
Eine kontinuierlich wachsende 
Aufgabe ist auch die schulische 
Integration. Im Lauf des Schul-
jahres setzt der Freistaat daher 
erstmalig verbindliche Sprach-
tests eineinhalb Jahre vor Ein-
schulung und – bei festgestell-
tem Förderbedarf – verpflicht-
ende Sprachförderung um. Die 
schulische Erstintegration wird 
zudem durch die Einführung 
schulartunabhängiger Deutsch-
klassen weiterentwickelt.

Digitalisierung mit Augenmaß

Ebenfalls neue Impulse setzt 
Stolz bei der politischen Bildung 
durch die Einführung der Ver-
fassungsviertelstunde oder die 
Stärkung des Lebensweltbezugs 
durch die Ausweitung des Kon-
zepts „Alltagskompetenzen – 
Schule fürs Leben“.

Die bayerischen Schüler fit für 
die Zukunft zu machen, bedeu-
tet auch Digitalisierung mit Au-
genmaß. Deshalb startet im Frei-
staat der Roll-out der 1:1-Aus-
stattung mit digitalen Endge-
räten an über 900 staatlichen 
Schulen – dies entspricht rund 
zwei Drittel aller teilnahmebe-
rechtigten Schulen. Hinzu kom-
men ein Medien- und KI-Budget 
mit einem jährlichen Gesamtvo-
lumen von 14,5 Mio. Euro.

Ein wichtiges Anliegen der Mi-
nisterin ist auch die „Zukunfts-
werkstatt Bildung in Bayern“ – 
ein Dialogformat, das Stolz im 

vergangenen Jahr in allen Regie-
rungsbezirken gemeinsam mit 
der Schulfamilie ins Leben ge-
rufen hatte. Die Ergebnisse und 
Vorschläge werden aktuell noch 
ausgewertet, die Ministerin kün-
digte aber bereits insbesondere 
drei Maßnahmen für das neue 
Schuljahr an: „Ich werde in die-
sem Jahr den Fokus auf die Ge-
sundheit von Schülerinnen und 
Schülern, aber auch von Lehr-
kräften deutlich verstärken. Resi-
lienz, Achtsamkeit, Stressbewäl-
tigung, Zeitmanagement werden 
immer wichtiger. Zudem werden 
wir die Lehrpläne in allen Schul-
arten modernisieren, insbeson-
dere entschlacken. Auch die Wei-
terentwicklung der Prüfungskul-
tur werden wir in diesem Schul-
jahr grundlegend angehen. Ich 
will mir im Dialog mit den Schul-
familien ganz genau ansehen, 
was, wie und wie viel wir zukünf-
tig prüfen sollten.“

Lehrermangel

„Keiner leugnet den Lehrer-
mangel mehr“, hob die Präsiden-
tin des Bayerischen Lehrer- und 
Lehrerinnenverbands (BLLV), Si-
mone Fleischmann, hervor. Es 
fehlten definitiv überall Lehr-
kräfte. Statt Stunden zu strei-
chen, forderte die Präsidentin 
eine Erweiterung der Stundenta-
fel vor allem in der Grundschule.

Mit Blick auf die Herausforde-

(Fortsetzung von Seite 1)
man bei der fallzahlabhängigen 
Vergütung und vor allen Dingen 
auch hoch komplizierten und 
bürokratischen Form des Finan-
zierungssystems. Eine Existenz-
sicherung von Krankenhäusern 
der Grundversorgung sei damit 
in keiner Weise gewährleistet. 
Das Ziel werde nicht erreicht. 
Dabei gebe es heute schon im 
Finanzierungssystem genug Ins-
trumente, die fallzahlunabhän-
gig und einfach sind. Diese Ins-
trumente wie Notfallstufenzu-
schläge, Sicherstellungszuschlä-
ge oder Zentrumszuschläge 
sollten zügig weiterentwickelt 
und genutzt werden, um so eine 
Form der fallunabhängigen Vor-
haltefinanzierung einzuführen.

3. Ein weiterer zentraler Punkt 
ist eine tatsächliche umfassen-
de Entbürokratisierung, auch 
um die Kosten für die Kranken-
häuser zu senken. Wenn man 
die bürokratische Arbeit nur um 
eine Stunde pro Tag reduzieren 
würde, könnte dies rechnerisch 
rund 21.600 Vollkräfte im ärztli-
chen und etwa 47.000 Vollkräfte 
im Pflegedienst freisetzen.

Versorgungs- 
stabilisierungsgesetz

Gaß zufolge muss dem Re-
formgesetz zwingend ein Ver-
sorgungsstabilisierungsgesetz 
vorgeschaltet werden, um den 
kalten Strukturwandel durch 
kostendeckende Krankenhaus-
vergütungen zu beenden. „Bund 
und Länder müssen nun die 
nächsten beiden Wochen nut-

zen, um den Kompromiss zu 
schmieden. Wir erwarten aber 
auch, dass die Krankenhausträ-
ger eng eingebunden werden. 
Nur so kann die Reform noch 
gelingen.“

Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach kündigte an, im 
Streit um die Krankenhausre-
form auf die Länder zuzugehen. 
Damit soll ein Vermittlungs-
verfahren zwischen Bundestag 
und Bundesrat vermieden wer-
den. Lauterbach betonte, dass 
die Anliegen der Bundesländer 
intensiv berücksichtigt werden 
sollen. Um ihre Forderungen im 
Gesetzgebungsprozess durch-
zusetzen, hatten einige Bundes-
länder bereits mit der Anrufung 
des Vermittlungsausschusses 
gedroht.

Gerlach fordert Soforthilfen

Bayerns Gesundheitsminis-
terin Judith Gerlach forder-
te Soforthilfen für die Kliniken 
in Deutschland.Aus ihrer Sicht 
liegt „die desolate finanzielle La-
ge vieler Kliniken“ vor allem an 
immens gestiegenen Betriebs-
kosten, deren Finanzierung aus-
schließlich der Bund zu regeln 
habe. Die Ministerin unterstütz-
te die DKG-Kritik an der von 
der Bundesregierung geplanten 
Krankenhausreform und forder-
te erhebliche Nachbesserungen 
an dem Gesetzentwurf. Lauter-
bachs Konzept sei unzureichend. 
Damit drohe eine Verschlechte-
rung der Versorgung vor allem in 
manchen ländlichen Regionen. 
Dies gelte es zu verhindern. � DK

Reformprozess am Tief...

rung Integration meinte Fleisch-
mann: „Wenn dies Sprach-
standstests erfordert, dann 
geht das nur mit mehr Perso-
nal und es geht auch nur, wenn 
man dann auch entsprechende 
individuelle Förderangebote für 
die Kinder anbieten kann – was 
auch wiederum Personal und 
Ressourcen benötigt.“ Dies ab-
zuwägen sei ganz klar die Aufga-
be der Kultusministerin.

Digitalisierung mit klaren  
pädagogischen Konzepten

Für die Digitalisierung des Un-
terrichts forderte die BLLV-Prä-
sidentin: „Digitalisierung ja! 
Aber nicht um der Digitalisie-
rung willen, sondern mit klaren 
pädagogischen Konzepten.“ Um 
diese zu erarbeiten, brauche es 
zunächst einen klaren Fokus auf 
das Thema und dann die ent-
sprechende Zeit für Lehrerin-
nen und Lehrer, um diese Kon-
zepte zu entwickeln und zu im-
plementieren. Denn auch das 
könne nicht schon wieder ein-
fach so nebenbei und „on top“ 
gemacht werden.

Ähnlich wie bei der Digitali-
sierung müsse auch bei der Ent-
bürokratisierung der pädagogi-
sche Aspekt, nämlich eine klare 
Linie aus dem Kultusministeri-
um mit maximaler Eigenverant-
wortung und den entsprechen-
den Freiheiten für die Schulen, 

im Vordergrund stehen, beton-
te Fleischmann. Einer der wich-
tigsten Punkte bleibe allerdings 
die Steigerung der Attraktivität 
des Lehrberufs, eng verbunden 
mit der Lehrkräftebildung. Ei-
ne entsprechende Reform kön-
ne aber nur ein Bestandteil sein, 
um wieder mehr Lehrerinnen 
und Lehrer an die Schule zu be-
kommen – „und zwar nicht ir-
gendwen, sondern die Besten“.

Schulen ordentlich ausstatten

„Dafür“, so die Präsidentin, 
„heißt es jetzt aber auch, die 
Kernmannschaft an den Schulen 
gesund zu halten, eine leistungs-
orientierte Besoldung zu gewähr-
leisten und die Schulen entspre-
chend auszustatten“. Es gehe um 
das Kerngeschäft der Kernmann-
schaft, die mit höchster Qualität 
beste Bildqualität liefern will und 
kann. Fleischmanns Fazit: „Der 
BLLV steht für Innovation, Wei-
terdenken, eine kritische Reflexi-
on der Schulstruktur und der Bil-
dungsforschung sowie die Stei-
gerung der Bildungsqualität. Wir 
halten nichts vom blinden Be-
wahren, sich selbst Beweihräu-
chern, einer polemischen Politik 
und Stillstand.“ Resignation kön-
ne nicht der Weg sein. Motivati-
on, Innovation und Veränderung 
benötige starke Lehrkräfte mit 
starken und überzeugenden Ar-
beitsbedingungen. � DK

Herbstklausur der FW-Fraktion in Bad Griesbach:

Ruf nach ehrlicher Realpolitik
Bei ihrer Herbstklausur in Bad Griesbach hat sich die Freie Wäh-
ler-Landtagsfraktion mit aktuellen politischen Herausforderun-
gen befasst und mit namhaften Vertretern aus Wirtschaft und 
Gesellschaft Lösungen erörtert. Auf der Agenda standen z.B. Ar-
beitsmigration und Asyl, Grenzschutz, Hochwasserschutz, Finan-
zen, „Macherschule“ Mittelschule und das Erfolgsmodell Touris-
muswirtschaft in Bayern.

Fraktionsvorsitzender Flori-
an Streibl wies darauf hin, dass 
in Deutschland seit den letzten 
Landtagswahlen etwas in Schief- 
lage geraten sei: „Die Menschen 
haben Angst, sie sind um ihre Si-
cherheit besorgt. Eine Regierung 
muss dafür Sorge tragen, diese 
Sicherheit zu bieten.“ Dabei gehe 
es nicht nur um den Schutz vor 
Gewalttaten, sondern auch um 
die Sicherheit, das eigene Leben 

planen und gestalten zu können. 
Beides leiste der Bund nur noch 
unzureichend.

Streibl zufolge steht seine 
Fraktion klar zum Grundrecht 
auf Asyl, spricht sich aber genau-
so deutlich gegen unkontrollier-
te Zuwanderung, Überforderung 
und Kontrollverlust aus. Men-
schen, die nach Deutschland kä-
men, um als Fachkräfte zu arbei-
ten, seien herzlich willkommen. 
Um den sozialen Frieden im Land 
nicht zu gefährden, sei jedoch ei-
ne neue Realpolitik im Bereich 
Migration erforderlich. „Wir 
werden die Bayerische Staatsre-
gierung deshalb auffordern, ge-
gen die verfehlte Migrationspo-
litik der Ampel zu klagen – mit 
dem Ziel, dass die Bundesregie-
rung endlich ihre verfassungs-
rechtlichen Pflichten erfüllt.“

Sicherheit und Wohlstand für 
die Menschen garantieren

Laut Parteichef Hubert Aiwan-
ger sehen es die Freien Wähler 
als ihre wichtigste Aufgabe an, 
Sicherheit und Wohlstand für die 
Menschen im Land zu garantie-
ren. „Wir sehen aber, dass durch 
die verfehlte Migrationspolitik, 
begonnen in der Merkel-Ära, die-
se Grundfesten nicht mehr ge-
geben sind. Wir dürfen deshalb 
nicht weiter naiv sein, sondern 
wir müssen genau hinschauen, 
wer in unser Land kommt.“ Not-
wendig seien konsequente Rück-
weisungen an den deutschen 
Grenzen. „Indem die Bundesre-
gierung Deutschlands Grenzen 
nicht sichert und unkontrollier-
te Zuwanderung zulässt, verletzt 
sie ihre Verfassungspflichten“, 
unterstrich Aiwanger.

Bei ihrem Besuch der Kont-
rollstelle der Bayerischen Grenz-
polizei erfuhren die Freien Wäh-
ler aus erster Hand, wie effek-
tiv punktuelle Kontrollen von 
Grenzübertritten nach Deutsch-
land sind. Aus ihrer Sicht sollte 
diese bayerische Praxis bundes-
weit Schule machen, um die Si-
cherheit für die Bürgerinnen 
und Bürger zu erhöhen und die 
illegale Zuwanderung wirksam 

zu begrenzen. Dazu brauche es 
aber dringend einen Abbau von 
Bürokratie, um Beamten mehr 
Spielräume bei Zurückweisun-
gen einzuräumen.

Vorbildwirkung hat auch das 
grenzübergreifende Katastrophen- 
schutzlager in Schärding. Beim 
Besuch der Fraktion wurde deut-
lich, dass die Einsatzkräfte bei 
Hochwasserlagen sehr schnell re-
agieren und den Bürgern vor Ort 
umfassend helfen können.

Mittelschulen als 
Talentschmieden

Auch die Mittelschulen ste-
hen weiter im Zentrum der Auf-
merksamkeit: Laut FW sind sie 
Talentschmieden für das Hand-
werk, die Industrie, Gastrono-
mie und Pflege und gleichzeitig 
ein hervorragendes Sprungbrett 
für eine Vielzahl von Bildungs- 
und Karrierewegen, kurzum: 
echte „Macherschulen“, die 
Schülerinnen und Schüler in be-
sonderer Weise auf ihr Berufs-
leben vorbereiten. Um die Mit-
telschule weiter zu stärken und 
sie zukunftsfest aufzustellen, 
haben die Freien Wähler einen 
Maßnahmenmix erarbeitet, der 
etwa die Einführung von A 13 
für alle Lehrkräfte beinhaltet. 
Auch soll die Qualität des Leh-
rens und Lernens insbesondere 
im Bereich der Basiskompeten-
zen weiter gestärkt werden.

Unterstützung für 
Heilbäder und Thermen

Weiterhin unterstützt wer-
den sollen überdies die für den 
bayerischen Tourismus wich-
tigen Heilbäder und Thermen, 
wie etwa das Bäderdreieck in 
Niederbayern. Hierzu wird ein 
Programm zur Stärkung des Ge-
sundheitstourismus gefordert. 
Heilbäder und Kurorte spielten 
mit 100.000 Arbeitsplätzen und 
einer jährlichen Wertschöpfung 
von 4,5 Milliarden Euro eine tra-
gende Rolle für den bayerischen 
Gesundheitstourismus. Die Frak- 
tion beabsichtigt, diesen Stel-
lenwert langfristig zu erhalten, 
denn jede vierte Übernachtung 
sei Kurorten und Heilbädern zu-
zurechnen. Gerade die Zusam-
menarbeit öffentlicher und pri-
vater Einrichtungen sei der 
Schlüssel der bayerischen Er-
folgsbranche Tourismus, heißt 

es in einer der zahlreichen ver-
abschiedeten Resolutionen.

Notwendig sei auch, Unter-
nehmen endlich wirksam zu ent-
lasten, bekräftigte Parteichef Ai-
wanger. „Wir müssen Steuern 
und Abgaben für unsere Betrie-
be senken, sonst ist die Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschafts-
standorts Deutschland akut ge-
fährdet. Wir brauchen einen 
Befreiungsschlag für die Wirt-
schaft. Die Unternehmen brau-
chen mehr Spielraum und des-
halb muss die Bundesregierung 
ihre fehlgeleitete Wirtschafts-
politik dringend korrigieren.“

Auskömmliche Ausstattung 
für die Kommunen

Auch die Finanzpolitik stand 
auf der Agenda der FW-Klau-
surtagung. Die Freien Wähler im 
Bayerischen Landtag bekennen 
sich klar zur Schuldenbremse in 
Deutschland und Bayern. Den-
noch halten sie an ihrer bereits 
im November 2023 erhobenen 
Forderung nach einer Investiti-
onsklausel für einige wenige ele-
mentare Vorhaben fest.

Bayerns Kommunen müsse 
eine auskömmliche finanzielle 
Ausstattung ihrer Aufgaben zur 
Verfügung gestellt werden. Eine 
Erhöhung der Steuereinnahmen 
gelingt laut FW nur unter einer 
Voraussetzung: „Um langfristig 
die Stärke der bayerischen Wirt-
schaft sicherzustellen, brauchen 
wir auf Bundesebene zukünf-
tig eine Veränderung hin zu ei-
ner leistungs- und wirtschafts-
freundlichen Politik.“ � DK

Kinder in Gefahr!
Über 20.000  

Gefährdungseinschätzungen 
für Kinder und Jugendliche 

Wie das Bayerische Landesamt 
für Statistik mitteilt, werden 
in Bayern im Jahr 2023 insge-
samt 20.295 Verfahren zur Ein-
schätzung der Gefährdung des 
Kindeswohls durchgeführt. Be-
troffen sind 10 584 Jungen und 
9.711 Mädchen.  

Insgesamt ergeben 2.621 Ge-
fährdungseinschätzungen (12,9 
Prozent) eine akute und 2.202 
(10,9 Prozent) eine latente Kindes-
wohlgefährdung. Dabei sind An-
zeichen für eine Vernachlässigung, 
eine psychische oder körperliche 
Misshandlung die häufigsten einer 
Kindeswohlgefährdung.  

Darüber hinaus wird bei 7.285 
Gefährdungseinschätzungen 
(35,9 Prozent) zwar keine Kin-
deswohlgefährdung, aber Hil-
febedarf im Rahmen einer Un-
terstützung durch Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe wie 
zum Beispiel Erziehungsbera-
tung oder eine Schutzmaßnah-
me festgestellt.  In 8.187 Fällen 
(40,3 Prozent) wird weder eine 
Kindeswohlgefährdung noch ein 
weiterer Hilfebedarf ermittelt.  

Meldungen an Jugendämter er-
folgten in den häufigsten Fällen 
(6.113) durch Polizei, Gericht oder 
Staatsanwaltschaft, sowie von der 
Schule (2.106). 1.854 Fälle wurden 
von Bekannten bzw. Nachbarn ge-
meldet, 2.093 anonym.  

Eine Kindeswohlgefährdung 
liegt dann vor, wenn das kör-
perliche, geistige und seelische 
Wohl eines Kindes durch das 
Tun oder Unterlassen der Eltern 
oder Dritter gravierende Beein-
trächtigungen erleidet, die dau-
erhafte oder zeitweiligeSchädi-
gungen in der Entwicklung des 
Kindes zur Folge haben können.  

Eine Gefährdungseinschätzung 
ist vom Jugendamt dann abzuge-
ben, wenn wichtige Anhaltspunk-
te für die Gefährdung des Wohles 
eines Kindes oder Jugendlichen 
bekannt werden, es sich darauf-
hin einen unmittelbaren Eindruck 
von dem Minderjährigen und sei-
ner persönlichen Umgebung ver-
schafft hat und das Gefährdungs-
risiko anschließend im Zusam-
menwirken mehrerer Fachkräfte 
eingeschätzt wurde. � r
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die Hiobsbotschaften über 
Starkregen und Hochwas-
ser, Hitzeperioden und Tro-
ckenheit ereilen uns seit eini-
ger Zeit in immer kürzeren Ab-
ständen. Freilich gab es das 
auch früher schon. Doch Häu-
figkeit und Intensität solcher 
Extremwetterereignisse neh-
men zu. Dass dies eine Fol-
ge des Klimawandels ist, dar-
an zweifelt mittlerweile wohl 
(fast) niemand mehr.

Das Thema Klimawandel ist 
beileibe kein neues. Erste Studienergebnisse zu 
den heutigen klimatischen Veränderungen gab 
es bereits vor über 50 Jahren. Dennoch wurde 
lange nur wenig gegen den Treibhausgaseffekt 
unternommen. Auch deshalb rückt nun zuneh-
mend die Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels in den Fokus.

Der menschengemachte Klimawandel ist real. 
Seine Auswirkungen sind vielfältig und wir be-
kommen sie alle zu spüren: durch gesundheitli-
che Beeinträchtigungen, Schäden an Infrastruk-
tur und Transportwegen, Ertragsausfälle in der 
Landwirtschaft, Artenwandel und Artenster-
ben, Bodenerosion und vieles mehr.

Ein „weiter so“ können wir uns nicht mehr er-
lauben. Maßnahmen, um den Klimawandel zu 
verlangsamen, sind unverzichtbar und wir alle 
müssen etwas dazu beitragen. Seit einiger Zeit 
ergänzt jedoch eine weitere Säule den globa-
len Umgang mit dem Klimawandel: die Klima-
folgenanpassung.

Maßnahmen zur Vorsorge und Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels tragen dazu bei, 
die Lebensqualität für uns alle zu erhalten und 
zu verbessern. Indem wir in Klimaanpassung 
investieren, schaffen wir die Grundlage für ei-
ne weiterhin lebenswerte Gemeindeinfrastruk-
tur, für den Erhalt der Gesundheit, Lebensqua-

lität und das Wohlbefinden 
von uns allen. Den Landkrei-
sen und Kommunen kommt 
hier eine zentrale Rolle zu. 
Denn die Folgen des Klima-
wandels betreffen nahezu al-
le kommunalen Handlungs-
felder, wie beispielsweise die 
Stadt-, Grün- und Entwässe-
rungsplanung, die Verkehrs-
wegeplanung, die Wald- und 
Forstwirtschaft oder die Ge-
sundheit. Die Herausforderun-
gen des Klimawandels erfor-
dern gemeinsames Handeln 
auf lokaler Ebene.

Um dieser Verantwortung 
nachzukommen und den Landkreis widerstands-
fähiger gegenüber den Auswirkungen des Kli-
mawandels zu machen, gehen wir im Landkreis 
München das Thema strategisch an und erstel-
len bis Ende des Jahres 2025 ein landkreiswei-
tes Konzept zur Anpassung an den Klimawan-
del. Mit seiner Hilfe sollen anschließend geziel-
te Maßnahmen geplant und umgesetzt werden.

Im Rahmen des Konzepts, dessen Erstellung 
durch das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-
cherschutz gefördert wird, werden diejenigen 
Themenbereiche und Kommunen im Landkreis 
München identifiziert, die besonders anfällig für 
die Auswirkungen des Klimawandels sind. Dar-
auf aufbauend sollen gezielte Maßnahmen zur 
Risikominderung entwickelt und der Landkreis 
so widerstandsfähiger gegenüber Hitze, Dürre, 
Starkregen und anderen klimatischen Extremen 
gemacht werden.

Unser Ziel ist es, eine nachhaltige Strategie 
zur Klimaanpassung zu entwickeln, die langfris-
tig Bestand hat und nicht nur reagiert. Wir wol-
len die Anpassung an Auswirkungen des Klima-
wandels aktiv gestalten und vorausschauend 
lenken, damit unser Landkreis auch in Zukunft 
ein lebenswerter Ort für die jetzige und nachfol-
gende Generationen bleibt.

Je mehr Kommunen und Landkreise sich die-
sem Ziel anschließen und Taten folgen lassen, 
umso wirkungsvoller werden die Ergebnisse 
sein. Packen wir’s also an!

Mit den besten Grüßen

GZ KOLUMNE
Christoph Göbel

Erhalt der  
Lebensqualität durch 

Klimafolgenanpassung

Liebe Leserinnen
und Leser,

26. September 2024

Ihr Christoph Göbel
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises München

Festakt 25 Jahre Senioren-Union:

Mit Erfahrung Zukunft gestalten
„Die Senioren-Union ist der politische Anwalt der Interessen der Se-
niorinnen und Senioren – wir sind ihre Stimme innerhalb unserer 
CSU wie auch in der Gesellschaft“, erklärte Franz Meyer, Landesvor-
sitzender der Senioren-Union der CSU, Staatssekretär a.D. und Alt-
landrat, anlässlich des Festakts „25 Jahre Senioren-Union der CSU“. 

Dafür waren in die CSU-Lan-
desleitung nach München zahl-
reiche prominente Gäste ge-
kommen; allen voran Minis-
terpräsident a.D. Dr. Günther 
Beckstein, der ebenso ein Gruß-
wort sprach wie der Ehrenvor-
sitzende der Senioren-Union, 
Minister a.D. Dr. Thomas Gop-
pel, der österreichische Bun-
desratspräsident Mag. Franz Eb-
ner, CSU-Generaltsekretär Mar-
tin Huber, der Abt des Klosters 
Scheyern, Markus Eller, Pfarrer 
Simon Döbrich aus Starnberg, 
Claus Bernhold, Stellvertreten-
der Bundesvorsitzender der Se-
nioren-Union der CDU und Ni-
cola Gehringer, Mitglied im Bun-
desvorstand der Jungen Uni-
on. Den Festvortrag hielt Prof. 
Sigmund Gottlieb, ehemaliger 
Chefredakteur des Bayerischen 
Fernsehens. 

Anwalt der älteren Generation

„Unser Festakt zum 25jäh-
rigen Bestehen ist ein Meilen-
stein, der vor allem deutlich ma-
chen muss, wie wichtig die Rol-
le und das Mandat der Senio-
ren-Union sind“, erklärte Meyer. 
„Die Senioren-Union ist der po-
litische Anwalt der Seniorinnen 

und Senioren.“ Der älteren Ge-
neration eine deutliche Stimme 
zu geben, sei innerhalb der CSU 
ebenso wichtig wie in der Ge-
sellschaft. Die Erwartung eines 
harmonischen Lebensabends 
sei durch Eingriffe der Berliner 
Ampel-Koalition immer mehr in-
frage gestellt. Die Anerkennung 
der Lebensleistung der älteren 
Menschen fehle und deren fi-
nanzielle Grundlagen seien ge-
fährdet. 

Bayern- und bundesweite 
Aufmerksamkeit

Gerade in der Gesundheitspo-
litik orientiere sich die Berliner 
Regierung an rot-grünen Ideo-
logien, die die flächendeckende 
medizinische Versorgung und 
die Bezahlbarkeit von Pflege-
plätzen aufs Spiel setzen. „Vom 
Leben im ländlichen Raum hat 
man in Berlin keine Ahnung“, 
mahnte der Landesvorsitzende. 
„In der bayerischen Politik und 
in der CSU haben wir mit hart-
näckigem Einsatz erreicht, dass 
die Aufmerksamkeit für unse-
re Altersgruppe gewachsen ist“, 
ist sich Meyer sicher. „Auch neh-
men wir zu vielen aktuellen Fra-
gen Stellung und finden mit un-

serer Kritik – von der Gefähr-
dung der Mütterrente bis zur 
Abschaffung von Faxgeräten in 
Behörden – bayern- und bun-
desweit Aufmerksamkeit.“ Es 
seien gerade auch die vielen 
Mitglieder der Senioren-Union, 
die mit ihrer Erfahrung die Zun-
kunft gestalten. 

Menschen ernstnehmen 
in ihrer Lebenswirklichkeit 

Klar bestärkt hat CSU-Gene-
ralsekretär Martin Huber die 
Mitglieder der Senioren-Uni-
on in ihrem Bestreben „dass die 
Menschen in ihrer Lebenswirk-
lichkeit ernst- und wahrgenom-
men werden.“ Es gelte den Kom-
pass der Politik auszurichten an 
einem christlichen Menschen-
bild. Dabei geht es nach Huber 
keineswegs nur um tagespoliti-
sche Unterschiede; vielmehr ge-
he es auch um grundsätzliche, 
fundamentale Unterschiede. 
„Es geht darum, von unserem 
christlichen Menschenbild her-
aus zu sagen was uns ausmacht. 
Die Personalität, die Solidarität, 
die Subsidiarität als Grundpfei-
ler der christlichen Soziallehre 
sind doch auch die Pfeiler unse-
rer Wirtschafts- unserer Arbeits-
markt- unserer Sozialpolitik. Ge-
rade bei unseren Unterschie-
den im Grundsätzlichen merken 
wir ganz klar, dass die Ampel auf 
einem völlig falschen Dampfer 
ist“, äußerte Huber. � aha

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann und Justizminister Georg Eisenreich:

Verstärkte Bekämpfung der  
grenzüberschreitenden Kriminalität 

Aufgriffszahlen auf weiter hohem Niveau – Mehr Personal für die Grenzpolizei  
Spezialisierung bei allen grenznahen Staatsanwaltschaften

Auch in diesem Jahr ist die Bayerische Grenzpolizei bei der Be-
kämpfung grenzüberschreitender Kriminalität voll gefordert. Bei 
einer ersten Zwischenbilanz für das laufende Jahr erklärte Bay-
erns Innenminister Joachim Herrmann: „Die hochprofessionel-
le Arbeit unserer Grenzpolizei ist wichtiger denn je und sorgt 
für mehr Sicherheit! Illegale Migration, menschenverachtende 
Schleuserbanden und internationale Verbrecherbanden – der im-
mer noch absolut desolate Schutz der EU-Außengrenzen ist leider 
ein großes Sicherheitsproblem.“ 

Vor allem seien weiterhin kon-
sequente Kontrollen an deut-
schen Grenzen erforderlich. 
„Um die Kontrolldichte spürbar 
zu erhöhen, werden wir die Bay-
erische Grenzpolizei bis 2028 
um weitere 500 auf dann insge-
samt 1.500 Stellen verstärken“, 
betonte der Innenminister. Zu-
dem setze die Bayerische Grenz-
polizei auf eine sehr enge Zu-
sammenarbeit mit der Bundes-
polizei, die ebenfalls im grenzna-
hen Raum und an den Grenzen 
kontrolliert.

Eisenreich: Strafverfolger 
vernetzen sich

Die bayerische Justiz hat ih-
re Schlagkraft gegen die Organi-
sierte Kriminalität durch das be-
reits im April 2021 erfolgreich 
bei allen grenznahen Staats-
anwaltschaften eingeführte 
‚Traunsteiner Modell‘ weiter er-
höht). Bayerns Justizminister 
Georg Eisenreich: „Organisier-
te Kriminalität macht vor Län-
dergrenzen nicht Halt. Die Täter 
gehen insbesondere bei Schleu-
sungen teilweise skrupellos vor. 
Unsere Strafverfolger vernetzen 
sich mit Ermittlern aus dem Aus-
land, um an die Hintermänner 
der Verbrechen im In- und Aus-
land heranzukommen.“ 

Herrmann:  
12.500 Fahndungstreffer

Laut Herrmann hatte die Baye- 
rische Grenzpolizei von Januar 
bis einschließlich August 2024 
34.478 Vorgänge zu bearbei-

ten (Vorjahreszeitraum: 36.710). 
Bei den Schleierfahndungskon-
trollen, den vorübergehenden 
Grenzkontrollen an der Land-
grenze zu Österreich und Tsche-
chien sowie bei den Grenzkon- 
trollen an den bayerischen Flug-
häfen Nürnberg und Memmin-
gen erzielten die Grenzfahn-
der in diesem Zeitraum 12.575 
Fahndungstreffer (Vergleichs-
zeitraum 2023: 14.973), bei-
spielsweise weil ein Haftbefehl 
vorlag oder ein Fahrzeug wegen 
Diebstahl ausgeschrieben war. 

Unter den Fahndungstreffern 
befanden sich 739 Personen, 
nach denen von Justizbehörden 
mit Haftbefehl gefahndet wurde 
(Vergleichszeitraum 2023: 950). 
Dazu kommt eine Vielzahl auf-
gedeckter Straftaten: Im Bereich 
der Waffen- und Sprengstoffde-
likte waren das 615 Fälle (Ver-
gleichszeitraum 2023: 645), im 
Bereich der Urkundendelikte 
956 Fälle (Vergleichszeitraum 
2023: 921), worunter beispiels-
weise Passfälschungen oder 
die missbräuchliche Verwen-
dung von Ausweisen fallen. Im 
Bereich der Rauschgiftkrimina-
lität stellten die Grenzfahnder 
1.609 Fälle fest (Vergleichszeit-
raum 2023: 2.701). Der Rück-
gang dürfte laut Herrmann vor 
allem in der Legalisierung von 
Cannabis in Deutschland be-
gründet sein.

Fachliche Spezialisierung

Das von der Justiz etablierte 
‚Traunsteiner Modell‘ zeichnet 
sich aus durch hohe fachliche 

Spezialisierung der Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte, star-
ke Vernetzung mit den Dienst-
stellen von Bayerischer Grenz-
polizei und Bundespolizei und 
eine enge Zusammenarbeit mit 
grenznahen Staatsanwaltschaf-
ten der Nachbarländer, mit Eu-
rojust und Europol. Eisenreich: 
„Bayern hat seine Schlagkraft 
gegen das organisierte Verbre-
chen erhöht und von 2018 bis 
2021 das sogenannte ‘Traun-
steiner Modell‘ erfolgreich bei 
allen grenznahen Staatsanwalt-
schaften eingeführt. Die Spezial-
staatsanwälte ermitteln an Bay-
erns potenziellen Einfallstoren 
der internationalen Kriminalität. 
Die Staatsanwaltschaft Traun-
stein hat Pionierarbeit geleis-
tet. Der Freistaat stärkt seit Jah-
ren die Justiz und vor allem die 
Staatsanwaltschaften. Die Justiz 
erhält in den Jahren 2024/2025 
350 zusätzliche Stellen. Ich bin 
froh, dass wir insbesondere 120 
neue Stellen für Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte schaf-
fen. Wir haben dann über 1.000 
Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte. Die Staatsanwaltschaft 
Traunstein erhält acht zusätz-
liche Stellen und schafft damit 
u.a. eine zusätzliche Abteilung 
für Schleuserverfahren.“

Hilfe bei illegaler Migration

Auch bei der Eindämmung der 
illegalen Migration leistet die 
Bayerische Grenzpolizei nach 
Herrmanns Worten einen wich-
tigen Beitrag. So gelang es den 
bayerischen Fahndern an der 
Grenze zu Österreich in diesem 
Jahr bislang 888 Fälle unerlaub-
ter Einreisen festzustellen (Vor-
jahreszeitraum 2023: 1.281) und 
an der Grenze zu Tschechien 499 
Fälle (Vorjahreszeitraum 2023: 
483). Zudem haben bayerische 
Grenzpolizisten 104 Schleuser 
festgenommen (Vorjahreszeit-
raum 2023: 160). „Der aktuel-

le Rückgang der hohen Fallzah-
len im illegalen Migrationsge-
schehen bedeutet leider noch 
keine Trendwende“, stellte der 
Innenminister fest. „Die nach 
dem schrecklichen Solinger An-
schlag angekündigten Maßnah-
menpakete der Bundesregie-
rung zur Eindämmung der ille-
galen Migration müssen nicht 
nur schleunigst umgesetzt, son-
dern insbesondere deutlich aus-
gebaut werden.“ Mit Blick auf 
den mangelhaften Schutz der 
EU-Außengrenzen und auch dar- 
auf, dass Mitgliedstaaten wie 
Italien sich beharrlich weigern, 
Asylbewerber im Dublin-Ver-
fahren zurückzunehmen, erklär-
te Herrmann: „Das sind schwe-
re Verstöße gegen geltendes eu-
ropäisches Recht. Die Bundes-
regierung fordere ich auf, die 
Bundespolizei endlich anzuwei-
sen, Personen auch dann an  
den Binnengrenzen zurückzu-
weisen, wenn sie ein Asylersu-
chen äußern. Denn Flüchtlinge 
an den deutschen Landgrenzen 
kommen ausnahmslos aus si-
cheren Drittstaaten.“

Ampelregierung: Verfehlte 
Asyl- und Zuwanderungspolitik

Justizminister Eisenreich: „Die 
verfehlte Asyl- und Zuwande-
rungspolitik der Ampelregierung 
wirkt sich auf die Sicherheitslage 
in Deutschland aus. Die Zahl der 
Schleuserkriminalität bewegt 
sich seit Jahren auf einem hohen 
Niveau. Die Beschlüsse der Am-
pelregierung sind unzureichend. 
Der Bundesregierung fehlt bis-
lang der Wille, die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen. Die 
Bundesregierung darf nicht wie-
der auf Zeit spielen. Wir brau-
chen dringend eine Steuerung 
und konsequente Begrenzung 
der Zuwanderung.“� r

Bundeskonferenz Gleichstellungsstellen in Würzburg:

Wie begegnen Kommunen  
weiblichen Armutsrisiken?

Einen würdigen Rahmen für den 40.Geburtstag der Bundeskon-
ferenz der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftrag-
ten bot das CCW in Würzburg für etwa 500 Gäste. Das Thema der 
Konferenz: Armut. Weibliche Armut. 

Frauen haben im Schnitt im-
mer noch weniger Einkommen 
und deutlich niedrigere Alters-
renten als Männer. Alleinerzie-
hende, Migrantinnen und Frau-
en mit Behinderungen sind be-
sonders von Armut betroffen 
bzw. armutsgefährdet.  Die Bun-
desarbeitsgemeinschaft (BAG) 
der kommunalen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten 
fordern die Politik in Bund und 
Ländern auf, gezielte Maßnah-
men umzusetzen und entspre-
chende Gesetze zu verabschie-
den. Bundesfrauenministerin 
Lisa Paus: „In Deutschland sind 
Frauen jeden Alters stärker ar-
mutsgefährdet als Männer. Und 
mit zunehmendem Alter wird 
der Unterschied immer größer. 
Das ist buchstäblich ein Armuts-
zeugnis für unser Land!

Schon im jungen Alter wer-
den die Weichen für Armutsge-
fährdung im Alter gestellt: Frau-
en sind – insbesondere ab dem 
30. Lebensjahr – weniger er-
werbstätig als Männer. Und das 
oft unfreiwillig. Viele treten mit 
Geburt des ersten Kindes be-
ruflich kürzer, weil die Sorge für 
Kinder, Haushalt und manchmal 
auch Pflegebedürftige weitge-
hend auf ihren Schultern liegt. 
Verlässliche Betreuung von Kin-
dern im Grundschulalter fehlt 
noch immer an vielen Orten. 
Vielen Frauen bleiben langfristig 
in der reduzierten Stundenzahl. 
Flexible Arbeitszeitmodelle sind 

zu selten Standard, die Stunden-
zahl aufzustocken trifft auf Wi-
derstand, Führen in Teilzeit wird 
abgelehnt. Das Ergebnis sind 
kleinere Einkommen, weniger 
Chancen im Job und schlechte-
re Absicherung im Alter. Zu vie-
le Frauen werden so auf Dauer 
wirtschaftlich abhängig.

Wirtschaftliche Eigenstän-
digkeit der Einzelnen benötigt 
deshalb mehr Aufmerksamkeit! 
Hindernisse etwa im Steuer-
recht sollten abgebaut, flexible 
Arbeitszeitmodelle und Führen 
in Teilzeit gestärkt werden. Ziel 
muss es sein, ökonomisch auf 
eigenen Beinen zu stehen, auch 
wenn sich das Leben ändert - für 
Frauen wie Männer. Daran müs-
sen wir bestehende Strukturen 
messen. Wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit schützt vor Armut 
und sie eröffnet Freiräume für 
Selbstbestimmung!“

Bayerns Sozialministerin und 
Frauenbeauftragte der Staatsre-
gierung Ulrike Scharf betont: „Al-
tersarmut trifft vor allem Frauen. 
Ein eigenes Einkommen, gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit, eine soli-
de Altersvorsorge und finanziel-
le Bildung dürfen keine Wunsch-
vorstellungen bleiben. Das sind 
die Grundlagen, um Armut bei 
Frauen zu verhindern.“ Um einer 
ungleichen Geschlechterökono-
mie entgegenzuwirken wird u.a. 
die Abschaffung des Ehegattens-
plittings gefordert. https://www.
gleichberechtigt.org/. � r

https://www.gleichberechtigt.org/
https://www.gleichberechtigt.org/
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Leute ‚falsch‘ gewählt. Das hilft 
niemandem“, machte der lang-
jährige Landkreischef deutlich.

Noch schlimmer sind aus seiner 
Sicht von der Bundespolitik auf-
gelegte „Demokratieförderpro-
jekte“ für Ostdeutschland. Diese 
taugten ausschließlich dazu, die 
Wahlentscheidungen als Haupt- 
bestandteil demokratischer Ver- 
fasstheit zu relativieren. „In die-
se Falle sind leider viele hineinge-
tappt“, bedauerte Sager. „Statt-
dessen wäre hier eine vernünf-
tige Politik insbesondere für die 
Menschen in den ländlichen Räu-
men das richtige Rezept und 
nicht eine Verknüpfung von Ta-
tenlosigkeit und anschließender 
Wählerbeschimpfung.“

Stabilitätsanker in der Fläche

Die Landkreise unternähmen 
viel, um gerade in schwierigen 
Zeiten als Stabilitätsanker in 
der Fläche wahrgenommen zu 
werden. Es sei wichtig, das Ver-
trauen der Menschen in staatli-
che Strukturen zu stärken. Aller-
dings bestehe kein Grund, mit 
der Bundespolitik zufrieden zu 
sein, so der Präsident: „Es lässt 
sich etwa beim Heizungsgesetz, 
beim 49-Euro-Ticket oder in 
der Krankenhausversorgung so-
wie im Wohnungsbau nicht be-
haupten, dass die Bundesregie-
rung eine Politik für das gesam-
te Land gemacht hat.“

Die Krankenhausreform bei-
spielsweise werde die Men-
schen in den Landkreisen direkt 
und in negativer Weise betref-
fen. Sager: „Zwar hat der Bund 
noch immer nicht die von uns 
geforderte Auswirkungsanaly-
se vorgelegt. Aber man muss 
kein Prophet sein, um jeden-
falls generell abzusehen, was da 
auf uns zukommt: ein Abbau bei 
den stationären medizinischen 
Versorgungsstrukturen in länd-
lichen Räumen. Wir befürch-
ten, dass am Ende in den Land-
kreisen vorwiegend nur noch die 
„Sektorenübergreifenden Ver-
sorgungseinrichtungen“ beste-
hen werden. Das können in ein-
zelnen Gebieten durchaus leis-
tungsfähige medizinische Ein-
richtungen sein. Sie sind aber 
längst nicht überall geeignet, ge-
rissene Lücken in der Kranken-
hauslandschaft zu füllen. Vor al-
lem aber verweigert die Bundes-
politik seit fast zwei Jahren den 
Krankenhäusern die notwendige 
ausreichende Finanzierung. Dies 
führt dazu, dass flächendeckend 
fast alle Krankenhäuser in den 
Roten Zahlen sind.“

Landkreise müssen  
mit Milliarden einspringen

Die Landkreise in Deutschland 
brächten allein für ihre eigenen 
Krankenhäuser im Jahr 2024 ei-
nen Betrag von mindestens zwei 
bis drei Milliarden Euro auf, um 
diese vor der Insolvenz zu be-
wahren. Dies seien Gelder, die 
für andere ebenso wichtige, 
aber eigene Aufgaben der Land-
kreise nicht zur Verfügung ste-
hen. In einem solchen Szenario 
eine Reform durchzuziehen, sei 
weder sachlich noch politisch 
nachvollziehbar, stellte Sager 
fest. Auf völliges Unverständnis 
treffe auch die Reform des Ret-
tungsdienstes. Dafür sei entge-
gen den ursprünglichen Absich-
ten kein ordentliches Gesetzge-
bungsverfahren mehr geplant. 
Vielmehr wolle der Bundes-
gesundheitsminister nun über 
Fraktionsänderungsanträge im 
laufenden Verfahren zur Not-
fallreform Beteiligungsrechte 
umgehen und auf Abstimmun-
gen mit Ländern und kommuna-
len Spitzenverbänden verzich-
ten. Auch dies sei ein weiterer 
Schlag ins Gesicht der Kommu-
nen, deren fachlich berechtigter 
Kritik man offenbar elegant ver-
suche, aus dem Weg zu gehen.

Auch in der Migrationspoli-
tik lasse der Bund Konsequenz, 
Ordnung und Steuerung ver-
missen, fuhr der DLT-Chef fort. 
Die Belastungssituation in den 
Landkreisen sei ungeachtet der 
aktuell leicht rückläufigen Asyl-
zahlen nach wie vor zu hoch. 
Zahlreiche Antragsteller aus 
dem vergangenen Jahr warte-
ten noch auf ihren Bescheid. 
Hinzu kämen die rund 1,2 Millio-
nen Flüchtlinge aus der Ukraine.

Die Akzeptanz in der Bevölke-
rung sei gering und sinke weiter. 
Von der im vergangenen Jahr 
ausgerufenen Rückführungsof-
fensive sei nur wenig zu spüren. 
Darüber hinaus seien keine Ka-
pazitäten für eine gelingende In-
tegration vorhanden, um die es 
ja eigentlich gehen sollte. „Ne-
ben schnelleren Asylverfahren 
brauchen wir daher dringend 
geringere Zuzugszahlen. Dazu 
dauerhafte Grenzkontrollen und 
mehr Migrationsabkommen mit 
Drittstaaten, auch mit der Tür-
kei. „Und der Bund versagt uns 
seit Anfang 2022 den Vollaus-
gleich der flüchtlingsbedingten 
Unterkunftskosten. Da reden wir 
bis heute über mehr als 7 Milliar-
den Euro“, erläuterte Sager.

Rücklagen werden  
aufgebraucht

Er wies zudem darauf hin, dass 
ohne ordentlich finanziell aus-
gestattete Landkreise und Ge-
meinden kein Staat zu machen 
sei. „Von den 294 Landkreisen 
haben im letzten Jahr 189 ihren 
Haushalt nicht oder nur unter 
Rückgriff auf ihre Rücklangen 
ausgleichen können. Das sind 
zwei Drittel. 2024 werden dies 
281, also fast alle Landkreise 
sein. Vielfach werden die Rück-
lagen in Milliardenhöhe damit 
vollständig aufgebraucht sein.“ 
Die Länder, aber über die Stär-
kung der kommunalen Steuer-
basis auch der Bund, müssten 
für eine aufgabenangemessene 
Finanzausstattung der Kommu-
nen sorgen.

Die föderalen Kräfte seien ins-
gesamt zu stärken. Das betref-
fe auch den Klimaschutz. „Fort-
schritte kann es hier nur ge-
meinsam mit den Landkreisen 
geben. Wir sehen große Wert-
schöpfungspotenziale in den 
ländlichen Räumen, zum Bei-
spiel bei der Windenergienut-
zung oder bei Wasserstofftech-
nologien. Zudem muss die Netz- 
entgeltregulierung so ausgestal-
tet werden, dass nicht die be-
sonders intensiv die erneuerba-
ren Energien tragenden Landes-
teile die höchsten Netzentgelte 
leisten müssen.“

Menschen zusammenführen

Die Berliner Politik müsse 
sich stärker dafür einsetzen, die 
Menschen im Land zusammen-
zuführen, bilanzierte der DLT-
Chef. „Wir müssen alles daran-
setzen, unser Land weiterzuent-
wickeln, seine Errungenschaf-
ten zu sichern und es für den 
globalen Wettbewerb zu rüs-
ten. Ich sehe zu diesem Mitein-
ander, dem wir wieder zu mehr 
Geltung verhelfen müssen, kei-
ne Alternative.“

Auch aus Sicht von Vizekanz-
ler und Bundeswirtschaftsminis-
ter Robert Habeck „müssen wir 
uns den Herausforderungen un-
serer Zeit gemeinsam stellen“. 
Es brauche jetzt die fortgesetz-
te, konzentrierte Zusammenar-
beit aller demokratischen Kräf-
te in ländlichen Räumen und in 
den Städten für ein gutes gesell-
schaftliches Miteinander auch 
in herausfordernden Zeiten. 
„Dabei sind die Landkreise und 
der Landkreistag eine entschei-
dende Stimme und ein zentra-
ler Partner vor Ort, sie arbeiten 
Tag für Tag daran, das Leben für  
die Menschen vor Ort besser  
zu machen und die großen Her-

ausforderungen zu bewältigen.“
Zuvor hatte Bayerns Minis-

terpräsident Dr. Markus Sö-
der bei seiner Begrüßung dar-
auf hingewiesen, dass der Frei-
staat Bayern ein starker Partner 
der Kommunen und des ländli-
chen Raums sei. „Nur wenn es 
den Kommunen gut geht, geht 
es dem Land gut.“ 

Söder: Der ländliche Raum 
ist die Seele Bayerns

Rund 30 Prozent des Haus-
halts gingen an die Kommunen. 
„Der ländliche Raum ist die See-
le Bayerns und hat für uns den 
gleichen Stellenwert wie die 
Metropolen“, so Söder. Bedau-
erlicherweise lege der Bund den 
Kommunen aber durch praxis-
ferne Beschlüsse und Bürokratie 
immer neue Steine in den Weg. 
Dies führe zu einer Überforde-
rung. Gerade in der Asylpolitik, 
bei der Energie und der fehler-
haften Krankenhausreform wer-
de das deutlich.

Bei der Migration brauche es 
in Deutschland am Ende weit 
weniger als 100.000 Zugänge 
pro Jahr, weil Integration sonst 
nicht mehr möglich ist. Des Wei-
teren müsse die Bundesregie-
rung für mehr Abschiebearrest-
plätze im Land sorgen und Rück-
führungsverträge mit Ländern 
wie Syrien und Afghanistan aus-
handeln. Wer offene Grenzen 
haben wolle, müsse auch in der 
Lage sein, diese zu schützen. Da-
für seien Grenzkontrollen und 
eine Grenzpolizei, wie Bayern sie 
habe, vonnöten. Außerdem plä-
dierte der Ministerpräsident für 
die flächendeckende Einführung 
einer Bezahlkarte für Flüchtlin-
ge. Allerdings sei das Bundes-
gesetz so „wässrig formuliert“, 
dass es einige Unsicherheiten 
gebe. Die Bezahlkarte brauche 
es jedoch, um Deutschland für 
Zuwanderer nicht zu attraktiv zu 
machen.

Brösel fordert  
signifikante Stärkung der 
kommunalen Steuerbasis

In seiner Antrittsrede wies der 
neue DLT-Chef Achim Brötel dar- 
auf hin, dass die Landkreise wie 
keine zweite Ebene für lösungs-
orientiertes, zupackendes Han-
deln und damit zugleich auch für 
Verlässlichkeit vor Ort stünden. 
„Pragmatisch, effizient und er-
folgreich. Daran müssen wir die 
Politik immer wieder erinnern. 
Ohne finanziell ordentlich aus-
gestattete Landkreise ist kein 
Staat zu machen.“ Der Weg füh-
re über eine signifikante Stär-
kung der kommunalen Steuer-
basis, was nur durch eine dau-
erhafte, spürbare und insbeson-
dere auch strukturelle Erhöhung 
des Umsatzsteueranteils erfol-
gen könne, die unmittelbar den 
Landkreisen zugutekommt. Die 
Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse sei nämlich kein lee-
rer Programmsatz, sondern viel-
mehr ein eindeutiger politischer 
Handlungsauftrag.

Für 2024 befürchten die Land-
kreise ein Rekorddefizit von 2,6 
Mrd. Euro. Städte, Landkreise 
und Gemeinden erwarten ins-
gesamt für das laufende Jahr 
ein Defizit von 13,2 Mrd. Euro. 
Und mit roten Zahlen im deut-
lich zweistelligen Milliardenbe-
reich wird es laut DLT weiter-
gehen, stärkten Bund und Län-
der nicht umgehend die Kom-
munalfinanzen in struktureller 
Weise. Hohe Personalausga-
ben, steigende Sachaufwände, 
ein üppiger Tarifabschluss und 
vor allem die Sozialausgaben 
seien die wesentlichen Kosten-
treiber. Der kommunale Anteil 
an der Umsatzsteuer muss sich 
nach Ansicht des Verbandes von 
heute knapp 8,2 Mrd. Euro auf 
um die 17,5 Mrd. Euro erhöhen. 
Dies wäre ein Befreiungsschlag, 
der dann zu Rückführungen zum 
Beispiel bei bestimmten Förder-
programmen führen könnte.

Die Bundespolitik ist nach 

Brötels Auffassung „ziemlich 
weit weg von dem, was die 
Menschen vor Ort bewegt“. 
Den Landkreisen machten vor 
allem die schiere Aufgabenfül-
le und Aufgabenvielfalt große 
Schwierigkeiten. „Ein Kernthe-
ma ist die Bewältigung des im-
mer noch zu hohen Zustroms 
geflüchteter Menschen, die un-
terzubringen, zu versorgen, vor 
allem aber zu integrieren sind. 
Hinzukommen der Klimawan-
del, die Zukunft des Sozialstaats, 
der Arbeitskräftemangel, die 
Energie- und Mobilitätswende, 
der flächendeckende Glasfaser-
ausbau, der Pflegenotstand und 
vieles mehr.“

Detailverliebtheit  
der Gesetzgeber

Problematisch sei außerdem 
die „nahezu grenzenlose Detail-
verliebtheit der Gesetzgeber, 
was inzwischen in Gesetze und 
Verwaltungsvorschriften mün-
det, die an filigraner Ausdiffe-
renzierung kaum mehr zu über-
bieten sind. Das ist nicht nur 
nicht notwendig und verkom-
pliziert die Umsetzung vor Ort. 
Es hemmt und lähmt auch die 
Entfaltung kommunaler Selbst-
gestaltung, wo wir sie drin-
gend brauchen“, hob der neue 
DLT-Präsident hervor und er-
gänzte: „Wir müssen uns in die-
sen Fällen ehrlich machen, auch 
wenn es weh tut. Jeder Euro 
lässt sich nur einmal ausgeben 
und jede Fachkraft nur einmal 
einsetzen. Deshalb brauchen wir 
dringend den Mut zur Priorisie-
rung. Wir müssen offen sagen, 
was noch geleistet werden kann, 
was aber umgekehrt eben auch 
nicht mehr zu schultern ist.“

Bayerns Bauminister Chris- 
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bedingungen. Erörtert wurden 
auch die transatlantischen Be-
ziehungen und die aktuelle poli-
tische Lage in den USA. „Unse-
re Welt steht am ideologischen 
Scheideweg“, stellte James Mil-
ler, Generalkonsul der Vereinig-
ten Staaten von Amerika fest. 
Über Perspektiven nach der 
Landtagswahl in Thüringen be-
richtete Prof. Dr. Mario Voigt, 
Vorsitzender der CDU-Fraktion, 
während Ron Prosor, Botschaf-
ter des Staates Israel in der Bun-
desrepublik Deutschland, schil-
derte, wie Israel im Kampf ge-
gen die Hamas seine demokra-
tische Freiheit verteidigt. Bei 
einem Start-up-Panel zum The-
ma „Hightech auf Bayerisch – 
Zukunft dahoam“ ging es dar-
um, wie die Start-up-Szene in ei-
ne erfolgreiche Zukunft geführt 
werden kann. Mit dabei: Bas-
tian Behrens, CEO Blackwave 
GmbH, Janna Ensthaler, Unter-
nehmerin und Investorin sowie 
Prof. Dr. Helmut Schönenberger, 
Geschäftsführer Unternehmer-
TUM und Vizepräsident Bundes-
verband Deutsche Startups e.V. 
Ihre wichtigsten Ideen hielten 
die Abgeordneten anschließend 
in ihrer Resolution „Gründungs-
land, Zukunftsland! Beste Bedin-
gungen für Start-ups in Bayern 
schaffen“ fest.

Gezielte Impulse für Start-ups

„Mit gezielten Impulsen für 
Start-ups und Gründer wollen 
wir in Bayern einen anderen 
Weg einschlagen als der Bund. 
Start-ups und Gründer benöti-
gen Kapital. Dafür stellen wir in 
Bayern einfache und pauschale 
Förderungen in der Frühphase 
von Gründungen zur Verfügung. 
Zudem wollen wir auch größere 
und spezifische Förderungen so-
wie staatliche Finanzierungen in 
der Wachstumsphase“, beton-
te Klaus Holetschek, CSU-Frak-
tionsvorsitzender im Bayeri-
schen Landtag. Der Bund müs-
se die Rahmenbedingungen für 

private Investoren sowie institu-
tionelle Geldgeber wie Banken, 
Versicherungen und Pensions-
kassen verbessern und optimie-
ren, damit sie in Wagniskapital 
investieren. Dazu zählten zum 
Beispiel auch steuerliche Anrei-
ze oder die Übernahme des Aus-
fallrisikos zu einem bestimmten 
Prozentsatz.

Den Abschluss der Tagung bil-
dete ein Panel zum Thema „Zu-
kunft der Pflege – Näher am 
Menschen“. Verena Bentele, 
Präsidentin des Sozialverbands 
VdK Deutschland und Vorsitzen-
de des Sozialverbands VdK Bay-
ern, Kai Kasri, Landesvorsitzen-
der des Bundesverbands priva-
ter Anbieter sozialer Dienste e.V. 
Ralf Langejürgen, Vorstandsvor-
sitzender des BKK Landesver-
bands Bayern, Nicole Schorer, 
Pflegedienstleiterin und stellv. 
Leiterin des Alten- und Pflege-
heims St. Augustin der Barm-
herzigen Brüder in Neuburg a. 
d. Donau sowie Kathrin Weiden-
felder, Vorsitzende der Vereini-
gung der Pflegenden in Bayern 
erläuterten, was aus ihrer Sicht 
im System verändert werden 
muss, um auch künftig eine gu-
te Pflege sicherzustellen.

Pflege der Zukunft

Ideen, Pflege neu zu denken, 
hielten die Abgeordneten in 
der Resolution „Pflege der Zu-
kunft: Demografiefest, Genera-
tionengerecht, Qualitätsorien-
tiert“ fest. Laut einer von der 
CSU-Fraktion in Auftrag gege-
benen dimap-Studie ist dieses 
Thema für 94 Prozent der baye-
rischen Bevölkerung wichtig.

Holetschek zufolge setzt sich 
die CSU-Fraktion für eine um-
fassende Pflegevollversicherung 
ein, die auch private Pflegever-
sicherungen integriert. Zusätz-
lich fordert sie mehr Finanzmit-
tel aus Steuergeldern, um die 
Pflege langfristig abzusichern. 
Die Leistungsansprüche sollen 
in ein Pflegebudget und ein per-
sönliches Budget zusammen-

geführt werden, um die Unter-
stützung zielgerichteter und fle-
xibler zu gestalten. Außerdem 
müssen Pflegestützpunkte re-
formiert und pflegende Ange-
hörige durch schnelle und unbü-
rokratische Notdienste entlas-
tet werden.

„Wir wollen die Arbeitsbedin-
gungen verbessern, bürokrati-
sche Hürden abbauen und für ei-
ne gerechte Bezahlung der Pfle-
gekräfte sorgen. Diese Maßnah-
men sind notwendig, um den 
Herausforderungen im Pfle-
gesystem gerecht zu werden“, 
machte Holetschek deutlich. 
Gerade in Zeiten des Fachkräf-
temangels würden bessere Ar-
beitsbedingungen und weniger 
Bürokratie benötigt. Auch un-
gelernte Pflegehelfer aus EU- 
und Nicht-EU-Ländern müss-
ten gleichgestellt werden, um 
das Personal zu entlasten. Durch 
Prävention und den gezielten 
Ausbau der Geriatrie könne der 
Pflegebedarf gesenkt und gleich-
zeitig die Qualität der Versor-
gung gesteigert werden. „Unse-
re Reform soll sicherstellen, dass 
die Pflege zukunftsfähig, gerecht 
und menschennah bleibt.“

Klare Leitlinien für Bayern

Klare Leitlinien für Bayerns Zu-
kunft formulierte auf der Klau-
surtagung Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder. In seiner Re-
de machte er deutlich: Deutsch-
land stecke mitten in einer Krise, 
aber Bayern werde entschlos-
sen gegensteuern. Insbesonde-
re kritisierte Söder das Verbren-
ner-Aus (hier soll der Automo-
bilstandort durch bayernweit 
kostenloses, zeitlich befristetes 
E-Auto-Parken stabilisiert wer-
den) wie auch das überzoge-
ne Bürgergeld der Bundesregie-
rung. Der Ausverkauf der Wirt-
schaft drohe. Zudem sei die In-
frastruktur marode. „Wenn das 
so weitergeht, haben die Bürger 
den Eindruck, dass Deutschland 
bald nicht mehr funktioniert“, 
warnte der Ministerpräsident. 
Konkret forderte er „Steuer-
senkungen statt Subventionen“ 
und nannte als wichtige Aufga-
ben Fragen der Energieversor-
gung mit den Schwerpunkten 
Kernkraft und Kernfusion, Bio-
masse und Wasserstoff sowie 
Zukunftsinvestitionen wie die 
Förderung von Start-ups sowie 
neue Inhalte bei der Clusterför-
derung.

Versorgungskonferenz für 
Bayerns Krankenhäuser

Um die Krankenhausversor-
gung zu sichern, sei eine Versor-
gungskonferenz vonnöten, so 
Söder. Er betonte die Notwen-
digkeit, die Kommunen als Part-
ner für dieses Thema zu gewin-
nen. Ein wichtiges Thema sei zu-
dem die Kinderbetreuung, für 
die derzeit fünf Milliarden Eu-
ro im Haushalt vorgesehen sind. 
„Hier brauchen wir ein gemein-
sames Konzept.“ Künftig müs-
se es mehr um „Vertrauen statt 
Bürokratie“ gehen. Stichpro-
benkontrollen, Abschaffung von 
Widerspruchsverfahren und 
Pflichtberichten, die Entschla-
ckung von Brandschutzverord-
nungen und Datenschutz sollen 
die Bürgerinnen und Bürger ent-
lasten. 

Auch müsse die Prüfdichte 
deutlich reduziert werden. Ins-
besondere die Wirtschaft solle 
so mehr Zeit zum Arbeiten ha-
ben. Ein wichtiges Anliegen ist 
dem Ministerpräsidenten die 
Sportförderung: Er will ein bay-
erisches Sportgesetz auf den 
Weg bringen, das den Schul- 
und Breitensport fördert. Kon-
kret nannte Söder mehr Bewe-
gung in der Schule, die Verstär-
kung von Sportgrundschulen 
und Sporteliteschulen. „Wenn 
der Bund meint, die Bundesju-
gendspiele abschaffen zu müs-
sen, dann werden wir Bayernju-
gendspiele machen“, stellte der 
Landeschef klar. � DK

Landkreise in der ... „Bayern – Stark. Sozial...

tian Bernreiter, ehemaliger Land- 
rat des Landkreises Deggendorf 
und früheres Mitglied des Präsi-
diums des Deutschen Landkreis-
tags, hatte zuvor über den mi-
litärischen Bundeshochbau im 
Freistaat informiert. Bernreiter 
zufolge führt Bayern als erstes 
Bundesland ein Gesetz zur Stär-
kung der Streitkräfte ein.

„Wir müssen die militärische 
Infrastruktur in Europa ertüchti-
gen“, erklärte der Minister. „Un-
ser Ziel ist eine schnellere Um-
setzung militärischer Bauvorha-
ben durch Entbürokratisierung 
und Deregulierung. Zum Bei-
spiel werden Vorhaben auf Mi-
litärgelände verfahrensfrei ge-
stellt. Die Bundeswehr wird von 
örtlichen Bauvorschriften der 
Standortgemeinden freigestellt. 
Wir appellieren an den Bund, 
hier weitere Vereinfachungen 
voranzutreiben.“

Bayern ist verlässlicher Partner 
für Bund und Kommunen

Die Bayerische Staatsbauver-
waltung baut und erhält auch 
Gebäude des Bundes, der Bun-
deswehr und der US-Gaststreit-
kräfte im Freistaat. 25 bis 30 
Prozent des jährlichen Bauvo-
lumens kommen aus dem Bun-
deshochbau. Die USA, so Bern-
reiter, hätten Investitionen in 
Milliardenhöhe in ein neues 
hochmodernes Trainingszent-
rum für die U.S. Army Garrison 
Bavaria in Grafenwöhr angekün-
digt. Für die Umsetzung des ge-
stiegenen Bauvolumens habe 
der Freistaat in den vergange-
nen Jahren über hundert neue 
Stellen für den Bundeshochbau 
geschaffen. Bayern bleibe somit 
verlässlicher Partner für Bund 
und Kommunen. � DK
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Unsere Ziele für Bayern

Starke Partnerschaft für den eigenwirtschaftlichen, geförderten und kooperativen Glasfaserausbau in Bayern

Persönliche Beratung durch das Glasfaserteam Bayern der Telekom direkt vor Ort

Schnelles und stabiles Glasfasernetz als entscheidender Standortfaktor für attraktive Gemeinden und die  
steigenden Bedürfnisse ihrer Bürger

Verbindlichkeit beim Ausbau durch nachhaltige, regionale und maßgeschneiderte Planung und Entwicklung

Glasfaser
 Die Zukunft der Digitalisierung ist jetzt

Wie das LDBV 
Bayerns digitale Zukunft gestaltet

GZ-Interview mit Daniel Kleffel,  
Präsident des Landesamts für Digitalisierung, Breitband und Vermessung

Am 1. Januar 2023 haben die rund 3.700 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Landesamts und der Ämter für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung (LDBV/ÄDBV) einen neuen Chef bekommen. 
Dipl.-Ing. Daniel Kleffel, der zuvor das Landesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (LSI) geleitet hat, folgte auf den bisherigen 
Präsidenten Wolfgang Bauer, der als Leiter der Abteilung VII „Digita-
lisierung, Breitband und Vermessung“ an das Bayerische Staatsmi-
nisterium der Finanzen und für Heimat wechselte. Im Gespräch mit 
Constanze von Hassel, Chefredakteurin der Bayerischen Gemein-
deZeitung, erläutert Daniel Kleffel wie das LDBV durch den Aus-
bau von Glasfaser, die Bereitstellung von Geodaten und innovative 
Cloud-Dienste die bayerischen Kommunen unterstützt. Er spricht 
über die Herausforderungen des Breitbandausbaus, die Bedeutung 
von IT-Sicherheit und die Chancen, die Künstliche Intelligenz für die 
Staatsverwaltung bietet.

GZ: Digitalisierung, Vermessung, 
Breitband: Welche Rolle spielt 
das LDBV bzw. die ÄDBV in der 
Modernisierung und Vernet-
zung der digitalen Infrastruktur 
Bayerns? Welche Dienstleistun-
gen bieten Sie den bayerischen 
Kommunen?

Daniel Kleffel: Wir sind mit 
mehr als 220 Jahren eine der äl-
testen Verwaltungen des Frei-
staats, seit vielen Jahren aber 
auch der Treiber von Digitalisie-
rung in Bayern. Das beginnt bei 
der physischen Infrastruktur – 
Stichwort Glasfaser – und führt 
hin zu den IT-Basisdiensten, Cloud 
und KI im IT-DLZ (IT-Dienstleis-
tungszentrum Anm. d. Red.; Teil 
des LDBV) als Arbeitsgrundlage 
der Verwaltungen in Bayern.

Entscheidend ist eine gigabit-
fähige Infrastruktur, als Grund-
lage für alle weiteren Digitalisie-
rungsmaßnahmen. Hier ist unser 
Bayerisches Breitbandzentrum 
in Amberg zentraler Ansprech-

partner für den geförderten Glas- 
faserausbau in Bayern. Als Breit-
bandmanagerinnen und -mana-
ger sind die Leitungen unserer 
Ämter für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung in jedem 
bayerischen Landkreis vertreten 
und stehen im ständigen Aus-
tausch mit den dortigen Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
tern sowie der Gemeindeverwal-
tung. Sie begleiten die Kommu-
nen durch die Förderverfahren. 
Gerade für kleinere Gemeinden 
mit knappen Personalressour-
cen ist diese kostenfreie Beratung 
und Begleitung durch die Förder-
verfahren eine große Hilfe.

Darüber hinaus sind z.B. das 
Bayerische Behördennetz, der An-
tragsmanager, das BayernPor-
tal oder die Geodateninfrastruk-
tur Bayern hochwertige Infra-
strukturdienste für die Digitalisie-
rungsaufgaben der Kommunen. 
Die Geodateninfrastruktur etwa 
schafft die technischen und orga-

nisatorischen Voraussetzungen 
für die Verfügbarkeit von Geoda-
ten u.a. für die Verwaltungsebe-
nen. Das inzwischen sehr engma-
schige BayernWLAN bietet Kon-
nektivität für alle.

Stichwort: Die Bedrohungslage 
wird zunehmend komplexer und 
für einzelne Kommunen schwer 
zu beherrschen. Die Nutzung von 
zentral angebotenen Diensten 
und die Bündelung von IT-Know-
How durch Zusammenarbeit sind 
hier Lösungsmöglichkeiten.

Bundesfördermittelkürzung  
Breitbandausbau

GZ: Ende Juli wurde bekannt, 
dass der Bund, der für den Breit-
bandausbau zuständig ist, seine 
laufenden Mittel drastisch kür-
zen werde. Zudem ist unklar, 
welche Fördermittel ab 2025 zur 
Verfügung stehen werden. Wird 
2024 das Jahr der unbequemen 
Wahrheiten in Bezug auf den 
Breitbandausbau? Wie ist die 
aktuelle Lage und welche Ant-
worten hat Bayern darauf? 

Kleffel: Die Kürzungen der Mit-
tel durch den Bund bei einer der 
wichtigsten Zukunftsaufgaben 
sind ein verheerendes Signal und 
wirklich schlechte Nachrichten für 
den Gigabitausbau im ländlichen 
Raum sowie für die betroffenen 
Kommunen. Über die konkrete 
Ausgestaltung der Bundesförder-
mittel in 2024 und 2025 stimmt 
sich das Bayerische Staatsminis-
terium der Finanzen und für Hei-
mat derzeit mit dem Bundesmi-
nisterium für Digitales und Ver-
kehr ab. Dem Ergebnis dieses 
Prozesses möchte ich nicht vor-
greifen.

Bayerns Ziel ist selbstver-
ständlich nach wie vor der flä-
chendeckende Gigabitausbau  
zu jedem Wohngebäude und zu 
jedem Gewerbebetrieb in Bay-
ern. Der Freistaat Bayern un-
terstützt seine Kommunen hier 
seit vielen Jahren mit sehr viel 
staatlichem Geld, obwohl die Ver-
antwortung für die digitale Infra-
struktur nach dem Grundgesetz 

vom Bund wahrzunehmen ist. 

Kommunen im Fokus

GZ: Sie haben diverse Stationen 
in der Bayerischen Vermessungs-
verwaltung durchlaufen und an-
schließend das LSI, das Landes-
amt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnologie, mit aufge-
baut, bevor Sie zurückkehrten. 
Gibt es Schnittstellen zwischen 
diesen beiden Ämtern?

Kleffel: Die sich bisher stellen-
den Aufgaben waren stets mit in-
genieurmäßigem Denken, Freude 
am Umgang mit Menschen und 
einem großen Interesse an digi-
talen Lösungen lösbar – egal ob 
bei der Arbeit am Vermessungs-
amt, am Finanzministerium, am 
LSI oder am LDBV. Der Aufbau des 
LSI von 2017 an machte die hohen 
Anforderungen noch deutlicher, 
die sich im ständig wachsenden 
Gefahrenpotential durch IT-An-
griffe gerade auch im IT-DLZ stel-
len. Am LSI standen mir – wie ich 
es in der Vermessungsverwaltung 
vom ersten Tag an gelernt hatte 
– die Kommunen als ganz beson-
ders wichtige Kunden und Part-
ner im Fokus. Und nicht zuletzt 
die Gewinnung von qualifiziertem 
IT-Personal war und ist an beiden 
Ämtern eine wichtige Aufgabe.
GZ: Ende Juli wurde bestätigt, 
dass China vor drei Jahren ei-
nen Hackerangriff auf das Bun-
desamt für Kartographie verübt 
hat. Warum war das Bundesamt 
für Kartographie von besonde-
rem Interesse?

Kleffel: Über die Gründe des 
Angriffs auf das BKG möchte ich 
nicht spekulieren.
GZ: In Bezug auf die Digitalisie-
rung: Worauf sollte eine bayeri-
sche Kommune unbedingt ach-
ten und welche Maßnahmen soll-
ten bereits abgeschlossen sein?

Kleffel: Bayerns Kommunen ha-

ben die Digitalisierung ihrer Ver-
waltungsleistungen mit großem En-
gagement vorangetrieben. Gleich-
zeitig stellt die beschleunigte di-
gitale Transformation Kommunen 
auch vor große Herausforderun-
gen. Bestehende Strukturen, Pro-
zesse und IT-Lösungen müssen 
auf Optimierungspotenzial ge-
prüft und, wo nötig, behutsam, 
aber entschlossen fortentwickelt 
werden. 

Angesichts zunehmender Cy-
berangriffe muss die IT-Sicherheit 
dabei höchste Priorität haben. 
Das Bayerische Behördennetz bie-
tet als wichtige Grundlage höchst-
mögliche Ausfallsicherheit, einen 
gesicherten Internetübergang, so-
wie viele weitere Sicherheitskom-
ponenten. Wir wollen daher die 
noch verbliebenen Kommunen 
baldmöglichst davon überzeugen,  
sich an unser Bayerisches Behör-
dennetz anzuschließen, damit 
auch sie noch mehr vom umfas-
senden Schutz durch das Landes- 
amt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik profitieren.

Nicht nur im Bereich der IT-Si-
cherheit haben die Nutzung zent-
raler Lösungen und interkommu-
nale Zusammenarbeit große Vor-
teile.
GZ: Stichwort „Künstliche Intelli-
genz“: Fluch oder Segen?

Kleffel: Die Nutzung von Künst-
licher Intelligenz bietet viele Po-
tenziale – in fast jedem pro-
fessionellen Umfeld. KI-Algo-
rithmen bieten schon heute oft 
die schnellste Möglichkeit, mit 
den explodierenden Datenmen-
gen umzugehen und zielgerich-
tete Auswertungen zu erstellen. 
Wir befassen uns im LDBV, insbe-
sondere das IT-DLZ aber auch im 
Geobereich, deshalb sehr intensiv 
mit unterschiedlichen Anwendun-
gen von KI, um Kompetenz auf-
zubauen, uns diese neue Techno- 
� (Fortsetzung auf Seite 6)

Daniel Kleffel.� Bild: LDBV

Der BayernAtlas bietet in seiner 
freien und in der Plus-Version ei-
nen schnellen Blick in alle verfüg-
baren amtlichen Geodaten Bay-
erns. Er liegt im Übrigen in neuer 
Version im Beta-Stadium vor und 
wir laden alle ein, Rückmeldun-
gen zur Beta-Version zu geben.

Auch Cloud-Dienstleistungen un- 
seres IT-Dienstleistungszentrums,  
wie z. B. die „BayernBox“, erleich-
tern Kommunen die Arbeit: Über 
die digitale Datenaustauschplatt-
form lassen sich große Datenmen-
gen schnell, einfach und sicher 
austauschen.

IT-Sicherheit ist ein wichtiges 

https://www.telekom.de/netz/glasfasernetz?wt_mc=alias_glasfaser
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(Fortsetzung von Seite 5)
logie nutzbar zu machen und so 
die Anforderungen unserer Kun-
den, aber auch eigene Fachauf-
gaben erfüllen zu können. Das 
IT-DLZ wird eine zentrale Rolle 
beim KI-Einsatz in der Staatsver-
waltung einnehmen. Eine leis-
tungsfähige Infrastruktur ist für 
die Technologie grundlegend. KI 
ist viel stärker ein technisches 
Thema, als wir dies von der klas-
sischen Verwaltungsdigitalisie-
rung gewohnt sind.

Einsatzbereiche von KI sehen 
wir u.a. bei der Bilderkennung, 
der Klassifikation von Dokumen-
ten oder der Einrichtung von 
Chatbots. Aktuelle Projekte set-
zen beispielsweise die Bereitstel-
lung einer sicheren KI-Lösung 
zur internen Anwendung in der 
Staatsverwaltung oder die Ein-
richtung von Chatbots zur bür-
gerfreundlichen Kommunikation 
auf Webseiten um. Zu berücksich-
tigen sind dabei natürlich die An-
forderungen des Datenschutzes 
und der Datensicherheit. 

Im Geobereich wenden wir 
schon seit Jahren KI-Algorithmen 
zur Detektion von Neubauten in 
Luftbildern an. Heute Nachmit-
tag starten wir gemeinsam mit 
Herrn StM Füracker an der OTH 
Amberg-Weiden ein Forschungs-
projekt, um KI-gestützt Daten zur 
Fortführung der topographischen 
Datenbanken aus Bildern zu er-
kennen. Diese Algorithmen sollen 
auch bei unserer Satellitenmission, 
die kommendes Jahr mit dem Start 
der 5 Cubesats in die heiße Phase 
gehen wird, eingesetzt werden.
GZ: Kommunen verfügen über 
den Rohstoff unseres Zeitalters: 
Daten. Sollten sie diese Daten 
monetarisieren?

Kleffel: Die Frage deckt ein wei-
tes Feld an denkbaren Datenbe-
ständen ab. Daher kommt es dar- 
auf an, über welche Daten man 
genau spricht. Kommunen ver-
walten und speichern sehr viele 
schützenswerte Daten, beispiels-
weise Adress- und Ausweisdaten, 
Daten aus Gemeindesteuern, Bei-
trägen usw. Hier stehen selbstver-
ständlich der Datenschutz und die 
IT-Sicherheit an oberster Stelle. 
Eine Monetarisierung dürfte mit 
dem Datenschutz schwer verein-
bar sein.

Wenn ich als ein Beispiel aller-
dings noch die Geodaten nennen 
darf, ist festzustellen, dass wir als 
Vermessungsverwaltung mit der 
einfachen und inzwischen meist 
völlig kostenfreien Bereitstellung 
unserer Daten – Stichwort „Open 
Data“ – sehr gute Erfahrungen 
gemacht haben. Die Daten wer-
den zahlreich nachgefragt und 
genutzt, innovative Anwendun-
gen werden ermöglicht. Natürlich 
sind eventuelle gesetzliche Res-
triktionen bei der Bereitstellung 
der Daten, gerade auch was den 
Schutz von kritischen Infrastruk-
turen betrifft, zu berücksichtigen. 

Ein Beispiel zu freien Geodaten: 
Die von den Kommunen beschil-
derten Wanderwege werden in 

den Karten der Vermessungsver-
waltung mit ihrer jeweiligen Be-
zeichnung übernommen, sowohl 
in digitalen Angeboten als auch in 
Druckausgaben. 

Ein Verzicht auf Gebühren ent-
lastet auch die Verwaltung und 
kann zu einer positiven Wahr-
nehmung führen, wenn die Daten 
leicht nutzbar und ausreichend 
Informationen und Beratung ver-
fügbar sind. 
GZ: Ist der Beruf des Geodäten 
zukunftssicher?

Kleffel: Der Beruf des Geodä-
ten ist außerordentlich zukunfts-
sicher. Die Arbeit der Geodäten 
wird zunehmend wichtiger für 
die Gesellschaft, da sie u.a. die 
Grundlagen für Navigation und 
Geoinformation liefert.

Dabei nutzen sie nicht nur klas-
sische Vermessungsinstrumente, 
sondern auch Satelliten- und Luft-
bilder, aus denen sich mittlerwei-
le eine Vielzahl auch dreidimen-
sionaler Informationen ableiten 
lassen. So können beispielsweise 
Überschwemmungsgebiete oder 
Standorte von Windenergieanla-
gen genau berechnet werden.

Speziell im öffentlichen Be-
reich sichern die Geodäten mit ih-
rer Arbeit das öffentliche Regis-
ter aller Grundstücke und Gebäu-
de und bilden die Grundlage zum 
Nachweis von Immobilieneigen-
tum. Die Ausbildung hat auch ei-
ne starke rechtliche Komponente. 
Geodäten sind Baurechtsexper-
ten – nicht nur im Bauplanungs-
recht, sondern gerade auch im 
Bereich von Baulandumlegungen, 
einer Dienstleistung, die wir seit 
vielen Jahren den Kommunen an-
bieten und so schon viele Bebau-
ungspläne realisiert haben.

Für diese und weitere Aufga-
benfelder werden in der Bayeri-
schen Vermessungsverwaltung 
ebenso wie bei vielen anderen 
privaten und öffentlichen Arbeit-
gebern Geodäten weiterhin drin-
gend benötigt, sowohl in Ausbil-
dungsberufen als auch nach ei-
nem Studium mit Bachelor- oder 
Masterabschluss.
GZ: Gibt es noch etwas, das Sie 
unseren Leserinnen und Lesern 
mit auf den Weg geben möch-
ten?

Kleffel: Meine inzwischen zahl-
reichen Stationen in der Vermes-
sungs- und Digitalisierungsver-
waltung mit den vielen Erfah-
rungen in der Zusammenarbeit 
mit Kommunen bestätigen im-
mer wieder, dass wir als gesam-
te öffentliche Verwaltung digital 
gut aufgestellt sind. Den weiter 
wachsenden Anforderungen kön-
nen wir mit mehr Zusammenar-
beit, der Nutzung zentral bereit-
gestellter Angebote und vor al-
lem mit Lust und Mut zu Neuem 
bestens begegnen. Der öffentli-
che Dienst ist auch für Digitalex-
perten ein attraktiver Arbeitge-
ber, was mir die hochqualifizier-
ten Kolleginnen und Kollegen ex-
emplarisch in meinen bisherigen 
Stationen immer wieder bestens 
gezeigt haben.� r

Wie das LDBV...Gigabitausbau in Bayern:

Planungssicherheit 
für Kommunen

„Jeder Meter neues Glasfaserkabel zählt: Eine moderne digitale 
Infrastruktur ist Grundpfeiler für gleichwertige Lebensverhältnis-
se in Stadt und Land und entscheidet über die Zukunftsfähigkeit 
der Kommunen. Der Freistaat Bayern engagiert sich seit Jahren 
auf freiwilliger Basis massiv, um eine bestmögliche Versorgung 
seiner Bürgerinnen und Bürger insbesondere in den ländlichen 
Regionen zu ermöglichen. Seit 2014 haben wir im Rahmen der 
Bayerischen Gigabitförderung insgesamt bereits über 2,5 Milliar-
den Euro investiert, damit werden über 100.000 Kilometer Glas-
faser in Bayern verlegt“, berichteten Finanz- und Heimatminis-
ter Albert Füracker sowie Staatssekretär Martin Schöffel bei der 
Übergabe zahlreicher Förderbescheide.

So wird die Stadt Marktred-
witz beim Breitbandausbau mit 
über 5,8 Millionen Euro tat-
kräftig unterstützt. Damit wer-
den weitere 1.030 Adressen mit 
zukunftsfähiger Glasfaser er-
schlossen. Die oberfränkische 
Kommune beteiligte sich be-
reits am Ausbau nach der Bay-
erischen Breitbandrichtlinie so-
wie der Förderung der Glasfa-
seranschlüsse an öffentlichen 
Schulen, Plankrankenhäusern 
und Rathäusern. Im Rahmen al-
ler Programme wurden Markt- 
redwitz insgesamt über 6,7 Mil-
lionen Euro an Breitbandmitteln 
des Freistaats zugesagt.

Förderbescheide für Scheßlitz 
und Verwaltungsgemeinschaft 
Gräfenberg

Die Stadt Scheßlitz wird beim 
Breitbandausbau mit über 2,36 
Millionen Euro tatkräftig ge-
fördert. Damit werden weite-
re 490 Adressen mit zukunftsfä-
higer Glasfaser erschlossen. Im 
Rahmen aller Programme wur-
den Scheßlitz insgesamt über 

3,7 Millionen Euro an Breitband-
mitteln des Freistaats zuge-
sagt. Auch in der Verwaltungs-
gemeinschaft Gräfenberg wird 
der Gigabitausbau massiv vor- 
angebracht. So fördert der Frei-
staat die Stadt Gräfenberg und 
den Markt Hiltpoltstein mit ins-
gesamt über 5,9 Millionen Eu-
ro. Damit werden weitere 1.401 
Adressen mit zukunftsfähiger 
Glasfaser erschlossen. Die Ge-
meinde Weißenohe hatte be-
reits im Februar 2022 einen 
Bescheid über 1.844.534 Eu-
ro erhalten. Im Rahmen aller 
Programme wurden der Ver-
waltungsgemeinschaft insge-
samt bereits rund 9,2 Millionen 
Euro an Breitbandmitteln des 
Freistaats zugesagt.

Neunburg vorm Wald

Auch der Glasfaserausbau in 
der Oberpfalz geht mit Hochge-
schwindigkeit voran. Der Frei- 
staat unterstützt die Stadt Neun-
burg vorm Wald mit 1,65 Millio-
nen Euro. Damit werden weite-
re 806 Adressen mit zukunftsfä-

higer Glasfaser erschlossen. Im 
Rahmen aller Förderprogramme 
wurden Neunburg vorm Wald 
insgesamt bereits über 4,6 Mil-
lionen Euro an Breitbandmitteln 
des Freistaats zugesagt. 

Verwaltungsgemeinschaft  
Mainburg

Darüber hinaus wird die Ver-
waltungsgemeinschaft Main-
burg (Niederbayern) mit den 
vier Gemeinden Aiglsbach, At-
tenhofen, Elsendorf und Vol-
kenschwand beim Glasfaseraus-
bau mit 6,9 Millionen Euro un-
terstützt. Damit werden weitere 
1.726 Adressen mit zukunftsfä-
higer Glasfaser erschlossen. Im 
Rahmen aller Förderprogram-
me wurden der Verwaltungs-
gemeinschaft insgesamt be-
reits über 10,7 Millionen Euro 
an Breitbandmitteln des Frei-
staats zugesagt.

70 Prozent der bayerischen 
Haushalte sind gigabitfähig 
erschlossen

Mit der Bayerischen Giga- 
bitrichtlinie hat der Freistaat – 
als erste Region in der Europä-
ischen Union – den Weg dafür 
geebnet, den Glasfaserausbau 
auch dort zu fördern, wo bereits 
ein Netzbetreiber mindestens 
30 Mbit/s anbietet (sog. graue 
Flecken). Bislang sind schon über 
1.440 Gemeinden in das Förder-
verfahren eingestiegen, rund 
785 Millionen Euro Fördermittel 
wurden den Kommunen über 

die Gigabitförderung bereits zu-
gesagt. 70 Prozent aller bayeri-
schen Haushalte sind gigabitfä-
hig erschlossen, nach Abschluss 
aller laufenden Projekte wer-
den es 80 Prozent sein. Bayerns 
ambitioniertes Ziel lautet: Giga- 
bit bayernweit. Aktuell verfügen 
bayernweit bereits über 99 Pro-
zent der Haushalte über schnel-
les Internet gemäß EU-Defini-
tion (über 30 Mbit/s). Die Kom-
munen entscheiden im Rahmen 
ihrer kommunalen Planungsho-
heit über die Inanspruchnahme 
eines Förderverfahrens und den 
Umfang der Fördergebiete.

Bund verspielt  
digitale Zukunft

Im Gegensatz zu Bayern ver-
spielt der Bund laut Füracker die 
digitale Zukunft. Nachdem be-
reits das versprochene Gesamt-
fördervolumen für den Glasfa-
serausbau mitten im Förderauf-
ruf 2024 von 3 Milliarden um 
rund ein Drittel zusammenge-
strichen wurde, bewahrheite 
sich die nächste Hiobsbotschaft 
für Bayerns ländlichen Raum: 
„Der Bund hat nochmals klar-
gestellt, dass für 2025 deutsch-
landweit voraussichtlich nur 
noch eine Milliarde an Glasfa-
serfördermitteln bereitsteht – 
ein drastischer Fehler bei einer 
der wichtigsten Zukunftsaufga-
ben überhaupt und ein erneu-
ter herber Schlag für alle baye-
rischen Kommunen! Statt sich 
endlich der notwendigen Prio-
ritätensetzung von Zukunftsin-
vestitionen zu stellen, opfert die 
Ampel Deutschlands digitale Zu-
kunft lieber auf dem Altar des 
selbst verschuldeten Haushalts-
streits“, betonte der Minister.

Fördervolumen erhöhen, 
Planungssicherheit schaffen

Füracker weiter: „Die Bundes-
regierung muss ihrer grundge-
setzlich verbürgten Verantwor-
tung für die digitale Infrastruk-
tur endlich gerecht werden, das 
Fördervolumen deutlich erhö-
hen und nach jahrelanger Unbe-
ständigkeit Planungssicherheit 
für alle Akteure schaffen. Un-
sere Kommunen haben durch 
ihr Engagement bereits letztes 
Jahr einen tatsächlichen Bedarf 
nach Bundesmitteln in Milliar-
denhöhe allein für Bayern klar 
verdeutlicht. Trotz ihrer vor-
bildlichen Annahme der För-
deraufrufe lässt der Bund Bay-
erns Kommunen seit 2022 un-
unterbrochen im Stich. Damit 
das kommunale Interesse am 
Glasfaserausbau nicht endgül-
tig verloren geht, werden wir 
den Bund weiter mit allen Mit-
teln zur Wahrnehmung seiner 
Verantwortung für den Digital-
standort Deutschland auffor-
dern.“ 

Das Grundgesetz zeichnet 
den Bund für den Breitband-
ausbau verantwortlich. Der ak-
tuellen Bundesregierung gelin-
ge es aber bereits das dritte Jahr 
in Folge nicht, ein zuverlässiges 
Glasfaserförderprogramm auf-
zulegen: Nach einem soforti-
gen Förderstopp wegen fehlen-
der Haushaltsmittel im Oktober 
2022 habe der Bund sein Förder-
programm 2023 erheblich un-
terdimensioniert. Obwohl von 
bayerischen Kommunen 1,6 Mil-
liarden Euro an Fördergeldern 
beantragt wurden, konnten nur 
585 Millionen Euro Bundesmit-
tel bewilligt werden.

Ende Juli habe die Bundesre-
gierung angekündigt, die Mittel 
zur Glasfaserförderung für 2024 
erneut im laufenden Verfahren 
massiv zu kürzen, so dass statt 
der bereits versprochenen 460 
Millionen Euro nur noch 295 
Millionen Euro für Bayerns Kom-
munen zur Verfügung stehen.

515 bayerische Gemeinden – 
rund ein Viertel aller Gemein-
den in Bayern – hätten sich bis-
lang am Förderaufruf 2024 des 
Bundes beteiligt und seien so 
von der plötzlichen Kürzung 

überrascht worden. Mit der nun 
bestätigten weiteren Mittelkür-
zung für 2025 wirke sich die Pro-
blematik der unangemessenen 
Bundesförderung auf ihr viertes 
Jahr in Folge aus.

Bayern verlängert  
Kofinanzierungsprogramm 
bis zum Jahr 2029 

„Anders als der Bund erkennen 
wir dieses klare Gebot der Digi-
talisierung und handeln entspre-
chend“, erklärte Füracker. „Bay-
ern verlängert sein kraftvolles 
Kofinanzierungsprogramm da-
her jetzt bis zum Jahr 2029. Die 
niedrigen Fördersätze des Bun-
des werden so langfristig von 
schwachen 50 Prozent auf in der 
Regel 90 Prozent angehoben. 
Wir schaffen Planungssicherheit 
für unsere Kommunen“, erklärte 
Füracker im Rahmen der Veröf-

fentlichung der neuen Kofinan-
zierungs-Gigabitrichtlinie 2.0.

Rund 2,5 Milliarden Euro an 
Landesmitteln habe der Frei-
staat seit 2014 bereits für den 
Glasfaserausbau ausgegeben – 
rein freiwillig und ohne jede Zu-
ständigkeit. „Wir scheuen keine 
Kosten, um unsere Bürgerinnen 
und Bürger in allen Teilen Bay-
erns mit gigabitschnellem Inter-
net zu versorgen“, teilte Füracker 
mit und ergänzte: „Wie schon in 
der Vergangenheit werden mit 
der neuen Bayerischen Kofinan-
zierungs-Gigabitrichtlinie 2.0 die 
niedrigen Fördersätze des Bun-
des deutlich angehoben. Mit ei-
nem neuen Lückenschlusspro-
gramm wird es den Kommunen 
zudem ermöglicht, für förderfä-
hige, aber bislang unberücksich-
tigt gebliebene kleinere Teilge-
biete einen stark vereinfachten 
Förderantrag zu stellen.“� DK

https://www.netcom-bw.de/
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+ Künstliche Intelligenz

Straßenmanagement mit System

Automatische Zustandsbewertung 
Ihrer Straßeninfrastruktur

Verwaltung aller Arbeitsabläufe 
in einem einzigen System

Planung wirksamer Maßnahmen 
mit aktuellen Daten

Das digitale Werkzeug
für Bauamt und Bauhof

KI-gestütztes Straßenmanagement:

Eibelstadt optimiert kommunale Abläufe
Künstliche Intelligenz erleichtert Arbeit

Straßen und Radwege, Verkehrszeichen und Markierungen, Grünan-
lagen und Mülleimer – deutsche Ämter müssen unzählige Objekte 
im öffentlichen Raum verwalten. Durch die mühsame Zustandser-
fassung ohne technische Unterstützung konnten Schäden oft nicht 
rechtzeitig behoben werden. Deshalb arbeitet Eibelstadt mit einem 
digitalen Straßenmanagement-System, um den Straßenzustand au-
tomatisch zu erfassen und kommunale Abläufe zu beschleunigen. 
Bauhofleiter Johannes Urlaub und Franziska Beisheim von der Eibel-
städter Verkehrsbehörde erklären, welche Verbesserungen das via-
lytics System für die Dienststelle bewirken konnte.

In der bayerischen Verwal-
tungsgemeinschaft Eibelstadt im 
Kreis Würzburg müssen die Mit-
arbeitenden der Verwaltung ein 
Streckennetz von 340 Kilome-
tern überwachen und regelmä-
ßig kontrollieren, um die gesetzli-
che Verkehrssicherheitspflicht zu 
erfüllen. Bisher geschah dies von 
Hand und nahm viel Zeit und Per-
sonal in Anspruch. Jetzt nutzt Ei-
belstadt dafür das Straßenma-

nagementsystem des Stuttgarter 
Unternehmens vialytics, mit dem 
die Zustandserfassung der Stra-
ßen und Wirtschaftswege auto-
matisiert und digitalisiert wird. 
Durch die integrierte künstliche 
Intelligenz werden Schäden im 
Straßennetz automatisch erfasst 
und ausgewertet.

Bauhofleiter Johannes Urlaub 
betont, dass das Fehlen eines sys-
tematischen Prozesses und einer 

objektiven Beurteilung der Schä-
den die tägliche Arbeit deutlich 
erschwerte: „Schäden wurden 
vor vialytics nur bei der Sichtung, 
also sehr sporadisch, festgehalten 
und dann an die Bauverwaltung 
übergeben. Wir waren oft auf 
Bürgermeldungen angewiesen. 
Außerdem haben wir das meiste 
mit Stift und Zettel dokumentiert 
und dann abgeheftet.“

Die Folge: Wenig bis gar kei-
ne Kommunikation zwischen den 
Abteilungen, lange Wege, viel Pa-
pier und Ordner. „Dadurch konn-
ten Reparaturen meist nur punk-
tuell durchgeführt werden und 
wir hatten keine Ahnung, auf wel-
chen Straßen der höchste Re-
paraturbedarf vorhanden war,“ 
weiß Johannes Urlaub.

Transformation der Arbeit 
durch vialytics

Im Jahr 2022 wurde die La-
ge in der Verwaltung sondiert. 
Es bestand großer Bedarf für ei-
nen Prozess, der den Behörden 
mit der Priorisierung von Schä-
den und der besseren Koordinati-
on der Maßnahmen helfen kann. 
Die Entscheidung für das vialytics 
System wurde getroffen. Etwa 
eineinhalb Jahre später arbeiten 
Bauhof, Bauamt und Verkehrsbe-
hörde im selben System.

Selbst die Polizei sei dabei in-
volviert. Franziska Beisheim sagt: 
„Wenn beispielsweise ein Falsch-
parker gemeldet wird, kann ich 
meine verkehrsrechtliche Anord-
nung mit den vialytics Bilddaten 
inklusive GPS und Zeitstempel di-
rekt aus dem System an die Poli-
zeibehörde schicken. Dort schät-

zen die Kolleginnen und Kollegen 
die ordentliche Dokumentation 
und die rechtssicheren Daten.“

So verwaltet Eibelstadt 
seine Infrastruktur heute

Die Inbetriebnahme des Stra-
ßenmanagementsystems mache 
Eibelstadts Straßenverwaltung 
wesentlicher effizienter. Johannes 
Urlaub schätzt vor allem die ob-
jektive Schadensbewertung und 
die Möglichkeit, das System indivi-
duell und nach Bedarf zu nutzen. 
„Die Arbeit mit vialytics passt sich 
unseren bestehenden Abläufen 
an, die Arbeit mit der Anwendung 
ist einfach und intuitiv. Wir spa-
ren uns nicht nur Fahrten vor Ort, 
sondern können durch die Aufga-
benfunktion auch intern viel effi-
zienter planen. Die Wege sind we-
sentlich kürzer geworden und wir 
haben endlich eine Datengrund-
lage, um unsere Straßen nach ei-
nem klaren Plan zu reparieren.“

Seine Kollegin Franziska Beis- 
heim teilt diese Auffassung: „Wir 
arbeiten hier alle Hand in Hand. 
Jeder weiß was der andere macht, 
Aufgaben können mit wenigen 
Klicks erstellt und geteilt wer-
den. Uns ist selbst schon aufgefal-
len, wie viele Telefonate und Aus-
fahrten wir uns mittlerweile spa-
ren. Zudem sind alle Daten im Sys-
tem gespeichert. Das gibt uns ein 
gutes Gefühl, da im Zweifelsfall 
nichts verloren geht.“

So funktioniert das  
vialytics-System in der Praxis

Mitarbeiter des Eibelstädter Bau- 
hofs befahren regelmäßig ihr Stra-
ßennetz mit einem Smartphone 
von vialytics. Die App nimmt au-
tomatisch alle vier Meter geore-
ferenzierte Bilddaten der Straßen 
auf und analysiert diese mit der in-
tegrierten künstlichen Intelligenz 

auf Schäden an der Asphaltober-
fläche oder an Inventar wie Ver-
kehrszeichen. Zudem können Ge-
fahrenstellen per Bluetooth-Knopf 
am Lenkrad manuell markiert und 
mit einer Sprachnotiz versehen 
werden. So digitalisiert vialytics 
die händische Streckenkontrolle 
mit Stift und Papier.

Die erhobenen Daten des Stra-
ßenzustandes werden am Rech-
ner in einem Kartenmodus darge-
stellt. Auf einen Blick ist ersicht-
lich, welche Streckenabschnitte re-
novierungsbedürftig sind und wo 
die Verkehrssicherheit durch Stra-
ßenschäden beeinträchtigt ist. Die 
Schäden werden in Schadensklas-
sen eingeordnet und mit Noten 
versehen. Dies hilft dem Tiefbau-
amt bei der Priorisierung von Maß-
nahmen und der Budgetplanung.

Auch der Winterservice kann 
durch das vialytics System ver-
einfacht werden. Streuungen und 
Schneeräumungsarbeiten kann 
die App dokumentieren und über-
wachen. Zudem werden mit dem 
vialytics System Wartungsarbei-
ten, Ausgrabungen und Baustellen 
dokumentiert, um im Gewährleis-
tungsfall abgesichert zu sein.

Über die vialytics GmbH

Die drei Pioniere Patrick Gla-
ser, Achim Hoth und Danilo Jovi-
cic-Albrecht riefen vialytics 2018 
ins Leben. Seitdem verfolgt das 
Stuttgarter Unternehmen mit 100 
Mitarbeitern einen ambitionier-
ten Wachstumskurs. Mittlerwei-
le sind es über 500 Partnerkom-
munen, die ihre Straßen regelmä-
ßig mit dem vialytics System be-
fahren und aus den gesammelten 
Daten Maßnahmen ableiten. „Es 
gibt aktuell kein Straßenmanage-
mentsystem, das den kommuna-
len Anforderungen gerechter wird 
als unseres“, fasst Patrick Glaser 
zusammen. Die hohe Nachfrage  
aus Deutschland und den euro-
päischen Nachbarländern kann 
vialytics durch eine neue Zusam-
menarbeit mit Scania Growth Ca-
pital sowie der langfristigen Inves-
tition durch EnBW New Ventures 
und Statkraft Ventures bedienen. 
Achim Hoth bestätigt: „Unser Stra-
ßenmanagementsystem hilft allen 
Kommunen, ihre Straßen effizi-
enter zu verwalten und das meis-
te aus dem kommunalen Haushalt 
herauszuholen.“� r

vialytics Smartphone-Zustandserfassung am Fahrradlenker.
� Bild: vialytics GmbH

V.l.: vialytics-Gründer Achim Hoth, Danilo Jovicic-Albrecht und  
Patrick Glaser.� Bild: vialytics GmbH

https://www.vialytics.de/
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Erschließung mit 
Glasfaserleitungen
Glasfaseranschlüsse für rund 700 Haushalte und Büros 

in Vilsbiburg / Gemeinsamer Ausbau mit den Stadtwerken
Bayerns führender Glasfaseranbieter M-net erweitert gemein-
sam mit den Stadtwerken Vilsbiburg das Glasfasernetz in meh-
reren Ortsteilen der Stadt Vilsbiburg im niederbayerischen Land-
kreis Landshut. Einen entsprechenden Kooperationsvertrag hat 
die Stadt nun mit M-net geschlossen. Durch die Erschließung mit 
Glasfaserleitungen bis zum Grundstück profitieren bald rund 700 
Haushalte und Gewerbeeinheiten von Übertragungsgeschwindig-
keiten bis zu 1 Gigabit pro Sekunde (= 1.000 Mbit/s). 

Nach der offiziellen Vertrags-
unterzeichnung ist der Grund-
stein für den weiteren Glasfaser- 
ausbau in Vilsbiburg gelegt. Bis 
Herbst 2026 werden rund 700 
Privathaushalte und Gewerbe-
einheiten in mehreren Ortstei-
len durch die Stadtwerken Vils-
biburg als Infrastrukturpartner 
von M-net mit zukunftssiche-
ren Glasfaserleitungen ausge-
stattet. 

Hohe Übertragungs- 
geschwindigkeiten

Bei dem Ausbau wird kom-
plett auf die Verwendung von 
Kupferkabeln verzichtet und ei-
ne durchgängige Infrastruktur 
aus Glasfasern bis zu den jewei-
ligen Grundstücken errichtet. 
Für die Weiterführung der Glas-
faserleitung bis ins Gebäude 
und die Installation eines Haus-
anschlusses erstellen die Stadt-
werke Vilsbiburg allen Interes-
senten ein gesondertes Ange-
bot. Die neuen Leitungen er-
möglichen Internetanschlüsse 
mit Übertragungsgeschwindig-
keiten bis zu 1 Gigabit pro Se-
kunde und künftig noch mehr. 

Startschuss im Herbst 2024

Die Bauarbeiten für den Glas-
faserausbau starten nach der-
zeitigem Planungsstand noch im 
Herbst 2024 und werden rund 
zwei Jahre in Anspruch nehmen. 
M-net ist bereits seit vielen Jah-
ren als Anbieter für Telekommu-
nikationsdienste in Vilsbiburg 
aktiv. Dank seines glasfaserba-
sierten FTTC-Netzes (Fiber-to-
the-Curb = Glasfaser bis zum 
Bordstein) stehen schnelle und 
stabile Internet-, Telefon- und 
TV-Dienste von M-net bereits 

über 1.350 Haushalten in Vilsbi-
burg zur Verfügung. Darüber hi-
naus können bereits jetzt rund 
1.000 Haushalte und Gewerbe-
einheiten von einem direkten 
FTTB/H-Glasfaseranschluss (Fi-
ber-tothe-Building/Home) pro-
fitieren. 

„Mit dem FTTB/H-Ausbau 
sind die Bürgerinnen und Bür-
ger wie auch die Unternehmen 
in Vilsbiburg bestens für die di-
gitale Zukunft gewappnet. Denn 
im Gegensatz zu allen kupfer-
basierten Anschlusstechnolo-
gien meistert ein reiner Glasfa-
seranschluss auch langfristig die 
Anforderungen, die mit der zu-
nehmenden Digitalisierung un-
serer Gesellschaft auf uns zu-
kommen“, sagt M-net Regional-
managerin Sandra Stiedl. 

Die Bürgermeisterin von Vils-
biburg, Sibylle Entwistle, er-
gänzt: „Der Glasfaserausbau ist 
ein wichtiger Baustein der Da-
seinsvorsorge und damit auch 
für die Zukunftsfähigkeit unse-
rer Stadt. Umso mehr freuen 
wir uns, dass wir mit M-net ei-
nen starken Partner dafür ge-
winnen konnten, Vilsbiburg mit 
einem neuen Hochgeschwindig-
keitsnetz als Lebens- und Wirt-
schaftsraum für die Zukunft zu 
stärken.“

Warum Glasfaser?

Mit einem Glasfaseranschluss 
sind sowohl Wohn- als auch  
Gewerbeimmobilien zukunfts-
sicher ausgestattet: Dieser bie-
tet hohe und stabile Bandbrei-
ten, ist besonders zuverlässig 
gegenüber externen Einflüs-
sen wie Unwettern und Gewit-
tern und ist auch für besonders 
datenintensive Anwendungen 
geeignet. Dazu zählen rasante 
Up- und Downloads, unterbre-
chungsfreies Videostreaming 
auch auf mehreren Endgerä-
ten, Online-Gaming, das Spei-
chern und Abrufen von Daten 
in einer Cloud oder die Nutzung 
des Anschlusses im Home-Of-
fice. Auch über den reinen Leis-
tungsaspekt hinaus hat die Glas-
faser klare Vorzüge gegenüber 
herkömmlichen Übertragungs-
technologien. So ist die Daten-
übermittlung per Licht deutlich 
energieeffizienter als die über 
kupferbasierte Anschlüsse. Die-
sen ökologischen Vorteil nutzt 
M-net konsequent aus und ist 
seit 2021 der erste klimaneutra-
le Internetanbieter in Deutsch-
land.� r

Bürgermeisterin Sibylle Entwistle (r.) mit M-net Regionalmana- 
gerin Sandra Stiedl.� Bild: Stadt Vilsbiburg

BREKO Marktanalyse 2024:

Politische Kurskorrektur 
ist unerlässlich

In der kürzlich veröffentlichten Breko Marktanalyse 2024 weist 
der Bundesverband Breitbandkommunikation darauf hin, dass 
laut Prognose „die Bundesregierung ihr Ziel von Glasfaser für 
die Hälfte der deutschen Haushalte bis 2025 zwar erreichen, je-
doch unter den aktuellen politischen Rahmenbedingungen die 
flächendeckende Glasfaserversorgung bis 2030 deutlich verfehlt 
wird“. Mehr denn brauche es jetzt eine klare politische Kurskor-
rektur, um Investitionssicherheit zu schaffen und Investitionsan-
reize zu setzen.

Mit 2,6 Millionen neu gebau-
ten Anschlüssen (Homes Passed) 
steigt die Glasfaserausbauquo-
te laut Marktanalyse zwischen 
Mitte 2023 und Mitte 2024 um 
7,6 Prozentpunkte auf 43,2 Pro-
zent, wächst aber um 1,6 Pro-
zentpunkte weniger als im Vor-
jahreszeitraum. 

Der Anteil der angeschlos-
senen Haushalte (Homes 
Connected) nimmt um 4,5 Pro-
zentpunkte auf 22,8 Prozent 
zu und wächst damit um 3,6 
Prozentpunkte stärker als im 
Vorjahreszeitraum. Zeitgleich 
steigt auch der Anteil der 
Haushalte, die einen Glasfaser- 
anschluss gebucht haben (Ho-
mes Activated), leicht an: Die 
Take-Up-Rate liegt jetzt bei 26 

Prozent (Stand: 30. Juni 2024).
Aktuell sind rund ein Viertel 

(10,5 Millionen) der deutsch-
landweiten Gebäude und Woh-
nungen ans Glasfasernetz an-
geschlossen. Laut Studienautor 
Prof. Dr. Jens Böcker „investiert 
die Telekommunikationsbranche  
trotz vieler Hindernisse weiter 
in den Glasfaserausbau. Auffäl-
lig ist: Während der Fokus in den 
letzten Jahren auf dem Ausbau 
in der Fläche lag, gehen die Un-
ternehmen jetzt zunehmend da-
zu über, die Haushalte, Unter-
nehmen und öffentlicher Ein-
richtungen anzuschließen. Ins-
besondere die Wettbewerber 
der Telekom sorgen dafür, ih-
re Kundinnen und Kunden ans 
Glasfasernetz anzuschließen, 

statt die Glasfaser nur bis in 
die Straße zu bauen.”

Treiber des Netzausbaus

Zwar befinden sich die Gesamt 
investitionen in den Glasfaser- 
und Mobilfunkausbau mit 13,2 
Milliarden Euro nach wie vor auf 
hohem Niveau, jedoch sind sie 
erstmals seit Jahren leicht rück-
läufig. Obwohl der Investitions-
anteil der Telekom auf 5,6 Mil-
liarden Euro steigt und bei den 
Wettbewerbern auf 7,6 Milliar-
den Euro zurückgeht, bleiben 
die alternativen Netzbetreiber 
mit 58 Prozent der Investitionen 
Treiber des Netzausbaus. Beson-
ders im Glasfaserausbau über-
nehmen die Wettbewerber der 
Telekom den Löwenanteil: Sie 
zeichnen für 61 Prozent der Ho-
mes Passed sowie für 70 Pro-
zent der Homes Connected und 
77 Prozent der Homes Activated 
verantwortlich.

Mit Blick auf die Prognose der 
Marktanalyse, wonach die Glas-
faserausbauquote bei einer sta-
bilen Entwicklung bis 2025 auf  

50 Prozent, bis 2030 aber nur 
noch auf einen Wert zwischen 
76 Prozent und 86 Prozent stei-
gen wird, fordert Breko-Präsi-
dent Norbert Westfal insbeson-
dere von der Bundesnetzagen-
tur ein Konzept für einen wett-
bewerbskonformen Übergang 
von Kupfer- auf Glasfasernetze: 
Hier gelte es zu verhindern, dass 
die Deutsche Telekom ihr Kup-
fernetz strategisch nur dort ab-
schaltet, wo sie selbst Glasfaser 
verlegt hat. Zudem brauche es 
endlich eine wirksame Diens-
teanbieterverpflichtung, um 
doch noch einen Impuls für fai-
ren Wettbewerb zu setzen und 
das herrschende Oligopol im 
Mobilfunk aufzubrechen. „Lei-
der wurde in den letzten Mona-
ten zunehmend deutlich, dass 
die Ampel-Koalition offenbar das 
Interesse am Glasfaserausbau 
verloren hat”, bedauert Westfal.

Eines der größten Probleme 
für den Glasfaserausbau bleibt 
der strategische Doppelausbau 
der Telekom. Aktuell sind 78 
Unternehmen von Doppelaus-
bau-Aktivitäten der Telekom 
oder ihrer Tochter Glasfaser Plus 
betroffen. Knapp jedes dritte Un-
ternehmen (31 Prozent) hat sich 
aufgrund von Doppelausbau so-
gar aus Ausbauprojekten zurück-
gezogen.

Kupfer-Glasfaser-Migration

Auch der anstehende Über-
gang von Kupfer- auf Glasfaser-
netze beschäftigt die Branche. 
9 von 10 Unternehmen sehen 
es laut Marktanalyse als wich-
tig oder sehr wichtig an, dass es 
eine wettbewerbskonforme Re-
gelung für die sogenannte Kup-
fer-Glasfaser-Migration gibt. Nur  
4 Prozent halten dies für un-
wichtig.

„Da die Wettbewerber für zwei 
Drittel des Glasfaserausbaus ver-
antwortlich zeichnen, braucht es 
jetzt umso mehr ein Konzept für 
eine wettbewerbskonforme Kup-
fer-Glasfaser-Migration“, unter-
streicht BREKO-Geschäftsführer 
Dr. Stephan Albers. Bislang ge-
be es für die Regionen, in denen 
die Wettbewerber Glasfaser ver-
legt haben, keine entsprechende 
Regelung. Die Telekom wieder- 
um könne dort, wo sie Glasfaser 
ausgebaut hat, selbst über eine 
Abschaltung ihres Kupfernetzes 
entscheiden.

„Unsere Forderung ist klar: Die 
Abschaltung in Regionen, in de-
nen die Telekom Glasfaser ver-
legt hat, darf nur dann geneh-
migt werden, wenn das Kup-
fernetz auch in Gebieten ab-
geschaltet werden kann, die 
durch Wettbewerber vergleich-
bar gut mit Glasfaser versorgt 
sind und vergleichbare Vorleis-
tungsprodukte angeboten wer-
den. Sowohl beim Doppelaus-
bau als auch bei der Kupfer-Glas-
faser-Migration braucht es eine 
Bundesnetzagentur, die nicht nur 
die Interessen des marktmächti-
gen Unternehmens im Blick hat, 
sondern aktiv für fairen Wettbe-
werb sorgt“, stellt Albers fest.

Bayern im Mittelfeld

Im Ländervergleich hat Schles-
wig-Holstein mit 89,3 Prozent 
weiterhin die höchste Glasfaser- 
ausbauquote, gefolgt von Ham-
burg und Brandenburg. Bayern 
liegt mit 34,4 Prozent im hinte-
ren Mittelfeld. Bei der Glasfaser- 
anschlussquote belegt Schles-
wig-Holstein mit etwa 50 Pro-
zent ebenfalls Platz 1, gefolgt 
von Brandenburg und Hamburg. 
Deutlich dahinter rangiert Bay-
ern mit 19,2 Prozent.

Um den Ausbau in den Ländern 
zu beschleunigen, sind Albers zu-
folge schnellere Genehmigungs-
verfahren erforderlich. Auch der 
Glasfaserausbau müsse deshalb 
im Telekommunikations-Netz-
ausbau-Beschleunigungs-Gesetz 
als im „überragenden öffentli-
chen Interesse“ definiert wer-
den. Bundestag und Bundesrat 
seien hier in der Pflicht, grund-

6. AKDB Kommunalforum:

Innovative Impulse 
für resiliente Kommunen

Am 10. Oktober 2024 findet in München das AKDB Kommunalforum 
statt. Im Fokus der eintägigen Veranstaltung steht die Frage, wie sich 
Kommunen für Zukunftsszenarien wappnen können: etwa hinsicht-
lich Cyberbedrohungen, Fachkräftemangel und Klimawandel. Die 
Veranstaltung bietet Kommunalvertretern aus ganz Deutschland ei-
ne Plattform, um neueste digitale Lösungen zu entdecken und sich 
mit Kolleginnen und Kollegen auszutauschen. Für eine Prise Humor 
sorgt der bekannte Comedian und Bestsellerautor Vince Ebert.

Ein Hauptprogramm im großen 
Auditorium, vier Fachforen und 
Workshop-Formate für kleine Ar-
beitsgruppen sowie eine beglei-
tende Fachausstellung erwarten 
die Gäste des Kommunalforums, 
das dieses Jahr im Paulaner am 
Nockherberg in München statt-
findet. Im Vordergrund steht die 
Frage, wie sich die Verwaltung 
aufstellen sollte, um in Zeiten 
komplexer werdender IT, erhöh-
ter Cybergefahren, steigendem 
Fachkräftemangel und voran-
schreitendem Klimawandel ih-
rem Auftrag gerecht zu werden: 
optimale Daseinsvorsorge zu bie-
ten und kommunale Lebensräu-
me zukunftsfähig zu machen.  

Passend dazu lautet das 
Event-Motto „digital.einfach.ma-
chen.“. Denn Kommunalvertre-
ter sind eingeladen, digitale Lö-
sungen zu entdecken, die den 
Alltag von Verwaltung und Bür-
gern vereinfachen. Dabei han-

delt es sich um Innovationen der 
gesamten AKDB-Gruppe. Dazu 
gehören Töchter und Beteiligun-
gen wie RIWA, roosi, Telecompu-
ter, GKDS und LivingData. 

Höhepunkte des Forums

Zu den Highlights des Fo-
rums gehört die DSGVO-kon-
forme Business-Intelligence-Lö-
sung SDS.Control, die Daten aus 
dem Finanz- und Einwohnerwe-
sen analysiert und aufbereitet. 
Außerdem im Programm: das 
Cloud-Angebot der AKDB, KI-An-
wendungen für Verwaltungsmit-
arbeitende, die Erstellung digi-
taler Zwillinge sowie Self-Ser-
vice-Plattformen wie FRED (Fra-
mework for eGovernment De 
ployment). Mit letzterer können 
Verwaltungen Online-Dienste 
unkompliziert in ihre Webseiten 
einbinden und medienbruchfrei 
in die Fachsoftware integrieren. 

Ganz im Sinne einer digitalen En-
de-zu-Ende-Verwaltung, wie sie 
das Onlinezugangsgesetz for-
dert. In den vier Fachforen wird 
auf spezielle Neuerungen rund 
um Fachverfahren für jeden Ver-
waltungsbereich eingegangen: 
Kämmerei, Personalabteilung, 
Bürgerbüro, Kitaverwaltung, Ver- 
kehrsamt und Bauhof. 

Referenten sind Wissenschaft-
ler wie der Professor für IT-Si-
cherheitsrecht Dennis-Kenji Kip-
ker, Dr. Ferdinand Schuster vom 
Institut für den öffentlichen Sek-
tor e.V., Christian Stummeyer, 
Professor für Wirtschaftsinfor-
matik und Digital Commerce, so-
wie Vertreter des bayerischen Di-
gitalministeriums und der Kom- 
munen. Bestsellerautor und Co-
median Vince Ebert wirft einen 
humorvollen Blick auf Digitalisie-
rung und künstliche Intelligenz 
und beweist damit, dass man 
trotz riesiger Herausforderungen 
nicht alles bierernst zu nehmen 
braucht. Das Programm sieht 
neben Fachvorträgen auch eine 
Live-Hacking-Show, zahlreiche 
Praxisberichte und Live-Demos 
sowie Paneldiskussionen und 
Mitmach-Formate vor. Die Ver-
anstaltung moderiert SZ-Journa-
list Matthias Punz.� r

legend nachzubessern, um doch 
noch Rahmenbedingungen für ei-
ne Beschleunigung des Glasfaser-
ausbaus zu schaffen.

Zunehmend an Bedeutung ge-
winnt die Öffnung bestehender 
Netze für andere Anbieter. Laut 
Marktanalyse bieten 89 Prozent 
der im Breko organisierten Netz-
betreiber bereits Zugang zu ih-
ren Netzen an. Albers: „Open Ac-
cess sorgt für mehr Wettbewerb 
und setzt sich als Alternative zum 
Doppelausbau durch. Die Koope-
rationen sorgen für eine höhe-
re Auslastung der Netze und bie-
ten den Kundinnen und Kunden 
mehr Angebotsvielfalt.“� DK
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Deutsche Telekom 
vermarktet Internetdienste 

über FTTC-Netze von LEONET
Deutsche Telekom kann nun in vielen Regionen Ostbayerns 

seinen Kunden noch mehr Geschwindigkeit anbieten

Das bayerische Telekommunikationsunternehmen LEONET und 
die Deutsche Telekom haben eine FTTC-Wholesale-Kooperation 
geschlossen. Die Partnerschaft stellt für die Deutsche Telekom die 
Grundlage dar, dass sie über die sogenannten FTTC-Netze (Fiber 
to the curb / Glasfaser bis zum Kabelverzweiger) von LEONET ab 
sofort eigene attraktive Telefon- und Internetdienste vermarkten 
kann.

LEONET betreibt in vielen Re-
gionen von Niederbayern und 
der Oberpfalz im ostbayeri-
schen Raum FTTC-Netze. Die 
darauf basierende Netzarchi-
tektur sieht eine Glasfaseran-
bindung bis zum Kabelverzwei-
ger (den grauen Kästen am Bür-
gersteig) vor. Die Telekom kann 
auf Basis der Kooperation mit 
LEONET nun auch in Regionen 
Ostbayerns Telefon- und Inter-
netdienste mit einer Geschwin-
digkeit von bis zu 100 Mbit/s 
anbieten, wo dies bisher nicht 
möglich war. 

60.000 Haushalte profitieren

Von der Vereinbarung profi-
tieren rund 60.000 Haushalte 
in den Landkreisen Regen, 
Cham, Passau, Freyburg-Gra-
fenau Straubing-Bogen, Rot-
tal-Inn, Deggendorf, Amberg 
Sulzbach, Landshut, Regens-
burg, Schwandorf, Dingolfing- 
Landau, Mühldorf a. Inn. Wer 
sich für einen schnellen Inter-
netanschluss der Telekom in-
teressiert, kann im Internet re-
cherchieren, ob er von der Ver-
einbarung profitiert: www.tele-
kom.de/festnetz. Die höheren 

Geschwindigkeiten sollen bis 
100 Mbit/s zur Verfügung ste-
hen.

Wegweisende Kooperation

„Wir freuen uns außerordent-
lich, dass wir die Deutsche Tele-
kom als Wholesale-Partner ge- 
wonnen haben“, erklärt LEONET- 
Geschäftsführer Martin Naber. 
„Die Kooperation ist für beide  
Unternehmen wegweisend. Wäh- 
rend wir unsere Open-Access- 
Strategie realisieren, erhält die 
Telekom über unser Netz nun die 
Möglichkeit attraktivere Produk-
te anzubieten.“

„Wir freuen uns, dass wir in 
vielen Bereichen Ostbayerns 
unseren Kunden höhere Ge-
schwindigkeiten über das FTTC- 
Netz der Leonet anbieten wer-
den“, unterstreicht Thilo Höl-
len, Leiter Breitbandkooperatio-
nen bei der Deutschen Telekom. 
„Kooperationen und Wholebuy 
sind Bestandteil unserer Stra-
tegie. Dafür nutzen wir seit ei-
nigen Jahren selbstverständlich 
FTTC-Netze unserer Wettbe-
werber und ab sofort auch der 
Leonet. Wir freuen uns auf die 
Zusammenarbeit.“� r

Digitalminister Fabian Mehring:

KI statt Bürokratie!
Digitalminister Fabian Mehring will Bayerns Mittelstand fit für 
das KI-Zeitalter machen. Genau dies ist das Ziel des Programms 
„KI-Transfer Plus“, das vom Bayerischen Staatsministerium für Di-
gitales ins Leben gerufen wurde: KMUs aus den verschiedensten 
Wirtschaftszweigen werden dabei unterstützt, KI-Lösungen zu 
nutzen. Nunmehr gab Mehring den Startschuss für die vierte Run-
de des Erfolgsprogramms.

Unter den rund 20 Teilneh-
mern der vierten Runde befin-
den sich unter anderem Hand-
werksbetriebe, IT-Dienstleister,  
Bauunternehmen oder Versand-
händler aus ganz Bayern. Sie er-
halten in den kommenden neun 
Monaten Zugriff auf das um-
fassende Know-how bayeri-
scher Forschungs- und Wissen-
schaftseinrichtungen und kön-
nen dadurch KI-Methoden auf 
dem neuesten Stand der Technik 
schnell in der Praxis nutzen. Da-
bei liegt das Augenmerk auf ak-
tuellen Themen wie generative 
KI und großen Sprachmodellen.

Für den reibungslosen Techno-
logietransfer in Richtung Wirt-
schaft sind die Programmpartner 
von „KI-Transfer Plus“ zustän-
dig. Bislang waren das applie-
dAI (München), die OTH Regens-
burg und die TH Aschaffenburg. 
Mit Beginn der letzten Runde hat 
Minister Mehring das Programm 
auf die TH Nürnberg, die HS 
Neu-Ulm, die HS Kempten, die 
TH Ingolstadt und die TH Würz-
burg-Schweinfurt erweitert.

Positive Bilanz

Anlässlich des Kick-offs zogen 
Teilnehmer der früheren Runden 
eine durchweg positive Bilanz, 
berichtet Mehring. So konnte die 
IFTA GmbH aus Puchheim eine 
KI-Anwendung zur Überwachung 
von Verbrennungsschwingun-
gen in Gasturbinen entwickeln, 
die genauere Aussagen über den 
Maschinenzustand und die früh-
zeitige Erkennung von Defekten 
ermöglicht. Das Verkehrs- und 
Touristikunternehmen Schwar-
zer Reisen aus Nördlingen ar-
beitet gerade daran, KI im Call-
center für einfache Gespräche 
einzusetzen und zusätzlich die 
Streckenplanung der Rufbusse 
mithilfe Künstlicher Intelligenz zu 
verbessern.

Bislang investierte das Digital-
ministerium insgesamt 9,1 Milli-
onen Euro in „KI-Transfer Plus“. 
Daneben hat die Bayerische 
Staatsregierung weitere Förder-
programme gestartet, darun-

ter die Hightech-Agenda mit ei-
nem Investitionsvolumen von 
5,5 Milliarden Euro, von denen 
600 Millionen Euro auf die Be-
reiche KI und SuperTech entfal-
len. Ausbildung und Forschung 
werden ebenfalls intensiv geför-
dert: Knapp 10.000 neue Stu- 
dienplätze für KI und Informatik 
sowie mehr als 130 neue KI-Pro-
fessuren sollen dazu beitragen, 
dass Bayern in diesen zentralen 
Zukunftsfeldern weltweit an der 
Spitze bleibt.

GovTech Campus  
Deutschland

Wie das Digitalministerium zu-
dem berichtet, ist der Freistaat 
dem GovTech Campus Deutsch-
land beigetreten. Als global pro-
filierter Hightech-Standort ha-
be Bayern den Anspruch, auch 
bei seinen Verwaltungsprozes-
sen neueste Technologien wie 
KI, Cloud-Lösungen oder Big Data 
einzusetzen. Dabei sollen die Im-
pulse aus Bayern auch die digita-
le Transformation in den anderen 
Bundesländern beschleunigen.

Ziel sei es, im Sinne der Bürger 
und Unternehmen Bayerns ge-
meinsam mit anderen führenden 
Akteuren aus dem Bereich Digita-
lisierung an neuen Services und 
Lösungen zu arbeiten. Der Beitritt 
sei Teil eines umfangreichen 
Maßnahmenbündels, mit dem 
das Staatsministerium für Digi-
tales die digitale Verwaltung der 
Zukunft auf den Weg bringen will.

Mehring zufolge „entlasten 
wir durch den Einsatz von KI un-
sere Mitarbeiter in den Behör-
den und verkürzen die Verfah-
renszeiten – eine Win-Win-Situa-
tion für Bürger und Verwaltung, 
die Entbürokratisierung befeu-
ert und uns gegen den grassie-
renden Fachkräftemangel rüstet. 
Der GovTech Campus Deutsch-
land bietet uns hierfür eine ein-
zigartige Plattform für den Schul-
terschluss mit der Tech-Szene 
und die gemeinsame Weiterent-
wicklung unserer Verwaltungen. 
Unser Beitritt ist daher ein wei-
terer logischer Schritt hin zu un-

serem übergeordneten Ziel: Wei-
ter der Pacemaker für die digita-
le Verwaltung in Deutschland 
zu sein. Schließich sitzen unsere 
Mitbewerber auf den Zukunfts-
märkten nicht in Berlin oder 
Frankfurt, sondern in Asien und 
dem Silicon Valley. Es gilt daher 
ein ,Team-Deutschland‘ zu fir-
mieren und unsere Kräfte bun-
desweit zu bündeln.“

Bayern ist Schrittmacher

Im Vergleich zu anderen Bun-
desländern sei Bayern schon 
heute Schrittmacher auf diesem 
Gebiet, unterstreicht der Mi-
nister: Der Freistaat belege im 
OZG-Dashboard (Onlinezugangs-
gesetz) konsequent die vorderen 
Plätze und biete bereits 260 On-
line-Leistungen in der Fläche an. 
Dabei soll es aber nicht bleiben: 
Um möglichst schnell eine volldi-
gitale Kommunikation innerhalb 
und zwischen den Behörden zu 
erreichen, hat Mehring 2023 ei-
nen „Fax-Bann“ ausgerufen, der 
bereits wirkt: Der Bestand der 
Faxgeräte in der bayerischen 
Verwaltung habe sich inzwischen 
ungefähr halbiert. Als Alternati-
ven würden derzeit verschiede-
ne digitale Kollaborations- und 
Kommunikationslösungen für 
die Behörden im Freistaat er-
probt. Zudem werde ein bayeri-
sches elektronisches Behörden-
siegel auf den Weg gebracht.

Verwaltungsprozesse 
beschleunigen

Mit solchen digitalen Techno-
logien würden Medienbrüche 
vermieden, Verwaltungsprozes-
se beschleunigt und der Einsatz 
von Künstlicher Intelligenz in den 
Behörden ermöglicht – ein The-
ma, mit dem sich das Digital-
ministerium selbst intensiv be-
schäftige: „Wir entwickeln ge-
rade eine KI-Strategie für un-
ser eigenes Ministerium, die als 
Blaupause für andere Behör-
den, Verwaltungen und Kommu-
nen dienen kann“, so Mehring. 
„Im Projekt ,Applied Data Ana-
lysis für die öffentliche Verwal-
tung‘ zeigen wir zum Beispiel 
den Mehrwert von Cloud-Diens-
ten. Und in unserem Open Da-
ta-Portal ,open.bydata‘ demons-
trieren wir modernes Datenma-
nagement und unterstützen ins-
besondere Kommunen bei der 
Umsetzung.“

Daneben habe der Freistaat 
zahlreiche weitere Initiativen 
wie die Hightech-Agenda und 
KI-Transfer Plus gestartet, um 
den Staat umfassend zu moder-
nisieren und Unternehmen beim 
KI-Einsatz zu unterstützen. Auch 
der Superrisikokapitalfonds mit 
einer Hebelwirkung in Höhe von 
einer Milliarde Euro, die Förde-
rung digitaler Talente sowie Ko-
operationen mit Technologie- 
unternehmen stärkten das IT- 
Ökosystem des Freistaats.

Für eine gemeinsame digitale 
Zusammenarbeit erhalten auch 
Bayerns Kliniken Förderung vom 
Freistaat. Gemeinsam mit Ge-
sundheitsministerin Judith Ger-
lach überreichte Mehring sym-
bolisch den Förderbescheid in 
Höhe von 1,4 Millionen Euro 
an die Klinik IT Genossenschaft 
(KIG). Mit dieser Förderung wird 
die Plattform „mein-kranken-
haus.bayern“ um eine Vernet-
zung zwischen den Krankenhäu-
sern und den niedergelassenen 
Ärzten erweitert. Weiterhin un-
terstützt die Förderung die Ein-
richtung einer Incident-Respon-
se-Hotline für Cybernotfälle in 
den Kliniken.

Bayerische Krankenhäuser hat- 
ten sich vergangenes Jahr zu-
sammengeschlossen und setzen 
gemeinsam das Vernetzungspro-
jekt „mein-krankenhaus.bayern“ 
unter der Führung der KIG um. 
Das Projekt steht vor allem für 

ein einheitliches digitales Pa-
tientenportal nach dem Kran-
kenhauszukunftsgesetz (KHZG). 
Inzwischen haben sich inner-
halb der KIG 137 Krankenhäu-
ser für die einheitliche Umset-
zung des digitalen Patientenpor-
tals auf Basis einer gemeinsamen 
IT-Plattform zusammengefun-
den.

Doch soll diese nicht an der 
Sektorengrenze enden, sondern 
den Pfad von Patienten ins und 
aus dem Krankenhaus begleiten. 
Dies wird mit einer Förderung 
durch den Freistaat auf Initiative 
der Bayerischen Krankenhausge-
sellschaft (BKG) möglich, die nun 
an die KIG übergeben wird. Von 
den 1,4 Millionen Euro wurden 
jeweils 700.000 Euro vom bay-
erischen Gesundheits- und vom 
Digitalministerium gefördert.

Klinik-Plattform

Nach Mehrings Worten „ist un-
sere gemeinsame Klinik-Plattform 
ein zukunftsweisendes Leucht-
turmprojekt, das weit über Bayern 
hinaus strahlt. Gerade angesichts 
der gewaltigen Herausforderun-
gen im deutschen Gesundheits-
system können Digitalisierung 
und Zukunftstechnologien als Ga-
mechanger wirken, um Prozesse 
im Sinne der Patientinnen und Pa-
tienten zu optimieren.“

Mehr digitale Vernetzung be-
nötige auch mehr IT-Sicherheit, 
denn die Angriffe - auch auf Kli-
niken – und die regulatorischen 
Anforderungen nähmen stetig 
zu. Um die Kliniken schnell bei ei-
nem Sicherheitsvorfall zu unter-
stützen, plane die KIG deshalb 
mit den Mitteln des Freistaats 
den Aufbau einer Incident-Res-
ponse-Hotline, die den bayeri-
schen Krankenhäusern rund um 
die Uhr mit Rat und Tat zur Seite 
steht.� DK

Datenerfassungs- und Scanzentrum Wunsiedel:

Bereits über 56 Millionen 
Dokumente digitalisiert

Über 250 Beschäftigte leisten unverzichtbare Arbeit

„Das Scanzentrum Wunsiedel ist ein absolutes Leuchtturmprojekt 
der Bayerischen Steuerverwaltung und die ‚Eintrittspforte in die 
digitale Welt‘ für Steuererklärungen in Papierform. Wir verdan-
ken es der hervorragenden und unverzichtbaren Arbeit der über 
250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier am Scanzentrum, dass 
sämtliche Steuererklärungen aus ganz Bayern digital in den Fi-
nanzämtern ankommen und dort elektronisch weiterverarbeitet 
werden können. Herzlichen Dank für Ihr großes Engagement und 
Ihren Einsatz“, betonte Finanz- und Heimatstaatssekretär Martin 
Schöffel bei seinem Besuch im Datenerfassungs- und Scanzent-
rum Wunsiedel.

„Der Freistaat Bayern hat hier 
ein effizientes und leistungsfähi-
ges Zentrum geschaffen, in dem 
Papierunterlagen den direkten 
Weg in die Digitalisierung finden, 
eine wichtige Voraussetzung für 
das papierlose Finanzamt der Zu-
kunft. Seit Bestehen des Scan-
zentrums in Wunsiedel wurden 
bereits rund 56 Millionen Steu-
ererklärungen sowie weitere Do-
kumente digitalisiert. Neben Do-
kumenten aus Bayern werden 
seit Jahren auch Erklärungen für 
Rheinland Pfalz und Thüringen 
gescannt“, so Schöffel.

Das Datenerfassungs- und Scan-
zentrum der Bayerischen Steuer- 
verwaltung wurde am 1. März 

2011 eingerichtet. Die Beschäf-
tigten im Scanzentrum Wunsiedel 
sind mit ihrem umfassenden tech-
nischen und fachlichen Know-how 
bei der Digitalisierung und Aufbe-
reitung jeglicher Art von Daten und 
Unterlagen hochspezialisiert. 

Hauptaufgabe des Datenerfas- 
sungs- und Scanzentrums in Wun- 
siedel ist die Digitalisierung von 
Steuererklärungen. Durch die Bün- 
delung in einer zentralen Stelle 
können Informationen deutlich 
effizienter erfasst und weiterver-
arbeitet werden. Die Bearbeitung 
der Steuererklärungen erfolgt 
im Anschluss vollständig digital 
am jeweils zuständigen Finanz-
amt.� r

https://leonet.de/kommunen/
mailto:adrian.richter%40leonet.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://leonet.de/kommunen/
http://www.telekom.de/festnetz
http://www.telekom.de/festnetz
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v.l. Thilo Höllen, Leiter Breitbandkooperationen bei der Telekom, 
Gertrud Maltz-Schwartzfischer, OB Regensburg und Alfred Rauscher,  
Geschäftsführer R-Kom. 	 Bild: Telekom

Kooperation zwischen Telekom und R-Kom:

100 Prozent Glasfaser 
in Regensburg

Für Regensburg geht es mit großen Schritten ins Gigabitzeitalter. 
Bis spätestens 2032 wollen die Telekom und der regionale Anbieter 
R-Kom die gesamte Stadt mit rund 100.000 Wohn- und Gewerbeein-
heiten ans Netz der Zukunft anschließen. Das Investitionsvolumen 
beträgt rund 100 Millionen Euro. R-KOM und Telekom unterzeich-
neten im Alten Rathaus einen Kooperationsvertrag, der den offe-
nen Netz-Zugang (Open Access) umfasst. Die Telekom kann zudem 
bereits heute eigenen Kunden über das R-KOM-Netz Glasfaseran-
schlüsse anbieten. 

„Neu ist, dass wir künftig inner-
halb dieses Netzes auf für uns re-
servierte Fasern zugreifen kön-
nen“, sagt Thilo Höllen, Leiter 
Breitbandkooperationen bei der 
Telekom, die somit auch als zwei-
ter Netzbetreiber in Regensburg 
selbst aktiv wird. Er ergänzt: „Da-
durch bekommen die Bürgerin-

nen und Bürger sowie die Unter-
nehmen in der Stadt künftig die 
volle Wahlfreiheit beim Internet- 
anbieter.“ Sie können bei den 
Netzbetreibern R-KOM und Tele-
kom sowie bei deren jeweiligen 
Open-Access-Partnern wie 1&1 
(R-KOM und Telekom) sowie Vo-
dafone, O2 und anderen  buchen.

Telekom wird  
als Netzbetreiber aktiv

Technisch bedeutet die Ko-
operation, dass die R-KOM beim 
weiteren Netzausbau eine zwei-
te Lichtwellen-Faser für die Te-
lekom mitverlegt. Noch dieses 
Jahr werden die ersten Haupt-
verteiler der Telekom in Regens-
burg ans R-KOM-Netz gekoppelt. 
„Anfang 2025 bauen wir erste 
Erschließungsgebiete nach die-
sem Konzept aus und gehen ge-
meinsam in Betrieb“, kündigt 
Alfred Rauscher, Geschäftsführer 
der R-Kom, an. Dabei bleibt die 
R-KOM Eigentümerin der Netzin-
frastruktur, die Telekom mietet 
die Fasern langfristig an.

Nach und nach rollen die Part-
ner ihr Kooperationsmodell auch 
für die bereits mit Glasfaserer-
schlossenen Gebiete in Regens-

burg aus. „In weiten Bereichen 
bietet das bestehende Netz aus-
reichend viele Glasfasern. Hier 
müssen wir nur die Verschaltun-
gen ändern, damit die Telekom 
eine eigene Faser bekommt“, so 
Rauscher. Wo Fasern fehlen, wird 
nachverlegt. Das Investitionsvo-
lumen von insgesamt rund 100 
Millionen Euro von 2024 bis 2032 
fließt zu rund 80 Prozent in den 
Neubau, zu rund 20 Prozent in die 
Aufrüstung des Bestandsnetzes.

„Wenn mit der Telekom und 
der R-KOM zwei Marktführer an 
einem Strang ziehen, dann kann 
das für Regensburg nur von Vor-
teil sein“, Oberbürgermeister- 
in Gertrud Maltz-Schwarzfischer 
zeigt sich erfreut über eine um-
fassende Kooperation der beiden 
Unternehmen beim Glasfaser-
ausbau in Regensburg. „Dank der 
Zusammenarbeit kommen wir 
noch schneller ans Ziel von 100 
Prozent Glasfaser. Wir vermeiden 
überflüssige Baustellen. Und die 
Bürgerinnen und Bürger können 
am Ende ihren Internet-Anbieter 
frei wählen“, zählt die Oberbür-
germeisterin die wichtigsten Vor-
teile auf.  � r

Smarter Stadtreiniger: 

Robo „Butty“ räumt in 
Köln mit Kippen auf

Digital X: Tech-Messe der Telekom  
zeigt Roboter für Stadtreinigung und mehr

Roboter Butty sammelt auf der Tech-Messe Zigaretten-Kippen. Der 
autonom fahrende Robo von Capra Robotics aus Dänemark ist ein 
Alleskönner. Er arbeitet auch in Industrie und Logistik. Der Roboter 
transportiert Paletten, stellt Pakete zu oder bewacht den Firmen-
zaun. Der geländegängige kleine Skandinavier prüft sogar Reben 
und sorgt für guten Wein in Hanglagen.

Der Roboter schleppt 100 Kilo-
gramm Ladungen und zieht Las-
ten bis zu einer halben Tonne. 
Verschiedene Aufsätze wie Saug- 
rüssel, Spritzdüse oder 3D-Kame-
ra machen ihn zum Multitalent. 
Dafür sorgt auch Hightech im 
Hintergrund: Der Roboter fährt 
mit Echtzeit im IoT-Mobilfunk- 
und Satellitennetz der Telekom. 
Die Telekom hat dazu weltweit 
mit 600 Partnern Roaming-Ver-
träge geschlossen. Unterneh-
men wie Intelsat oder Skylo er-
gänzen die Verbindung mit Satel-
litenfunk. Die autonome Technik 
nutzt so ein weltweites Netz zu 
Land, Wasser und in der Luft. 

Robos brauchen Präzision 
fürs Kippen-Aufsaugen 

Neben nahtlosem Funk brau-
chen autonome Roboter eine 
präzise Ortung. Denn etwa gera-
de kleiner Müll macht der Stadt-
reinigung größte Mühe: Für einen 
Zigaretten-Stummel muss But-
ty genau auf den Vier-Zentime-
ter-Punkt steuern. Treffsicherheit 
braucht der Robo auch fürs Ent-
eisen von Bürgersteigen. Das Sa-
telliten-Navigationssystem GPS 
ist dafür nicht genau genug. Da-
her arbeitet die Deutsche Tele-
kom mit dem Unternehmen Swift 
Navigation zusammen an hoch-
genauer Satellitennavigation. Ein 
KI-gestütztes Navigationssystem 
lässt den Robot in Echtzeit mit 
Kameratechnik auf engem Raum 
um Hindernisse herum manö- 
vrieren.

Butty  
navigiert sicher in der Cloud

Die Telekom orchestriert die 
komplexe Technik zusammen in 
der Cloud. Auf den Servern eines 
geschützten Rechenzentrums ar-
beiten Netz, KI und Navigation 
zusammen. Da die Technik in der 
Cloud liegt, greifen Support-Mit-
arbeiter über das Internet darauf 
zu. Das ermöglicht einen welt-
weiten Service. 

Die Industrie interessiert sich 
Roboter besonders. Unterneh-
men optimieren ständig ihre Lo-
gistik in Produktion oder Liefe-
rung. Bauteile müssen fließend 
an einer Fertigungs-Anlage an-
kommen. Sonst droht teurer Pro-
duktions-Stop. Und der Endkun-
de ist unzufrieden, wenn der Lie-
fertermin nicht klappt. Robos wie 
Butty könnten eine Lösung sein. 
Denn gerade der Materialtrans-
port in der Produktion kostet 
Zeit. Zwischen Maschine A und 
Maschine B sorgt heute noch viel 
teure Handarbeit für den Liefer-
termin.

Hallentore sind für Robos  
eine Herausforderung 

Auch der Wechsel vom Tei-
le-Lager draußen und Fertigung 
drinnen ist für Robos eine Her- 
ausforderung. Am manchmal en-
gen Hallentor muss er beson-
ders genau fahren, auch um Kol-
lisionen von Mensch und Maschi-
ne zu vermeiden. Lars Hee Han-
sen, Chief Commercial Officer of 
Capra Robotics, sagt: „Zuverlässi-
ges 4G und 5G, punktgenaue Po-
sitionierung und Kamera basier-
te Navigation zusammen sorgen 
für Präzision. Wir schließen so die 
Lücke zwischen Innen- und Au-
ßenlogistik. Unternehmen spa-
ren so Zeit und Kosten.“ Dennis 
Nikles, Geschäftsführer Deut-
sche Telekom IoT GmbH, ergänzt: 
„Der Capra übernimmt selbstän-
dig sich wiederholende Tätigkei-
ten. Das entlastet qualifizierte Ar-
beitskräfte in den Firmen.“

Abseits von Kosten und Zeiter-
sparnis: Selbständig arbeitende 
Technik hat Vorteile für die Um-
welt. In der Industrie sparen auto-
nome Fahrzeuge reichlich Emissi-
onen. Die EU will ihren CO2-Aus-
stoß bis 2030 um 55 Prozent sen-
ken. Deutschland muss dafür 262 
Mio. Tonnen CO2 pro Jahr einspa-
ren. Laut Digitalverband Bitkom 
lassen sich bis zu 58 Prozent kann 
dieser Einsparungen über Digita-
lisierung erreichen.

Roboter  
in der Stadtreinigung

Besonders deutlich wird der 
Umwelt-Effekt von Butty & Co. 
bei der Stadtreinigung: Zigaret-
tenkippen etwa sind weltweit 
das am häufigsten weggeworfe-
ne Abfallprodukt.

Die WHO zählt jährlich 4,5 Bil-
lionen achtlos weg geworfen Zi-
garetten-Stummel. Jeder braucht 
15 Jahre, bis er restlos zersetzt 
ist. Zigarettenfilter sind oft aus 
Plastik. Sie enthalten viele Schad-
stoffe und verseuchen Trinkwas-
ser. In Köln kostet daher die auf 
den Asphalt weggeworfene Kip-
pe 50 Euro Strafe. Auf Spielplät-
zen oder in Grünanlagen werden 
ab 100 Euro fällig.

Kosten für die Entsorgung

Der Markt für autonome Ro-
boter in der Stadtreinigung be-
kommt Schub. Die EU beteiligt die 
Hersteller von Einwegplastik per 
Richtlinie an den Kosten für die 
Entsorgung. Tüten, Becher oder 
Zigarettenfilter: Die Sonderabga-
bepflicht für die meisten Kunst-
stoff enthaltenden Einweg-Pro-
dukte wird in Deutschland 2025 
wirksam. Forscher schätzen, dass 
die Abgabe der öffentlichen Hand 
jährlich bis zu 450 Millionen Euro 
bringt. � r

#Digitales Bayern 5.0
Füracker und König: Nürnberg Vorreiter  

bei Künstlicher Intelligenz im Bürgerservice
„Ob bei der Baufallerkundung in der Vermessungsverwaltung oder 
unseren Risikomanagementsystemen in der Steuerverwaltung: KI 
ist aus dem Arbeitsalltag des Finanzressorts bereits seit langem 
nicht mehr wegzudenken. Dank zahlreicher innovativer Projek-
te sind auch Bayerns Großstädte Vorreiter beim Einsatz moderns-
ter Technologien, von denen die Bürgerinnen und Bürger bereits 
heute profitieren können. Mit unserer Zukunftskommission #Digi-
tales Bayern 5.0 schaffen wir jetzt den notwendigen Rahmen, da-
mit die vielen Vorteile künstlicher Intelligenz bei allen Gemeinden 
ankommen! Bayernweit gedacht bietet ein verantwortungsbe-
wusster und effektiver KI-Einsatz eine unschätzbare Chance, um 
die Verwaltungen vor Ort flächendeckend noch digitaler, bürger-
freundlicher und bürokratieärmer aufzustellen. In der Zukunfts-
kommission werden im engen Austausch zwischen Freistaat und 
Kommunen wertvolle Erfahrungen und mögliche Synergien deut-
lich sichtbar! Ein herzliches Vergelt’s Gott an Oberbürgermeister 
Marcus König und alle Beschäftigten der Stadt Nürnberg für ihr 
vorbildliches Engagement!“ so Finanz- und Heimatminister Albert 
Füracker über den Austausch in Nürnberg.

Die Stadtverwaltung in Nürn-
berg betrachtet Digitalisierung 
nicht als Selbstzweck, sondern 
hat sich zum Ziel gesetzt, nur Pro-
zesse zu digitalisieren, die vorher 
optimiert und bürgerfreundlich 
neu gedacht wurden. 

Messbarer Erfolg

Das hat in Nürnberg bereits 
zu messbaren Erfolgen geführt: 
Mit zahlreichen Online-Diens-
ten wurde ein sehr breites An-
gebot erarbeitet, das viele Men-
schen erreicht und sie bei der Er-
ledigung von Angelegenheiten 
mit der Stadtverwaltung unter-
stützt. Die Stadt pilotiert Chat-
bots und erprobt KI beim Einsatz 
von Vollständigkeitsprüfungen 
bei Antragsunterlagen. Robo-
ter transferieren standardisierte 
Daten in Fachverfahren und be-
schleunigen dadurch die Sach-
bearbeitungen.

Oberbürgermeister Marcus 
König betont: „Diese Themen 
liegen mir persönlich am Her-
zen, deswegen habe ich das The-
ma Digitalisierung zur Chefsache 
erklärt und in der Stadtverwal-
tung hierfür einen eigenen Be-
reich – Bürgerservice, Digitalisie-
rung und Recht – ins Leben ge-
rufen. Wir haben heute wieder 
festgestellt: Es gibt noch viel zu 
tun, aber die bisher erreichten 
Ergebnisse können sich sehen 
lassen.“

Fachkräftemangel und  
demografischer Wandel

Herausforderungen wie Fach-
kräftemangel und demografi-
scher Wandel können in der Zu-
kunft durch den Einsatz neuer 
Technologien abgefedert wer-
den. „Die Zukunftskommission 
ist ein hervorragendes Format, 
an dem wir gerne aktiv mitar-

beiten und unsere Expertise ein-
bringen. Ich bedanke mich bei 
Staatsminister Albert Füracker 
sehr für die Unterstützung. Ge-
meinsam – Freistaat und Kom-
mune – können wir die Digitali-
sierung voranbringen und so ei-
nen Mehrwert für die Menschen 
schaffen“, so König weiter.

Zukunftskommission  
#Digitales Bayern 5.0

Um die Digitalisierung der 
Kommunen im Sinne eines voll-
ständig digital ablaufenden Ver-
waltungsprozesses weiter zu 
verbessern wurde im Frühjahr 
2024 die Zukunftskommission 
#Digitales Bayern 5.0 – beste-
hend aus Vertreterinnen und 
Vertreter der kommunalen Spit-
zenverbände sowie der Bayeri-
schen Staatsregierung – gebil-
det. Gemeinsam mit Expertin-
nen und Experten aus der kom-
munalen Praxis erarbeitet die 
Zukunftskommission bis Ende 
des Jahres 2024 Bedarfe und Lö-
sungsvorschläge unter anderem 
zu kommunalen Online-Diens-
ten, zentralen IT-Infrastruk-
turen oder dem sicheren Ein-
satz künstlicher Intelligenz. Ers-
te konkrete Maßnahmen wer-
den so schnell wie möglich in die 
Umsetzung gebracht. � r

Innovative Datenlösungen 
für die Wasserwirtschaft

AKDB und OOWV gründen die smart data worx
Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) 
und der Oldenburgisch-Ostfriesische Wasserverband (OOWV) 
haben die gemeinsame Tochtergesellschaft smart data worx 
GmbH gegründet. Ziel dieser Kooperation ist die Entwicklung da-
tenbasierter Lösungen zur nachhaltigen und klimaangepassten 
Nutzung von Wasserressourcen. 

Die smart data worx GmbH wird Datenintelligenz zur Optimie-
rung von Wasserressourcen einsetzen. Ziel ist es, einen Beitrag 
zur nachhaltigen Wasserwirtschaft zu leisten und eine führen-
de Rolle in der datengetriebenen Wasserwirtschaft einzuneh-
men. Dabei profitiert das neu gegründete Unternehmen vom 
Know-how der AKDB-Tochter roosi GmbH, die auf Data Intelli-
gence spezialisiert ist, sowie von der Expertise der Niedersach-
sen Wasser, einer Tochter des OOWV. Die Kooperation vereint 
Fachwissen aus dem öffentlichen und privaten Sektor, um Lö-
sungen für Wasser- und Klimaherausforderungen zu entwickeln. 

Technische Lösungen für Kommunen

Die smart data worx GmbH wird Kommunen und Wasserun-
ternehmen verschiedene technologische Lösungen anbieten. 
Dazu gehören der „water spot 360“, ein IoT-getriebener Datas-
pace für das Wassermanagement, der „SubsurfaceViewer“, eine 
Plattform für geologische Analysen und Modelle, sowie der „Cli-
mate Manager“, der Kommunen und Unternehmen bei der Ent-
wicklung von Klimaschutzkonzepten unterstützt. Zudem werden 
Smart-City- und IoT-Lösungen zur Überwachung von Wasserres-
sourcen und zur Optimierung der Infrastruktur angeboten. 

Geschäftsführer der smart data worx GmbH sind Lars Friebe, 
Bereichsleiter Personal, Recht, IT und Organisation des OOWV, 
und Ralf Pichl, General Manager der roosi GmbH. Das Produkt-
angebot der smart data worx gehört zum Lösungsportfolio der 
Smart Data Services der AKDB-Gruppe. 

„Wasser ist eine der wichtigsten Ressourcen für die Zukunft. 
Durch Datenintelligenz können wir Wasser effizienter nutzen 
und besser schützen“, so Rudolf Schleyer, Vorstandsvorsitzen-
der der AKDB. „Die smart data worx wird dazu beitragen, den 
Umgang mit Wasserressourcen zu verbessern.“ 

„Wasser ist das wesentliche Element bei der Klimafolgenan-
passung. Datenbasierte Lösungen spielen eine entscheidende 
Rolle bei der Bewältigung der Herausforderungen des Klima-
wandels“, erläutert Lars Friebe. „Ökologisch und ökonomisch 
sinnvolle Datenlösungen sparen Ressourcen, erhöhen die Effizi-
enz und ermöglichen bessere Entscheidungen auf datenbasier-
ter Grundlage“, ergänzt Ralf Pichl. 

Mehr Informationen zu smart data worx unter: www.smart-
dataworx.com. � r

Bayern setzt auf  
Digitale Bürgersprechstunden
Füracker besucht ACP IT Solutions AG in Regensburg

„Die Digitalisierung ist der Schlüssel zu noch mehr Bürgernähe für 
Bayerns Kommunen! Virtuelle Bürgersprechstunden sind ein effekti-
ver Weg für die Bürgerinnen und Bürger, um schnell, einfach und di-
rekt mit den kommunalen Verwaltungen in Kontakt zu treten – ohne 
lange Anfahrtswege und Warteschlangen! Erfahrungen aus der un-
ternehmerischen Praxis bei digitalen Angeboten für Kommunen sind 
wichtige Impulse für die Arbeit unserer Zukunftskommission #Digi-
tales Bayern 5.0. Der Freistaat und seine Kommunen benötigen die 
Innovationskraft der Wirtschaft zur Entwicklung neuer Anwendun-
gen, um Bayerns Verwaltung in der Fläche noch schneller, bürger-
freundlicher und ohne Medienbrüche durchgängig digital aufzustel-
len! Die ACP IT Solutions AG bietet mit ihrem „virtuellen Bürgerbüro“ 
einen interessanten Ansatz, um Behördengänge per Videokonferenz 
direkt über die Homepage der jeweiligen Behörde zu erledigen. Vie-
len Dank für dieses wichtige Engagement und den interessanten Aus-
tausch!“, so Finanz- und Heimatminister Albert Füracker im Rahmen 
seines Besuchs bei der ACP IT Solutions AG in Regensburg.

Die ACP IT Solutions AG entwi-
ckelt maßgeschneiderte Lösun-
gen für Unternehmen, Behörden 
und Organisationen jeder Grö-
ße. Das Produkt „virtuelles Bür-
gerbüro“ ist eine individuell auf 

Kommunen zugeschnittene Soft-
warelösung, die es den Bürge-
rinnen und Bürgern ermöglicht, 
durch eine personalisierte Video-
konferenz Behördengänge virtu-
ell durchzuführen.� r

http://www.smartdataworx.com
http://www.smartdataworx.com
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ABC Arbeitsplatz Kommune: 
Die Zeichen stehen auf Cloud

In Kooperation mit der
Datev eG

GZ KOMMUNAL-

Die Gesetzgebung setzt zunehmend auf On-
line-Strategien. Aktuelle Beispiele dafür sind 
das Onlinezugangsgesetz und die E-Rechnung. 
Um die mit der zunehmenden Digitalisierung 
verbundenen Anforderungen zu bewältigen, 
brauchen Städte, Gemeinden und kommunale 
Unternehmen vernetzte und flexible Software – 
und die kommt heute aus der Cloud.

Cloud-Lösungen funktionieren unabhängig 
von Ort und Zeit und können die Effizienz er-
heblich steigern. Ein gutes Beispiel dafür lie-
fert der Bereich Haushaltsplanung. Bei der da-
für verfügbaren Software von DATEV sorgt das 
ein Online-Planungstool Webplanung für die 
performante und sichere Erfassung planungs-
relevanter Informationen. Von wo aus die Mit-
arbeiter auf das Werkzeug zugreifen, spielt kei-
ne Rolle. Die erfassten Planbereiche stehen an-
schließend dem Kämmerer in der Haushalts-
planung sofort zur Verfügung und können mit 
einem Klick in die zentrale Planung übernom-
men werden.

Cloud-Lösungen  
unterstützen bereits in vielen Bereichen

Ebenfalls von den Vorteilen der Cloud kön-
nen Anwender im Umfeld der Veranlagungs-
software profitieren. Hier bietet die Lösung 
Messbescheidverwaltung eine Übersicht über 
die bereitgestellten GewSt-Messbescheide. Al-

le für die Veranlagung relevanten Daten inklu-
sive der Erläuterungstexte werden pro Gewer-
besteuerobjekt übersichtlich im Browser dar-
gestellt. Im Gegensatz zur alten Papierakte ist 
der Zugriff auf die Daten jederzeit möglich.

Ein weiterer Cloud-Service unterstützt im 
Bereich Haushalt und Budget. Unterschiedliche 
grafisch aufbereitete Diagramme können da-
mit als externe Dokumente in den Haushalt in-
tegriert werden. Im Zusatzmodul Budgetsteue-
rung lässt sich über in den Arbeitsoberflächen 
integrierte Dashboards auf einen Blick erken-
nen, was gerade in der eigenen Organisation 
passiert und was zu tun ist. Drilldown-Funkti-
onen machen es möglich, Mittelherkunft und 
Mittelverbrauch exakt nachzuvollziehen.

Wegweiser auf dem Weg in die Cloud

Um Kommunen und kommunalen Unterneh-
men den Einstieg in die Welt der Cloud-Nutzung 
zu erleichtern, bietet DATEV den Public Sector 
Cloud-Kompass an. Übersichtlich und anschau-
lich aufbereitet informiert er über alle verfüg-
baren DATEV-Cloud-Anwendungen, deren An-
wendungsbereiche und den konkreten Mehr-
wert, den die jeweilige Nutzung bringt. Dabei 
deckt er alle relevanten Bereiche ab, von den 
nötigen Voraussetzungen über die Bestellung 
bis hin zur Einrichtung. Erreichbar ist der DATEV 
Public Sector Cloud-Kompass unter www.da-
tev.de/public-sector-cloud.� r

digital.
einfach.
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Innovative Lösungen, inspirierende Impulse und 
intensiver Austausch: Die Veranstaltung des Jahres 
für alle, die kommunale Zukunft gestalten.

Bayerischer Datenschutzbericht 2023:

Vielschichtige Fragestellungen
Mit der Beratung in Gesetzgebungsverfahren auf Landesebene, 
Beiträgen zu Anfragen bayerischer öffentlicher Stellen sowie Er-
kenntnissen, die bei der Bearbeitung von Bürgerbeschwerden 
gewonnen werden konnten, beschäftigt sich schwerpunktmäßig 
der vom bayerischen Landesbeauftragten für Datenschutz, Prof. 
Dr. Thomas Petri, erstellte Tätigkeitsbericht 2023.

Im allgemeinen Datenschutz-
recht setzte sich Petri etwa mit 
der grundsätzlichen Frage des 
Personenbezugs sowie den Folgen 
des Angemessenheitsbeschlusses 
zum EU-U. S. DataPrivacy Frame-
work für Verantwortliche des bay-
erischen öffentlichen Sektors aus-
einander. Hinweise zu Datenpan-
nen bei der Excel-Nutzung, zum 
Umgang mit der Windows-Tele-
metriekomponente sowie mit 
der automatischen Rechtschreib-
korrektur bei Webbrowsern sol-
len dabei helfen, den Büroalltag in 
bayerischen Verwaltungen daten-
schutzkonform zu gestalten.

Was die Allgemeine Innere Ver-
waltung betrifft, so wurde die 
jüngste Kommunalrechtsnovelle 
kritisch begleitet. Bei den neu-
en Vorschriften für das Streaming 
von Bürgerversammlungen sowie 
von Gremiensitzungen konnte der 
Datenschutzbeauftragte „in kon-
struktiver Zusammenarbeit mit 
dem Bayerischen Staatsministeri-
um des Innern, für Sport und In-
tegration klare datenschutzrecht-
liche Verbesserungen erreichen“. 
Dagegen sei es ihm nicht gelun-
gen, die Abschaffung der erst 
vor wenigen Jahren gefundenen, 
deutschlandweit vorbildlichen 

bayerischen Regelung zum Ein-
satz elektronischer Wasserzähler 
zu verhindern. Beschäftigt haben 
ihn daneben viele kleinere daten-
schutzrechtliche Fragen wie etwa 
die automatisierte Kennzeichen- 
erfassung beim Kameraparken 
oder das öffentliche „Hinhängen“ 
einer kritischen Bürgerin in einer 
Gemeinderatssitzung.

Da die Datenschutzaufsicht 
auch die Verarbeitung personen-
bezogener Daten in öffentlichen 
Registern erfasst, kann Petri die 
Einhaltung zahlreicher Vorgaben 
des Melderechts sowie des Fahr-
zeugregisterrechts überprüfen. 
So hat er nicht nur die Nutzung 
des Melderegisters für die Einla-
dung zum Kinderfest einer politi-
schen Partei förmlich beanstan-
det, sondern auch festgestellt, 
dass eine bayerische Metropo-
le nicht berechtigt war, das Fahr-
zeugregister als „Adressquelle“ zu 
verwenden, um Halter von Kraft-
fahrzeugen mit Dieselmotor über 
mögliche Fahrverbote zu infor-
mieren.

Vielschichtig waren im Jahr 
2023 die Fragestellungen, die 
der oberste Datenschützer im 
Personaldatenschutz zu bewäl-
tigen hatte. Bei der Begleitung 

von dienstrechtlichen Gesetzge-
bungsverfahren etwa hatten Pe-
tris Bemühungen, ein Mitbestim-
mungsrecht des Personalrats bei 
der Benennung und Abberufung 
des behördlichen Datenschutzbe-
auftragten sowie datenschutzge-
rechte Vorgaben für die Übermitt-
lung von Untersuchungs- oder 
Beobachtungsbefunden im Rah-
men der Unfallfürsorge zu etab-
lieren, nun endlich Erfolg. Zu ei-
ner Art datenschutzrechtlichem 
Vexierspiel habe sich das Störfall-
management des 2023 eingeführ-
ten Dienstradprogramms „JobBi-
ke Bayern“ entwickelt. Auch hier 
konnten schließlich praktikable, 
gleichwohl datenschutzkonforme 
Lösungen gefunden werden.

Petris Prüfungs- und Beratungs-
tätigkeit gab zudem Anlass, die 
Rahmenbedingungen für den Um-
gang mit den Kontaktdaten von 
Beschäftigten fortzuentwickeln. 
Bei der „Stufenvorweggewäh-
rung“, einem tarifrechtlichen In-
strument zur Bindung qualifizier-
ter Fachkräfte, konnte die kon-
sequente Anwendung von Da-
tenschutzrecht sogar zu einer 
Verwaltungsvereinfachung bei-
tragen.

Verbesserungen des Daten-
schutzes bei Schulen und Hoch-
schulen wurden in gleich zwei Ge-
setzen erreicht: In das Bayerische 
Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen fand laut Pe-
tri ein voraussetzungsloses Wi-
derspruchsrecht in Bezug auf Da-
tenübermittlungen von Schulen 
an die Agenturen für Arbeit Auf-
nahme und im Bayerischen Schul-
finanzierungsgesetz wurde die 
Zweckbindung von Schülerda-
ten bei der Abrechnung von Gast-

schulbeiträgen gestärkt. Im Zu-
sammenhang mit der Masern- 
impfpflicht beschäftigten den Da-
tenschutzbeauftragten mehrmals 
Beschwerden, die Weitergaben 
ärztlicher Atteste von Schulen an 
Gesundheitsämter betrafen.

Überdies befasste sich Petri 
beispielsweise mit der daten-

schutzgerechten Gestaltung von 
Bürgerbüros, der Nutzung nicht  
dienstlich administrierter E-Mail- 
Accounts im dienstlichen Kontext 
oder mit dem Verlust einer Patien-
tenakte. Er beriet zahlreiche Ver-
antwortliche zu Datenschutz-Fol-
genabschätzungen und beteilig-
te sich an der Gremienarbeit zur 

Anonymisierung und Pseudony-
misierung sowie zum KI-Einsatz 
in der medizinischen Forschung. 
Auch gingen über den Berichts-
zeitraum beim obersten bayeri-
schen Datenschützer erwartungs-
gemäß wieder hunderte Meldun-
gen von Datenpannen ein, denen 
nachzugehen war.� DK

Cybersicherheit:

„KI-Einsatz zur Optimierung 
dringend notwendig“

Allein durch Cyberkriminalität ist in den vergangenen zwölf Mo-
naten in Deutschland ein Schaden von rund 267 Milliarden Euro 
entstanden. „Das ist ein trauriger Rekord und ein massiver Scha-
den für unsere Unternehmen. Im Vergleich zum Vorjahr haben 
die Schäden um 29 Prozent zugelegt und der Anstieg in den kom-
menden Monaten dürfte wachsen“, kommentierte der Hauptge-
schäftsführer der vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft 
e. V. , Bertram Brossardt, eine BITKOM-Studie auf einem Koope-
rationskongress mit den Verbänden BVSW – Bayerischer Verband 
für Sicherheit in der Wirtschaft e. V., Bundesverband der Sicher-
heitswirtschaft BDSW, ISU – Interessengemeinschaft Selbständi-
ger, Unternehmer und freiberuflich Tätiger e. V., Secure.Bayern e. 
V und der vbw.

In einer seit 2019 durchge-
führten vbw Umfrage zu inter-
nationalen Risiken für bayeri-
sche Unternehmen belegt Cy-
berkriminalität mittlerweile den 
dritten Platz, hinter Fachkräf-
teengpässen und strukturellen  
Kostensteigerungen. „Das Risi- 
ko, Opfer krimineller Cyber- 
attacken zu werden, ist gerade 
für kleine und mittelständi-
sche Betriebe groß: Sie verfü-
gen in der Regel über weniger 
Schutz als große Unternehmen 
und sind dadurch leichter ver-
wundbar“, betonte Brossardt und  
fügte hinzu: „Cyberkriminelle nut-
zen viel aktiver den technischen 
Fortschritt, um ihre Angriffe ef-
fektiver zu machen. Hier kommt 
insbesondere die Künstliche In-
telligenz (KI) ins Spiel, die die Ent-
wicklung von schädlicher Soft-
ware weiter beschleunigt. Hier 
gilt es für die Unternehmen mehr 
eigene KI-Einsätze zu nutzen.“

Mehr Prävention nötig

Die vbw mahnt angesichts der 
zunehmenden Bedrohung durch 
Cyberkriminalität zu mehr Prä-
vention durch Cybersicherheit. 
„Wir müssen technologisch auf 
dem neuesten Stand sein und 
die Verteidigung gegen krimi-
nelle Machenschaften ganzheit-
lich denken“, so Brossardt.

Alexander Borgschulze, Vor-
standsvorsitzender, Allianz für Si-
cherheit in der Wirtschaft e. V. – 
ASW Bundesverband, erklärte: 
„Der Wirtschaftsschutz in deut-
schen Unternehmen ist kom-
plex und vielschichtig. Durch en-

ge Zusammenarbeit zwischen 
Staat und Privatwirtschaft wird 
die Resilienz unserer Wirtschaft 
gestärkt. Es liegt an uns, wach-
sam zu bleiben und in eine siche-
re Zukunft zu investieren, um die 
deutsche Wirtschaft stark und 
widerstandsfähig zu halten.“

Laut Johannes Strümpfel, stell- 
vertretender Sicherheitschef der 
Siemens AG, „sind Bedrohun-
gen nur dann relevant für uns, 
wenn sie die verlässliche Ver-
fügbarkeit wichtiger Ressour- 
cen tangieren – seien es Infra-
strukturen wie IT-Systeme, Pro-
duktionsanlagen oder Gebäude, 
seien es Lieferanten und Liefer-
ketten, Produkte, Energie und 
Rohstoffe, Mitarbeiter und Kun-
den oder einfach die Ressource 
verlässlicher Informationen.“

Sicherheitsstrategien anpassen

Dr. Sandra Kreitner, Vizepräsi-
dentin, Gesellschaft für Krisen-
vorsorge (GfKV), fügte abschlie-
ßend hinzu: „Der Bayerische Ver-
band für Sicherheit in der Wirt-
schaft (BVSW) bietet eine neu 
entwickelte Lehrgangsreihe, die 
darauf ausgerichtet ist, die Un-
ternehmenssicherheit in Anbe-
tracht der Risiken durch Klima-
wandel und geopolitische Entwick-
lungen zu stärken. Angesichts von 
Sturzfluten, Sabotage und Cyber-
angriffen müssen Unternehmen 
ihre Sicherheitsstrategien anpas-
sen, um auch bei Lieferkettenun-
terbrechungen und Versorgungs-
engpässen langfristig als zuverläs-
sige Leistungserbringer wettbe-
werbsfähig zu bleiben.“� r
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Wesentliche Eckdaten
•	 Die Obrist Gruppe forscht im Bereich der Entwicklung umwelt-
freundlicher industrieller Lösungen, um saubere Energie zu er-
schwinglichen Kosten zu erzeugen. Resultat ist eine bezahlbare Lö-
sung für die Energieversorgung und Mobilität, die weltweit nutzbar 
ist. Überall dort, wo die Sonne scheint, kann die Sonnenenergie als 
Energieträger zur Umwandlung von CO2 genutzt werden.
•	 Das von OBRIST entwickelte „Sub-Zero-Emission-System“ be-
wirkt, dass der Luft bei der Erzeugung von Methanol mehr CO2 
entzogen als dann im Verbrennungs- bzw. Energiegewinnungs-
prozess wieder emittiert wird.
•	 Der CO2-Fußabdruck der globalen Mobilität kann dadurch 
weltweit und erheblich reduziert werden. Durch das eMetha-
nol (aFuel®) wird erstmals eine CO2-negativ-Bilanz für Motoren 
möglich. Dieses aFuel® ist der erste klima-positive Energieträ-
ger der Welt!
•	 Innovatives Design des Plug-in-Hybrid-Elektroantriebs, mit ma-
ximaler Energieeffizienz, bei unvergleichlich niedrigen Kosten.
•	 Wichtig auch, man könnte die vorhandene Infrastruktur (Gas-
leitungen) sofort nutzen! Man muss also keine teure zusätzliche 
Infrastruktur unter Zeitdruck aufbauen.
•	 Verbrennungsmotoren (Antrieb und Wärme- sowie Kältegewin-
nung) können mit minimalem Aufwand weiter genutzt werden.
•	 Durch die niedrigen Kosten wird eine breite individuelle Mo-
bilität auch für die Zukunft gewährleistet.
•	 Entwicklung innovativer Batterielösungen für Hybrid- und 
batteriebetriebene Fahrzeuge.

V.l.: BdSt-Viszpräsident RA Klaus Grieshaber, BdSt-Präsident Rolf Baron von Hohenhau, Staatsmi-
nister Eric Beißwenger, Preisträger Frank Obrist, RAin Maria Ritch, BdSt-Vizepräsidentin, Dr. Claudia 
Alfons, Oberbürgermeisterin der Stadt Lindau, Michael Jäger, Präsident Europäischer Steuerzahler-
bund sowie der Lindauer Landrat Elmar Stegmann. � Bild: BdSt In Bayern/Rudolf Maier

In Grußworten und Laudati-
ones würdigten Lindaus Ober-
bürgermeisterin Dr. Claudia Al-
fons sowie MdL Eric Beißwenger, 
Staatsminister für Europaange-
legenheiten und Internationales 
in Bayern sowie Prof. Dr. Gregor 
Kirchhof, Direktor des Instituts 
für Wirtschafts- und Steuerrecht 
an der Universität Augsburg den 
Preisträger. Im abschließenden 
Expertengespräch unter Leitung 
von Dipl.-Kfm. Michael Jäger, Prä-

sident Steuerzahlerbund Europa 
TAE, diskutierten die Podiumsteil-
nehmer über „Sub-Zero-Emis- 
sion – Wie wir bessere Rahmen-
bedingungen für nachhaltige Ent-
wicklungen schaffen und globale 
Probleme durch Forschung und 
Entwicklung lösen“.

Hochinnovative Lösungen

Der Luft wird durch die Nut-
zung von Sonnenenergie bei der 

Kreativpreis des Bundes der Steuerzahler Bayern e. V.: 

Nachhaltige Energieversorgung  
und Mobilität durch Innovationen

Mit dem Kreativpreis des Bundes der Steuerzahler Bayern e.V. wur-
de während einer Festveranstaltung im Obrist-Kreativzentrum in 
Lindau Frank Obrist, Gründer und Vorsitzender der OBRIST Group, 
ausgezeichnet. Damit werde das besondere Engagement des Preis-
trägers und seines Unternehmens in der Forschung und Entwicklung 
für eine nachhaltige Energieversorgung und Mobilität gewürdigt, so 
Rolf von Hohenhau, Präsident des bayerischen Steuerzahlerbundes. 

Erzeugung von Methanol mehr 
CO2 entzogen, als dann im Ver-
brennungs- bzw. Energiegewin-
nungsprozess wieder emittiert 
wird. Die technisch hochinno-
vativen Lösungen der Firma von 
Obrist – aFuel und HyperHyb-
rid – sind in mehrfacher Hinsicht 
bahnbrechend und haben sogar 
das Potenzial für ein weltweites 
Rollenmodell, um einerseits den 
Klimawandel effektiv zu bekämp-
fen und andererseits individuelle 
Mobilität und unsere Energiever-
sorgung zu sichern – all dies zu 
marktfähigen Preisen. „Obrist ist 
mit seinen visionären Erfindun-
gen ein Architekt für eine grüne 
Zukunft“, führte von Hohenhau 
weiter aus.

Es sei eine Illusion zu glau-

ben, dass man durch Verbote 
und Vorschriften eine bezahlba-
re Energieversorgung sicherstel-
len und gleichzeitig den Klima-
wandel bekämpfen könne. „Wir 
sehen es für Europa als nicht ziel-
führend an, wenn die Politik ein-
seitige (technologische) Festle-
gungen trifft, die dann zudem 
noch horrende Kosten und Aus-
gaben auslösen“, so Hohenhau. 
Denn der Rest der Welt werde 
diesem Ansatz nicht folgen. Eu-
ropa würde nur noch weiter an 
Wettbewerbsfähigkeit verlieren. 
Das entstehende Angebotsvaku-
um durch Wegfall der Anbieter 
aus der EU würde dann von an-
deren Ländern wie China ausge-
füllt. Deswegen fordert der Steu-
erzahlerbund von der EU-Kom-
mission ein klares Bekenntnis 
zur Technologieoffenheit sowie 
eine umfassende Gesetzesfol-
gekostenabschätzung und Effi-
zienzprüfung von Entscheidun-
gen. „Zudem sehen wir individu-
elle Mobilität als Grundrecht der 
Menschen und Unternehmen 
an“, so Jäger.

Präsident Hohenhau versi-
cherte: „Obrist ist durch seinen 
aktiven Problemlösungsbeitrag 
für uns ein mehr als würdiger 
Preisträger. Die Preisverleihung 
ist für den Steuerzahlerbund 
aber nur ein Auftakt. Wir wollen 
Brüssel und der EU-Kommission 
sowie der ganzen Welt zeigen, 
was heute schon technisch mög-
lich ist, um den Klimawandel effi-
zient zu bekämpfen und wie wir 
dabei gleichzeitig eine nachhalti-
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ge Energieversorgung sicherstel-
len können.“

Bessere Rahmenbedingungen 
schaffen

Für den Steuerzahlerbund ist 
der Preisträger ein Musterbei-
spiel für die Innovationskraft 
von Unternehmen. „Es sind Un-
ternehmen, die durch ihre For-
schung und Entwicklung sowie 

ihre Innovationen Probleme lö-
sen und damit einen wesentli-
chen Beitrag dazu leisten, unse-
re Zukunft und unseren Wohl-
stand zu sichern. Wir brauchen 
deshalb bessere Rahmenbe-
dingungen für mehr Forschung 
und Entwicklung in Europa. Da-
zu gehört auch eine klare Wert-
schätzung des Unternehmer-
tums seitens Politik und Öffent-
lichkeit.“� r

Gemeinsamer Appell:

Deutschland muss 
eine einheitliche 

Strompreiszone bleiben!
Die deutschen Industrie- und Handelskammern (IHKs) der Landes-
kammern Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Saar-
land, die Übertragungsnetzbetreiber Amprion und TransnetBW 
sowie der Wirtschaftsbeirat Bayern sprechen sich entschieden ge-
gen eine Aufteilung Deutschlands in mehrere Strompreiszonen 
aus. In einem gemeinsamen Appell fordern sie eine einheitliche 
Positionierung aller Bundesländer und unterstreichen die Bedeu-
tung einer einheitlichen Strompreiszone für die deutsche Wirt-
schaft, insbesondere im Kontext der Energiewende. 

Die Diskussion um die Auftei-
lung Deutschlands in mehrere 
Strompreiszonen wurde durch 
den „Bidding Zone Review“ der 
EU-Elektrizitätsverordnung in-
itiiert. Diese Überprüfung soll 
die Effizienz und Stabilität der 
Strommärkte in Europa gewähr-
leisten. Allerdings kritisieren die 
IHKs und ihre Partner die Me-
thodik dieser Überprüfung, da 
sie den fortschreitenden Netz-
ausbau in Deutschland aus ihrer 
Sicht nicht ausreichend berück-
sichtigt.

Ruf nach zeitnahen Gesprächen

Eine einheitliche Strompreis-
zone ist laut den IHKs und ih-
ren Partnern essenziell für die 
erfolgreiche Umsetzung der 
Energiewende. Sie argumentie-
ren, dass stabile Rahmenbedin-
gungen notwendig sind, um die 
Klimaziele Deutschlands und 
der EU zu erreichen. Die Unter-
zeichner appellieren an die Bun-
desregierung, sich auf EU-Ebe-
ne für den Erhalt einer einheit-
lichen Strompreiszone stark 
zu machen. Sie fordern zeitna-
he Gespräche mit den Ländern 
und der EU-Kommission, um ei-
ne gemeinsame Position zu fin-
den, die die Interessen der deut-
schen Wirtschaft und die Be-
deutung einer sicheren und be-
zahlbaren Energieversorgung in 
den Vordergrund stellt.

Eine Umsetzung der Auftei-
lung der Bundesrepublik in meh-
rere Strompreiszonen bedürfte 
eines enormen Vorbereitungs- 
und Realisierungsaufwands, der 
sich über mindestens drei bis 
fünf Jahre nach einem entspre-
chenden Beschluss hinziehen 

würde. Innerhalb dieser Jahre  
werden aber nach Aussage der 
zuständigen Übertragungsnetz-
betreiber Amprion, TenneT, 
TransnetBW und 50Hertz rele-
vante HGÜ-Vorhaben in Betrieb 
genommen. Hierzu zählten der 
SuedOst- (Inbetriebnahme En-
de 2027) und SuedLink (Inbe-
triebnahme Ende 2028) sowie 
das Projekt A-Nord/Ultranet (In-
betriebnahme 2026/2027). Au-
ßerdem würden weitere wichti-
ge Wechselstrom-Verbindungen 
und Interkonnektoren fertigge-
stellt und damit die kritisierten 
Engpasssituationen in Deutsch-
land reduziert. Der Übertra-
gungsnetzbetreiber Amprion 
beziffert das Einsparpotenzial 
allein durch die Inbetriebnahme 
von A-Nord/Ultranet auf 1 Mrd. 
Euro pro Jahr.

Netzausbau entscheidend 
für europäische 
Systemstabilität

„Außerdem würde bereits die 
Ankündigung einer solchen Auf-
teilung die Akzeptanz für den 
Übertragungsnetzausbau im gan- 
zen Land beeinträchtigen; denn 
die Kritiker des Ausbaus könnten 
behaupten, dass die Beseitigung 
von Netzengpässen aufgrund 
des neuen Strompreiszonenzu-
schnitts nicht mehr notwendig 
oder zumindest nicht mehr ganz 
so dringlich sei“, heißt es wei-
ter. Der Netzausbau im Über-
tragungsnetz sei jedoch unab-
hängig vom gewählten Strom-
preiszonenzuschnitt von ent-
scheidender Bedeutung für die 
deutsche sowie die europäische 
Systemstabilität und das Errei-
chen der nationalen wie euro-

päischen Klimaziele. Daher gel-
te es, eine Beeinträchtigung der 
Akzeptanz und damit Probleme 
bei der Realisierung dieser wich-
tigen Netzvorhaben zu vermei-
den.

„Bereits die Ankündigung ei-
ner Aufteilung Deutschlands in 
mehrere Strompreiszonen wür-
de aber auch die Investitionssi-
cherheit und damit die so wich-
tige Investitionsbereitschaft der 
Industrie schwächen“, führen 
die Unterzeichner weiter aus. 
Dies gelte sowohl für den kon-
ventionellen Kraftwerksbau als 
auch für erneuerbare Erzeuger. 

So würden im Norden die 
Anlagen Erneuerbarer Energi-
en aufgrund des dort niedrige-
ren Marktpreises weniger pro-
fitabel, so dass etwa der für 
die Energiewende so wichti-
ge Ausbau von Offshore-Wind-
kraftwerken ins Stocken gerie-
te. Zum anderen müsste die 
stromverbrauchende Industrie 
mit deutlich höheren Markt-
preisen zurechtkommen. Da 
die Strompreise in Deutsch-
land für die Wirtschaft im in-
ternationalen Vergleich bereits 
zu den höchsten weltweit zähl-
ten, wäre eine weitere Steige-
rung für die Wirtschaft und vor 
allem für deren energieintensi-
ve Industrie nicht mehr zu ver-
kraften.

Aufgrund der engen inner-
deutschen wirtschaftlichen Ver-
flechtungen würde aber keines-
wegs nur die süddeutsche In-
dustrie, sondern auch die nord-
deutsche Wirtschaft darunter 
leiden. Dann würden betroffe-
ne stromintensive deutsche Un-
ternehmen ihre Investitionen 
unterlassen oder aber ins euro-
päische und außereuropäische 
Ausland verlegen. Vor dem Hin-
tergrund der derzeit ohnehin 
gegebenen Wirtschafts- und In-
vestitionsschwäche hierzulan-
de wäre ein solcher Schritt nicht 
nur für Deutschland, sondern 
auch für ganz Europa wirtschaft-
lich schädlich, heißt es abschlie-
ßend.� DK

https://www.esb.de/kommunen
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Für den Bürgerenergiepreis suchen wir:

Energie-Sparer, Klima-Schützer, Öko-Helden…
… die mit ihren Ideen und Projekten einen Impuls für  
die Energiezukunft in der Region setzen. Teilnehmen können  
Privat personen, Vereine, Schulen oder Kindergärten. 

Mehr unter bayernwerk.de/buergerenergiepreis
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VKU-Stadtwerkekongress in Hannover:

Lösungen der Energie-  
und Wärmewende

Mehr als 700 Expertinnen und Experten aus ganz Deutschland 
trafen sich in Hannover, um beim VKU-Stadtwerkekongress über 
Herausforderungen und Lösungen der Energie- und Wärmewen-
de zu beraten. Weitere Themenschwerpunkte waren Digitalisie-
rung, IT-Sicherheit, Geschäftsmodelle der Zukunft sowie die Ver-
leihung des Stadtwerke Awards 2024. Als Gastgeberin fungierte  
auch heuer die enercity AG, bundesweit eines der größten kom-
munalen Energieunternehmen.

Wie VKU-Hauptgeschäftsfüh-
rer Ingbert Liebing ausführte, 
„zeigt Hannover als Paradebei-
spiel, wie man bei der Wärme-
wende spürbar vorwärtskommen 
kann. Auch weil die Zusammen-
arbeit des kommunalen Versor-
gers mit der Stadt hervorragend 
ist. Die kommunale Ebene allein 
kann es aber nicht richten. Ener-
giepolitisch brauchen wir zeitna-
he Entscheidungen zu Gesetzen 
und Verordnungen, um weiter 
ins Machen zu kommen. Was die 
Bundesregierung diesen Herbst 
nicht aufs Gleis bringt, kommt 
in dieser Legislaturperiode auch 
nicht mehr und bremst die Ener-
giewende bis 2026 aus.“

Stadtwerke, so Liebing, benö-
tigten Rechtssicherheit, um Ener-
giewende-Projekte planen und 
entsprechend investieren zu kön-
nen. Die aktuelle Ungewissheit 
aber hemme Investitionen. Als 
Beispiel nannte er den 9 Milliar-
den Euro-Kürzungsbedarf im Kli-
ma- und Transformationsfonds. 
Dies sei ein Viertel des gesamten 
Volumens, was den Fonds per se 
in Frage stelle. „Dieser Griff in die 
Klimakasse verhindert Planungs- 
und Investitionssicherheit, die 

wir dringend brauchen. Das be-
trifft etwa das BEW-Förderpro-
gramm für den Fernwärmeaus-
bau, das schon jetzt hoffnungslos 
unterfinanziert wird. Und das be-
trifft auch die Kraftwerksstrate-
gie, mit deren Hilfe neue H2-rea-
dy-Gaskraftwerke zur Sicherung 
der Energieversorgung bei Dun-
kelflauten gebaut werden sollen.“

Im Klima- und Transformations-
fonds seien zu ihrer Umsetzung 
lediglich 250.000 Euro für 2025 
und ab dann nicht einmal mehr 
Verpflichtungsermächtigungen 
vorgesehen. Dabei werde der Ge-
samtförderbedarf für die geplan-
ten Kapazitäten auf eine zweistel-
lige Milliardensumme geschätzt. 
„Bei dieser Summe stellen wir 
uns die Frage, wie ohne gesi-
cherte Finanzierung in den kom-
menden Jahren Ausschreibungen 
stattfinden sollen“, betonte der 
VKU-Hauptgeschäftsführer.

enercity-CEO Aurélie Alemany 
zeigte sich überzeugt, „dass wir 
als Unternehmen mit kommu-
nalen Wurzeln einen großen He-
bel haben, um die Energiewende 
weiter zu treiben“. Dabei komme 
es auch auf das gute Zusammen-
spiel zwischen dem kommuna-

len Energieunternehmen und der 
Kommune an. Hannover könne 
hier als Blaupause dienen: „Bei 
der Wärmewende setzen wir ge-
meinsam mit der Landeshaupt-
stadt Maßstäbe und sind ein ech-
ter Leuchtturm: Der Kohleaus-
stieg befindet sich bereits in der 
Umsetzung. Dank eines intelli-
genten Technologiemixes mit 
ausschließlich erneuerbaren An-
lagen ist die Fernwärme bis 2035 
vollständig dekarbonisiert. Wir 
verdoppeln parallel die Länge des 
Netzes und bieten außerhalb der 
Fernwärme mit Wärmepumpen 
und Nahwärmenetzen klimaneu-
trale Lösungen.“

Mobilitätswende

Auch bei der Mobilitätswen-
de gehe das Unternehmen vor-
an: „Wir haben Hannover unter 
den deutschen Großstädten zum 
Spitzenreiter in Sachen Ladein- 
frastruktur für die E-Mobilität ge-
macht und bringen unsere Ex-
pertise nun auch bundesweit im 
Rahmen des Deutschlandnetzes 
ein. Zudem sind wir Frontrunner 
bei den Erneuerbaren und zäh-
len schon heute zu den größ-
ten Wind-Onshore-Betreibern 
Deutschlands. Der Investitionsbe-
darf ist allerdings erheblich.“

Allein enercity plant laut Ale-
many, Milliarden in die Transfor-
mation des Energiesystems zu in-
vestieren. Ein verlässlicher und 
kosteneffizienter Investitionsrah-
men etwa für den Hochlauf der 

Erneuerbaren, aber auch die Wär-
mewende, sei dafür unerlässlich: 
„Wir sind der Überzeugung, dass 
alles vorhanden ist, was es für die 
Energiewende braucht. Jetzt geht 
es darum, die Technologien intel-
ligent in einem digitalen Ökosys-
tem zu vernetzen, damit die Ener-
giewende nicht teurer wird als 
nötig. Denn: Damit wir die Men-
schen mitnehmen, brauchen wir 
transparente und bezahlbare 
Preise. Die Energiewende funkti-
oniert nur, wenn alle in der Lage 
sind, mitzumachen.“

Dr. Karin Thelen, Geschäfts-
führerin Regionale Energiewen-
de, Stadtwerke München GmbH, 
unterstrich die Bedeutung der 
schnellen und effizienten Umset-
zung der Wärmewende. Sie hob 
hervor, wie wichtig eine frühzei-
tige Planung und Orientierungs-
hilfe sind, um die Energiewende 
erfolgreich voranzutreiben. Die 
Bürgerinnen und Bürger müss-
ten frühzeitig und umfassend in-
formiert und einbezogen wer-
den. Die Wärmewende erfordert 
aus Thelens Sicht „Mut, Offenheit 
und Entschlossenheit von allen 
Beteiligten in Gesellschaft, Poli-
tik und Unternehmen“. Transfor-
mation bedeute, sich ganz neu-
en Fragen zu stellen und sich mit 
Unbekanntem auseinanderzuset-
zen. „Wir müssen Pionierarbeit 
leisten, denn vieles, was wir mor-
gen brauchen werden, ist heute 
noch nicht vorhanden.“

Stadtwerke Award 2024

Der VKU-Stadtwerkekongress 
diente auch als feierlicher Rah-
men für die Vergabe des „Stadt-
werke Award 2024“. Ausge-
zeichnet wurden die Stadtwerk 
Haßfurt GmbH, die SWM Ser-
vices GmbH (München) und die 
EWR AG (Worms). Die Gewinner 
setzten sich mit Pilot- und For-

schungsprojekten in den Berei-
chen Energiemanagement, Di-
gitalisierung und Nachhaltigkeit 
durch.

Nach den Ausführungen von 
VKU-Hauptgeschäftsführer Lie-
bing „sind die Gewinnerprojekte 
ein gutes Beispiel dafür, wie sich 
kommunale Unternehmen in der 
dynamisch verändernden Ener-
giewirtschaft behaupten. Das ins-
gesamt starke Bewerberfeld be-
weist mit seinen Ideen und Pro-
jekten, dass der Innovationsgeist 
kommunaler Unternehmen un-
gebrochen ist. Das ist ein ent-
scheidender Faktor für die kom-
menden Jahre, in denen die neue 
Energiewelt gleichermaßen auf 
Klimaschutz, Versorgungssicher-
heit und Preisstabilität ausgerich-
tet werden muss. Ich freue mich, 
dass gerade die Stadtwerke hier 
vorangehen.“

Mit dem „Pilotprojekt für eine 
Haßfurter Energiegemeinschaft - 
e-CREW“ belegte die Stadtwerk 
Haßfurt GmbH den ersten Platz. 
Die unterfränkische Kreisstadt 
Haßfurt produziert bilanziell dop-
pelt so viel Energie aus erneuer-
baren Quellen, wie sie selbst ver-
braucht. Wegen dieser hohen 
Produktion und des relativ ge-
ringen Verbrauchs durch etwa 
9.000 Haushalte und einige weni-
ge Großabnehmer besteht ein er-
höhtes Risiko für Netzengpässe. 
Um dem entgegenzuwirken, soll 
der lokale und regionale Eigen-
verbrauch gesteigert und ein ge-
nerelles Umdenken bei den Ver-
brauchern angeregt werden.

Im Rahmen des Pilotprojekts 
„eCREW“ schließen sich jeweils 
neun bis elf Haushalte in zehn 
Gruppen zusammen, um gemein-
sam die Nutzung von Stromer-
zeugungs- und Batteriespeicher-
kapazitäten zu simulieren und die 
Energieeffizienz sowie die Ausga-
ben zu optimieren. Das Hauptziel 

besteht darin, passive Verbrau-
cher zu aktiven Teilnehmern des 
lokalen Energiesystems zu ma-
chen, indem sie informierte Ent-
scheidungen treffen und kollek-
tive Maßnahmen ergreifen. Auf 
diese Weise soll der Verbrauch 
von lokal erzeugtem, grünem 
Strom gefördert werden. „Das 
EU-geförderte Pilotprojekt über-
zeugt mit einem ganzheitlichen 
und originellen Ansatz. Die Ver-
meidung von Netzengpässen und 
Redispatch-Maßnahmen sind 
vielversprechende Ansatzpunkte 
für die Optimierung unseres 
Energiesystems“, lobte die Jury.

Den zweiten Platz sicherte sich 
die SWM Services GmbH. Die 
Tochtergesellschaft der Stadt-
werke München GmbH punk-
tet mit dem Projekt „Isarlicht“. 
Das Konzept kombiniert den Aus-
bau des Glasfasernetzes mit der 
Einrichtung von Anschlüssen für 
„Smart-Gateways“. Dabei werden 
die ohnehin erforderlichen Arbei-
ten für den Glasfaserausbau ge-
nutzt, um gleichzeitig Service-An-
schlussdosen im Keller oder op- 
tional auf dem Dachboden zu in-
stallieren, die zur Digitalisierung 
der Stromnetze dienen. Diese An-
schlüsse können vom Messstel-
lenbetreiber beispielsweise für 
PV-Anlagen oder andere techni-
sche Geräte genutzt werden, die 
einen Kommunikationsanschluss 
benötigen.

„Das Projekt erschließt in ei-
nem einzigen Schritt mehrere 
Möglichkeiten: Die Glasfaser-An-
schlussdosen können sowohl für 
High-Speed-Internet als auch 
für E-Ladelösungen, Smart-Me-
tering und weitere Digitalisie-
rungsoptionen genutzt werden. 
Die Kombination beider Vorgän-
ge ist sinnvoll, spart Ressourcen 
und legt den Grundstein für wei-
tere Digitalisierungsoptionen“, 
lautete das Juryurteil.� DKRegion Bayreuth ist  

Energiekommune des Monats Juli
Die Region Bayreuth ist von der Agentur für Erneuerbare Ener-
gien (AEE) als Energiekommune des Monats Juli ausgezeichnet 
worden. Diese Ehrung würdigt die herausragenden Bemühungen 
und Erfolge von Stadt und Landkreis im Bereich der erneuerbaren 
Energien und des Klimaschutzes.

Die Stadt Bayreuth war eine 
der ersten Mittelstädte, die sich 
intensiv mit dem Energiedaten-
management auseinanderge-
setzt haben. Seit 2001 konnten 
durch entsprechende Maßnah-
men knapp 10 Millionen kWh 
Strom eingespart werden.

Aufgrund seiner Flächengrö-
ße hat der Landkreis Bayreuth 
ein hohes Potenzial für die Nut-
zung Erneuerbarer Energien. Er 
deckt seit 2017 seinen Strom-
verbrauch komplett erneuerbar 
und erzielt damit jährliche Über-
schüsse zwischen 20 und 50 Pro-
zent, die in das Stromnetz ein-
gespeist und zur Deckung des 
Strombedarfes der Festspiel-
stadt dienen. Das Regionalma-
nagement, ein Regionalaus-
schuss und abgestimmte Nah-
verkehrspläne schaffen hierfür 
den synergetischen Rahmen.

Elektrifizierung 
kommunaler Fuhrparks

Maßgeblich vorangeschritten 
ist in den vergangenen Jahren 
die Elektrifizierung der kommu-
nalen Fuhrparks. Bis 2030 strebt 
der Landkreis eine Quote von 
90 Prozent an. Ab 2026 sollen in 
Bayreuth Wasserstoffbusse den 
ÖPNV ergänzen. Das grüne Gas 
soll durch Elektrolyse vor Ort er-
zeugt werden, die Energie von 
einem städtischen Solarpark 
stammen. Die Verwaltungen 
gehen bereits heute als Vorbild  
voran: Die kommunalen Liegen-
schaften wurden 2023 auf ih-
re Solareignung untersucht und 
werden konsequent mit PV-An-
lagen ausgestattet.

Zudem versorgt in Bayreuth 
ein Biomasse-Nahwärmenetz 
des Bezirks die größte Wohnan-
lage der Stadt, mehrere Schulen, 

Ämter und die Landwirtschaftli-
chen Lehranstalten. Im Land-
kreis gibt es vergleichbare Pro-
jekte, unter anderem wird ei-
ne Therme mit einem Biomas-
se-Blockheizkraftwerk beheizt. 
Das Weltkulturerbe Markgräfli-
ches Opernhaus in Bayreuth 
wurde über mehrere Jahre sa-
niert und dabei energetisch op-
timiert. Man nutzt das Wasser 
des unter dem Opernhaus ver-
laufenden Mühlkanals, um ei-
ne Wärmepumpe zu betreiben, 
die sowohl zum Heizen als auch 
zum Kühlen eingesetzt werden 
kann.

49 Windenergieanlagen

Auch Windenergieanlagen 
(WEA) haben bereits Tradition 
in der Region: Schon Ende der 
1990er Jahre wurden in Spei-
chersdorf zwei WEA als Bürger- 
energieanlagen errichtet, heu- 
te hat etwa die Stadt Pegnitz 
mit der Errichtung von vier 
WEA eine wichtige Vorreiter-
rolle: Durch Eingliederung in ei-
nen Eigenbetrieb wurde eine 
100-prozentige Bürgerbeteili-
gung für den größten kommuna-
len Windpark Bayerns erreicht, 
der Strom für 7.500 Haushal-
te liefert. Aktuell sind 49 Wind- 
energieanlagen mit einer Ge-
samtleistung von 122 MW im 
Landkreis Bayreuth installiert, 
darunter auch ein Windpark am 
Stadtrand von Bayreuth, dessen 
Areal als Naherholungsgebiet 
gut angenommen wird.

Als Initialzündung gemeinsa-
men Agierens gilt die Bewer-
bung Bayreuths als eine der 25 
Bioenergie-Modellregionen im 
Jahr 2008. Durch Netzwerkak-
tivitäten, Öffentlichkeitsarbeit 
und konkrete Projekte wurde 

das Bewusstsein für die Vortei-
le Erneuerbarer Energien in der 
Region Bayreuth gestärkt.

Energiedatenmanagement

„Wir sehen in dieser Auszeich-
nung einen Ansporn, mit un-
seren Bemühungen in Sachen 
Energiewende konsequent fort-
zufahren. Die Stadt Bayreuth 
war beispielsweise eine der ers-
ten Mittelstädte, die sich inten-
siv mit dem Energiedatenma-
nagement auseinandergesetzt 
haben“, betonte Oberbürger-
meister Thomas Ebersberger. 
„Die Erfassung geht zurück bis 
ins Jahr 2001. Damit sind wir 
Vorreiter-Kommune. Mittler-
weile werden 25 Schulen, zwei 
Rathäuser, der Stadtbauhof, drei 
Kindertagesstätten sowie zahl-
reiche weitere städtische Ge-
bäude erfasst – mit zählbarem 
Erfolg. Insgesamt konnten wir 
seit 2001 knapp 10 Millionen 
kWh Strom einsparen.“

Wie Landrat Florian Wiede-
mann ausführte, würdige die 
Auszeichnung „das langjährige 
und erfolgreiche Engagement 
des Landkreises im Klimaschutz 
und die gute Kooperation mit 
der Stadt Bayreuth im Bereich 
der Energiewende“. Diese Aner-
kennung gebühre aber auch den 
umweltaktiven Kommunen im 
Landkreis und der Vielzahl enga-
gierter Bürger, die sich tatkräftig 
für die Energiewende stark ge-
macht haben. 

Durch die Gründung von Bür-
gerenergiegenossenschaften, 
Investitionen in erneuerbare 
Energien oder die Etablierung 
von Nahwärmenetzen hätten 
sie wesentlich dazu beigetra-
gen. „So konnten wir erreichen, 
dass der Landkreis inzwischen 
seinen gesamten Stromver-
brauch aus erneuerbaren Quel-
len decken und sogar jährliche 
Überschüsse zwischen 20 und 
50 Prozent in das Stromnetz ein-
speisen kann.“� DK

https://www.bayernwerk.de/buergerenergiepreis
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Stärkung der E-Mobilität
MaxSolar und EGIS eG  

nehmen neue Ladesäulen in Neuötting in Betrieb
Am Standort Pfarrer-Leeb-Straße / Friedhof Neuötting wurde eine 
DC-Ladesäule mit zwei Ladepunkten à 50 Kilowatt sowie drei AC-La-
desäulen à 22 Kilowatt mit sechs Ladepunkten installiert. Zudem wur-
de am Parkplatz West eine weitere 50-Kilowatt-DC-Ladesäule in Be-
trieb genommen. Die Umsetzung dieses Projekts erfolgte durch den 
Projektierer MaxSolar GmbH mit Hauptsitz in Traunstein, während 
die EGIS eG aus Neuötting den Betrieb der Ladesäulen übernimmt. 

„Die Errichtung dieser La-
desäulen ist ein bedeutender 
Schritt für Neuötting auf dem 
Weg zur nachhaltigen Mobilität. 
Wir sind stolz darauf, mit Max-
Solar und der EGIS eG zwei star-
ke Partner an unserer Seite zu 
haben, die dieses Projekt mit ih-
rem Know-how und Engagement 
möglich gemacht haben,“ beton-
te Bürgermeister Peter Haugene-
der bei der Eröffnung. 

Die neuen Ladesäulen bieten 
Elektrofahrzeughaltern eine zu-
verlässige und zukunftsorientier-
te Lademöglichkeit im Herzen 
von Neuötting. „Mit dieser Infra-
struktur schaffen wir eine wich-
tige Grundlage für den weite-
ren Ausbau der Elektromobilität 
im Landkreis Altötting,“ ergänzte 
Florian Scharnagl, Teamlead „Sa-
les E-Mobility“ bei der MaxSolar 
GmbH. 

Weiterer Ausbau geplant 

„Die Elektromobilität ist ein 
wesentlicher Baustein der Ener-
giewende, und wir freuen uns, 
diesen Wandel aktiv mitzugestal-
ten. Die Zusammenarbeit mit der 
Stadt Neuötting und MaxSolar 
zeigt, wie Bürgerbeteiligung und 
der Ausbau Erneuerbarer Energi-
en Hand in Hand gehen können,“ 
so Pascal Lang, Vorstandsvorsit-
zender der EGIS eG. Die Installa-

tion weiterer Ladesäulen ist be-
reits in Planung. Am Stadtplatz, 
genauer auf Höhe der Ludwigs-
traße 103, soll eine weitere 50 Ki-
lowatt DC-Ladesäule mit zwei La-
depunkten entstehen. Langfris-
tig besteht dort die Möglichkeit, 
die Anzahl der Ladesäulen auf bis 
zu drei zu erweitern. Der genaue 
Zeitpunkt für den Baustart ist ab-
hängig vom geplanten Glasfaser- 
ausbau am Neuöttinger Stadt-
platz.

Über die EGIS eG

Die EGIS eG ist eine 2013 ge-
gründete Bürgerenergiegenos-

senschaft, die mittlerweile mehr 
als 2.600 Mitglieder, darunter 
viele Bürgerinnen und Bürger, 
Kommunen und Unternehmen, 
zählt. Alle Mitglieder teilen die 
Überzeugung, dass die Energie-
wende in Deutschland vor allem 
in Bürgerhand umgesetzt werden 
sollte. Bisher hat die EGIS eG über 
30 Erneuerbare-Energien-Projek-
te deutschlandweit in den Berei-
chen Photovoltaik und Wasser-
kraft umgesetzt. Neben einem 
historischen Wasserrad, PV-Parks 
und PV-Dachanlagen betreibt sie 
auch innovative Projekte wie z.B. 
PV-Parks mit Batteriespeicher 
oder eine PV-Lärmschutzwand. 
Daneben hat die EGISeG ein ei-
genes E-Ladesäulennetz und ei-
nen EGIS-Ökostrom-Tarif. Zu-
dem plant, baut und betreibt sie 
Fernwärmenetze. Darunter auch 
ein PV-Strom geführtes Fernwär-
menetz. Weitere Informationen: 
www.egis-energie.de.� r

V.l.: Pascal Lang (Vorstandsvorsitzender EGIS eG), Peter Haugeneder 
(Bürgermeister Neuötting) und Florian Scharnagl (Teamlead „Sales 
E-Mobility“, MaxSolar GmbH).	 Bild: EGIS eG

Solarpark Freyung  
auf Erfolgskurs

Bürgerbeteiligung und Partnerschaft für die Energiewende
Die Stadt Freyung setzt ein deutliches Zeichen für die Zukunft der 
erneuerbaren Energien: In Linden entsteht ein neuer Solarpark, der 
nicht nur umweltfreundliche Energie für rund 1.200 Haushalte lie-
fern wird, sondern auch eine breite Bürgerbeteiligung ermöglicht. 
Die Sparkasse Freyung-Grafenau, Bayernwerk und die Stadt Freyung 
haben sich gemeinsam für dieses Projekt stark gemacht und bie-
ten der Region damit eine wegweisende Lösung für die ökologische 
Transformation.

Die Sparkasse Freyung-Grafe-
nau, seit 1832 im Dienst der re-
gionalen Entwicklung, hat sich 
schon früh für Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz eingesetzt. Be-
reits vor 20 Jahren begann die 
Sparkasse mit der Beratung zu 
energetischen Modernisierun-
gen und zur Installation von Pho-
tovoltaikanlagen. Auch durch die 
Mitorganisation von Energiemes-
sen in Zusammenarbeit mit der 
Stadt Freyung hat sie den Weg 
für nachhaltige Projekte geebnet.

„Wir fühlen uns verpflichtet, 
den Klimaschutz vor Ort aktiv vor- 
anzutreiben. Mit unserer Markt-
kenntnis und unserem Finanzie-
rungsknowhow können wir einen 
wichtigen Beitrag zur Energie-
wende leisten“, betont Dietmar 
Attenbrunner, Vorstand der Spar-
kasse Freyung-Grafenau.

Ab 500 Euro

Der Energieversorger Bayern-
werk unterstützt das Vorhaben 
mit seiner Expertise und trägt 
zur technischen Umsetzung des 
Solarparks bei. Gemeinsam mit 
der Sparkasse und der Kommune 
wurde ein Modell entwickelt, das 
nicht nur den Klimaschutz voran-
bringt, sondern auch der lokalen 
Bevölkerung zugutekommt.

Bürgerinnen und Bürger kön-
nen sich an dem Solarpark, der 
bis Herbst 2024 in Betrieb ge-
hen soll, mit einer Mindestbetei-

ligung von 500 Euro finanziell am 
Projekt beteiligen und so nicht 
nur die Energiewende vorantrei-
ben, sondern auch von attrakti-
ven Renditen profitieren.

Die Stadt Freyung zeigt mit 
dem Solarpark in Linden, wie Kli-
maschutz auf kommunaler Ebe-
ne umgesetzt werden kann. Bür-
germeister Dr. Olaf Heinrich lobt 
die enge Zusammenarbeit der 
Beteiligten und sieht den Solar-
park als wichtigen Schritt in Rich-
tung einer nachhaltigen Energie-
versorgung. „Dieses Projekt ist 
ein Beispiel dafür, wie öffentli-
che, private und kommunale Ak-
teure gemeinsam die regiona-
le Energiewende gestalten kön-
nen“, so der Bürgermeister. Dank 
der engen Zusammenarbeit mit 
Bayernwerk und der Sparkasse 
Freyung-Grafenau sei es gelun-
gen, ein Projekt auf die Beine zu 
stellen, das für alle Beteiligten 
von Vorteil ist.

Interessierte Bürger können 
sich auf der Plattform „Energie-
wende jetzt“ über die Beteili-
gungsmöglichkeiten informie-
ren und sich direkt am Solarpark 
Freyung beteiligen. Damit wird 
die Region nicht nur ökologisch 
gestärkt, sondern auch die Bevöl-
kerung in die Klimaschutzbemü-
hungen aktiv eingebunden.

Weitere Informationen und 
Anmeldungen sind unter www.
energiewende-beteiligung.de 
möglich. � r

Beim Spatenstich der neuen Solaranlage, v.l.: Dietmar Attenbrunner, 
Vorstand der Sparkasse Freyung-Grafenau, Bürgermeister Dr. Olaf 
Heinrich und Dr. Egon Leo Westphal Vorstandsvorsitzender Bayern-
werk. 	 Bild: Sparkasse Freyung-Grafenau

Energieminister Aiwanger:

Keine grünen  
Experimente!

Das Bundeswirtschaftsministerium und die Bundesnetzagentur kün-
digen an, die Industrienetzentgelte zu ändern. Ziel ist es, das Ver-
brauchsverhalten der Industrie flexibler zu gestalten und Anreize zu 
schaffen, in Zeiten hohen Stromangebots mehr und in Zeiten knap-
pen Angebots weniger Strom zu verbrauchen. Diese Änderungen 
sollen helfen, das Stromnetz effizienter zu nutzen und die Integrati-
on erneuerbarer Energien zu fördern.

Nach Auffassung des baye-
rischen Wirtschafts- und Ener-
gieministers Hubert Aiwanger 
„muss sich die Wirtschaft jeder-
zeit auf eine bezahlbare und si-
chere Stromversorgung verlassen 
können. Lieferung nur bei Sonne 
und Wind und Unsicherheiten 
und Preisexplosion in der wind-
stillen Nacht ist für ein Industrie- 
land nicht zumutbar. Wir brau-
chen einen günstigen Industrie-
strom statt grüner Experimente. 
Der Vorschlag des Bundes blen-

det die Realität aus. Er ist ein fa-
tales Signal der Unsicherheit für 
unseren Wirtschaftsstandort.“

Schon jetzt befinde sich das 
Geschäftsklima auf einem schwa-
chen Niveau, erläuterte Aiwan-
ger. „Wenn unsere Unterneh-
men in Zukunft auch noch ihre 
Produktionszeiten daran ausrich-
ten sollen, wann besonders viel 
Strom aus erneuerbaren Energi-
en erzeugt werden kann, bringt 
dies künstlich weitere Unsicher-
heiten in den Markt. Bei vie-
len Industriebranchen geht das 
schlichtweg nicht. Die wandern 
dann aus. Die Politik soll stattdes-
sen endlich ein Modell anstre-
ben, dass auch der Privatkunde in 

Strom-Überschusslagen unkom-
pliziert billigen Strom bekommt.“

Bayern verfolge das Credo, sei-
ne heimischen Unternehmen je-
derzeit bedarfsgerecht und zu-
verlässig mit Strom versorgen zu 
können. Strom müsse dann zu-
verlässig verfügbar sein, wenn 
er gebraucht wird. Am aktuellen 
Netzentgeltrabatt für industriel-
le Großverbraucher dürfe nicht 
gerüttelt werden. Dieser sei ele-
mentar für die Wettbewerbsfä-
higkeit der energieintensiven Un-
ternehmen in Bayern, etwa in 
der Chemischen Industrie, der 
Glas- oder Keramikindustrie. Viel-
mehr müsse der Bund dafür sor-
gen, dass ausreichend regelbare 
Kraftwerke gebaut werden, die 
wetterabhängige Stromprodukti-
on vor allem aus Sonne und Wind 
ausgleichen können, fordert Ai-
wanger.

Mit Blick auf die Ankündigung 
einer Reform der Biomasse-För-
derung durch Bundeswirtschafts-
minister Robert Habeck stell-
te sein bayerischer Amtskollege 
fest: „Biomasse zur Strom- und 
Wärmeerzeugung ist erneuerbar, 
regional, grundlastfähig und fle-
xibel einsetzbar. Dieses große Po-
tenzial hat die Ampel aus ideolo-
gischen Gründen bisher bewusst 
ausgebremst. Gerade die Grünen 
müssen endlich ihre Biomasse-
feindlichkeit ablegen. Den Wor-
ten von Bundesminister Habeck 
müssen jetzt Taten folgen.“

Neue Förderbedingungen dürf-
ten nicht wieder eine Mogelpa-
ckung aus praxisfremden Vorschrif-
ten sein, fordert Aiwanger. Biogas-
anlagen mit oder ohne angeschlos-
senen Wärmenetzen benötigten 
jetzt unverzüglich eine Perspektive 
und neue Einspeiseverträge, wenn 
die alten auslaufen.

Aktuell, so der Minister, herr-
sche in der Biogasbranche End-
zeitstimmung, zwei von drei An-
lagen bekämen keine neuen Ver-
träge mehr. Er bezeichnete es als 
„skandalös, wenn unsere Bio-
gasanlagen vom Netz genom-
men werden und die wegfallen-
de Energie durch Frackinggas er-
setzt werden muss“. Auch für 
Energieholz sei endlich ein klares 

Bekenntnis des Bundes anstatt 
ständiger Verunsicherung und 
Spekulationen über eine CO2-Ab-
gabe vonnöten. Die Diskriminie-
rung von Holzenergie gegenüber 
der Wärmepumpe bei staatli-
chen Förderprogrammen sei zu 
beenden. Anstatt Holz in den 
Wäldern verfaulen zu lassen, wo-
bei genauso viel CO2 frei werde 
wie bei der Verbrennung, müsse 
die Nutzung von Brennholz und 
damit die Bewirtschaftung der 
Wälder aktiv unterstützt werden.

„Rückschritt  
für den Klimaschutz“

Der Strom aus der Wärmepum-
pe komme in der kalten Winter-
nacht oftmals aus Kohle und Fra-
ckinggas, nicht aus Wind und Son-
ne, fuhr Aiwanger fort. Wärme 
aus Holz stamme dagegen zu 100 
Prozent aus erneuerbarer Quel-
le. Dies müsse die Ampel end-
lich verstehen und umsetzen. Die 
Biomassebranche, die Land- und 
Forstwirtschaft, die Heizungs-
branche und die Häuslebauer 
hätten ein Recht darauf, nach drei 
Jahren Ampelchaos und Verun-
sicherung endlich zu wissen, wie 
es weitergeht. Die Stilllegung von 
Biogasanlagen und Wäldern als 
Lieferant von erneuerbarer Ener-
gie sei ein „Rückschritt für den Kli-
maschutz“. Für den Freistaat ist 
Biogas ein wichtiger erneuerba-
rer Energieträger. Mit 2.737 Anla-
gen und rund 1,5 Gigawatt instal-
lierter Leistung stehen deutsch-
landweit die meisten Biogasan-
lagen in Bayern, umgerechnet ist 
das jede vierte Anlage. Alle baye-
rischen Anlagen zusammen erset-
zen die Leistung des stillgelegten 
Kernkraftwerks Isar 2.

Erst vor kurzem hatte Aiwan-
ger mit Branchenvertretern ein 
gemeinsames Positionspapier un-
terzeichnet, das zahlreiche For-
derungen pro Biomasse an die 
Bundesregierung adressiert, un-
ter anderem eine deutliche An-
hebung des Ausschreibungsvo-
lumens für Biomasseanlagen auf 
1.200 MW und eine Anhebung 
des Flexibilitätszuschlags auf 120 
Euro je KW. � DK

https://www.energie-schwaben.de/
http://www.egis-energie.de
http://www.energiewende-beteiligung.de
http://www.energiewende-beteiligung.de
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100% ERNEUERBARE ENERGIEN
FÜR IHRE KOMMUNE
 
Nachhaltig. Zukunftssicher. Klimaschonend.

Wir entwickeln Photovoltaik- und Windprojekte von der grünen Wiese 
bis zur Inbetriebnahme der Anlagen. Und wir sorgen mit Wärme-,  
Wasserstoff- und E-Mobilitätslösungen dafür, dass die Menschen vor 
Ort von der Energieerzeugung profitieren – und die Wertschöpfung  
in der Region bleibt. Gestalten Sie die Zukunft Ihrer Gemeinde mit 
GP JOULE.

www.gp-joule.de | kommunen@projects.gp-joule.de | T+49 8274 9278-851

Energie Südbayern eröffnet neuen 
Schnellladepark in Pentling 

Innovatives Konzept: Elektroautos laden mit bis zu 400 kW unterm PV-Dach  
In Pentling (Landkreis Regensburg) laden Elektroautos künftig mit 
höchster Geschwindigkeit. Energie Südbayern (ESB) hat im Septem-
ber 2024 in Ammerholz einen neuen HPC-Schnellladepark (High  
Power Charging) eröffnet. Ab sofort stehen dort insgesamt zwölf La-
depunkte zur Verfügung mit einer Ladeleistung von bis zu 400 kW – 
aktuell ein Spitzenwert in der öffentlichen Ladeinfrastruktur. 

Der Standort eignet sich bes-
tens für das Hochleistungsladen: 
Zentral gelegen zwischen Auto-
bahn und Bundesstraße ist für 
den Durchreiseverkehr die kur-
ze Ladedauer besonders wichtig. 
Die Möglichkeit, ohne unnötig 
lange Pausen zügig weiterzufah-
ren, macht Elektromobilität auch 
für längere Strecken attraktiv. 

Solardach: Stromerzeugung 
und -abnahme 

In Pentling setzt ESB auf das 
Zusammenspiel von Stromer-
zeugung und -abnahme. Ein Teil 
der Ladeplätze erhält eine Über-
dachung mit Photovoltaik-Mo-
dulen. Der vor Ort erzeugte 
Ökostrom wird genutzt, um die 
Elektrofahrzeuge aufzuladen.  

Marcus Böske, Sprecher der 
Geschäftsführung bei ESB, erläu-
tert das innovative Konzept: „Mit 
zunehmender Verbreitung von 
Elektroautos steigt nicht nur die 
Nachfrage nach öffentlichen La-
demöglichkeiten, sondern auch 
der Strombedarf. Unser neuer 
Ladepark mit PV-Überdachung 
verbindet diese beiden Aspekte. 
Wir stärken nicht nur die Ladein-
frastruktur, sondern erzeugen 
nachhaltig Strom direkt dort, wo 
er benötigt wird.“ 

Durch intelligente Ladelösun-
gen für zuhause und unterwegs 
macht ESB Elektromobilität im 
Alltag komfortabel. In Ober- und 
Niederbayern betreibt das Unter-
nehmen gemeinsam mit regiona-
len Beteiligungen bereits heute 
über 1.000 Normal- und Schnell-
ladepunkte abseits der großen 
Metropolen. Damit ist ESB Vorrei-
ter bei der Entwicklung von Lade- 

infrastruktur im ländlichen Raum. 
Der Lade- und Bezahlvorgang 

ist sowohl für Gelegenheits- als 
auch für Stammkunden unkom-
pliziert: Freigeschaltet werden 
die Ladestationen mittels Smart-
phone-App oder RFID-Chipkar-
te. Die Ladestationen akzeptie-
ren dabei die Ladekarten und 
Apps verschiedenster Anbieter 
und Roaming-Partner. In Zusam-
menarbeit mit ladenetz.de bie-
tet die ESB auch eine eigene La-
dekarte an, die Fahrern europa-
weit Zugang zum Elektrolade-
netz ermöglicht. Zudem ist das 
Adhoc-Laden, also mittels Kredit-
karte, möglich. � r

Offizielle Eröffnung des Ladeparks in Pentling, v.l.: Markus Böske (Ge-
schäftsführer ESB), Barbara Wilhelm (Erste Bürgermeisterin Pentling), 
Thomas Aunkofer (Grundstückseigentümer) und Daniel Inkoferer 
(Projektverantwortlicher ESB).	 Bild: ESB 

Bundesverband Geothermie:

Perspektiven und Lichtblicke
Die Bundesregierung erleichtert den Ausbau von Geothermie. Wie 
der Bundesverband Geothermie mitteilt, werden die Genehmi-
gungsverfahren für Geothermieanlagen, Wärmepumpen und für 
Wärmespeicher beschleunigt.

Die einzelnen Gesetzesände-
rungen lauten wie folgt:
•	 Im Bürokratieentlastungsge-
setz IV (BEG IV) wird klargestellt, 
dass die oberflächennahe Geo-
thermie (bis 400 Meter) nicht 
in den Anwendungsbereich des 
Bergrechts fällt.
•	 Im Gesetz zur Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren für 
Geothermieanlagen, Wärmepum- 
pen und Wärmespeichern sowie 
weiterer rechtlicher Rahmenbe-
dingungen (GeoWG) werden Ge-
nehmigungsverfahren für Geo-
thermie, bestimmte Wärme-
pumpen und Wärmespeicher 
beschleunigt, vereinfacht und di-
gitalisiert. Dafür sind Änderungen 
im Berg- und Wasserrecht vorge-
sehen.
•	 Geothermieanlagen liegen, wie 
andere Anlagen für Erneuerba-
ren Energie, im überragenden öf-
fentlichen Interesse.
•	 Flankierend finden sich im Ge-
setzentwurf zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes, der be-
reits am Ende August im Kabinett 
beschlossen wurde, ambitionierte 
wasserrechtliche Zulassungsfris-
ten für Geothermie und Wärme-
pumpen.
•	 Die ebenfalls im Kabinett be-
schlossene Baurechtsnovelle sieht 
die Einführung eines Privilegie-
rungstatbestandes für Geother-
mie vor und sorgt dafür, dass Geo-
thermievorhaben im Außenbe-
reich einfacher zugelassen wer-
den können.

Wie Robert Habeck, Bundes-
minister für Wirtschaft und Kli-
maschutz erläuterte, sei das Po-
tenzial der Geothermie jahrzehn-
telang in Deutschland vernach-
lässigt worden. „Jetzt holen wir 
die Geothermie endlich aus ih-
rem Schattendasein. Wir sorgen 
dafür, dass die Wärmeenergie 
aus tiefen Erdschichten für un-
sere Energieversorgung gezielt 

und unbürokratisch erschlossen 
werden kann. So können wir die 
Energiewende auch im Wärme-
bereich schneller vorantreiben 
und damit unsere Abhängigkeit 
von Öl, Gas und Kohle weiter ver-
ringern.“

Förderung für SWM

Wichtige Unterstützung für die 
Münchner Wärmewende: Die 
SWM erhalten dem Bundesver-
band Geothermie zufolge 43,9 
Millionen Euro aus der „Bundes-
förderung für effiziente Wärme-
netze (BEW)“. Sie hatten die För-
derung für den Bau ihrer nächs-
ten Geothermieanlage und den 
Ausbau der Fernwärme im Netz-
abschnitt Nordost beantragt. Die 
Summe deckt 40 Prozent der von 
den SWM berechneten förderfä-
higen Kosten für diese Projekte.

Für Helge-Uve Braun, Techni-
scher Geschäftsführer der SWM, 
ist der Förderbescheid „ein wich-
tiger Baustein dafür, dass die 
SWM die Wärmewende konse-
quent weiter umsetzen können. 
Für den kompletten Umbau auf 
eine CO2-freie Fernwärme bis 
2040 benötigen die SWM nach 
aktuellen Planungen 9,5 Milliar-
den Euro, das können wir nicht 
allein stemmen. Daher begrü-
ßen wir, dass die BEW fortge-
setzt wird. Allerdings glauben wir, 
dass die künftig dafür vorgesehe-
nen Mittel nicht ausreichen wer-
den und appellieren daher an die 
Bundesregierung, diese zu über-
prüfen und anzupassen.“

Die BEW ist ein zentrales För-
derinstrument zur Modernisie-
rung und zum Ausbau von klima- 
freundlichen und effizienten 
Wärmenetzen. Unterstützt wer-
den Projekte, die erneuerbare 
Energien und innovative Tech-
nologien integrieren. Damit leis-
tet die BEW einen wichtigen Bei-

trag zur Reduktion von CO2-Emis-
sionen in der Wärmeversorgung.

Mit dem nun erteilten Be-
scheid bestätigen die Förder-
geber den Transformationsplan 
der SWM hin zu einer CO2-frei-
en Fernwärme und unterstützen 
dessen Umsetzung. Bereits seit 
2012 arbeiten die SWM daran, 
die Fernwärme bis 2040 klima-
neutral zu erzeugen und setzen 
dabei massiv auf den Ausbau von 
Geothermie.

Amperland Thermalwärme

Erfreulich auch: Zur Aufsu-
chung von Erdwärme hat das Ge-
meinsame Kommunalunterneh-
men für Abfallwirtschaft (GfA) 
mit Sitz im Olchinger Ortsteil Gei-
selbullach die „Amperland Ther-
malwärme GmbH“ gegründet. 
Hintergrund ist die Begrenzung 
finanzieller Risiken, die sich nicht 
auf die von den Bürgern in bei-
den Landkreisen zu zahlenden 
Müllgebühren auswirken sollen. 
Dafür machten die Kreistage der 
beiden Landkreise Fürstenfeld-
bruck und Dachau den Weg frei.

Das GfA liefert Strom und 
seit 2001 auch Fernwärme aus 
der Abfallverbrennung in ange-
schlossene Netze der Kommu-
nen Olching und Bergkirchen und 
zudem Prozesswärme für Betrie-
be in beiden Gewerbegebieten. 
Nach Angaben des Unterneh-
mens könne die Geothermie nun 
flexibel in die vorhandene Fern-
wärme-Infrastruktur eingeglie-
dert werden. Der Bohrplatz wird 
sich auf dem eigenen Firmen- 
areal befinden, das rund um die 
Uhr überwacht wird und für das 
ein erprobtes Sicherheitskonzept 
gilt. Die Gründung der Amper-
land Thermalwärme GmbH war 
auch erforderlich, um Förderan-
träge stellen zu können.

Oberhaching

Wie der Bundesverband Geo-
thermie des Weiteren berichtet, 
überarbeiten die Gemeindewer-

ke Oberhaching die Geothermie-
bohrung. Um die Förderbohrung 
der Anlage, die seit Dezember 
2013 in Betrieb ist, mit neues-
ter Technik auszustatten, wer-
den nun weitere Arbeiten durch-
geführt.

Ende 2023 wurde die Förder-
bohrung, die pro Sekunde bis zu 
100 Liter Thermalwasser mit ei-
ner Temperatur von 135 Grad 
an die Oberfläche pumpt, nach 
zehnjähriger Betriebszeit von 
entstandenen Ablagerungen be-
freit und für den künftigen Be-
trieb ertüchtigt. Nach diesen Ar-
beiten konnten weitere Mes-
sungen zur sogenannten Bohr-
lochintegrität erfolgen, im Zuge 
derer festgestellt wurde, dass das 
Stahlrohr, das in einem Zement-
mantel durch das Erdreich führt, 
an verschiedenen Stellen Verfor-
mungen aufweist.

Um die Förderbohrung für vie-
le weitere Betriebsjahre zu er-
tüchtigen, werden jetzt in die 
bestehende Verrohrung meh-
rere hundert Meter Stahlrohre 
mit einem Durchmesser von 16 
Zoll, also rund 40 Zentimetern, 
eingebaut. Diese werden gegen-
über den vor über zehn Jahren 
verwendeten Rohren eine deut-
lich höhere statische Belastbar-
keit haben und dadurch auch für 
mögliche höhere Förderraten 
noch ausreichende Sicherheits-
reserven aufweisen.

Auf dem Gelände in Taufkirchen 
ist deshalb jetzt eine Bohranlage 
zu sehen, die zur Überarbeitung 
des Bohrstrangs dient. Durch die 
vorübergehende Öffnung des 
Thermalwasserkreislaufs kann 
es zu sichtbaren, aber unschädli-
chen Wasserdampf-Austritten an 
einem eigens dafür installierten 
Verdampfer kommen. Die Arbei-
ten, die durch das Bergamt Süd-
bayern genehmigt wurden und 
laufend überwacht werden, sol-

len bis Mitte Oktober und damit 
rechtzeitig zu Beginn der neuen 
Heizsaison abgeschlossen sein.

Die mittlerweile mehr als 1.500 
aktiven Fernwärme-Abnehmer 
werden auch während der Über-
arbeitung der Förderbohrung oh-
ne Unterbrechung und zuverläs-

sig mit Wärme versorgt. Dazu 
wird regenerative Wärme erst-
malig auch durch die BioEnergie 
Taufkirchen zur Verfügung ge-
stellt oder durch die in der Ener-
giezentrale an der Raiffeisenallee 
installierten Redundanzheizkes-
sel.� DK

In Zukunft grünes Gas für Wolfertschwenden
Wegenutzungsvertrag mit schwaben netz abgeschlossen

schwaben netz, hundertprozentige Tochtergesellschaft von energie 
schwaben, übernimmt die Verantwortung für Planung, Bau und Be-
trieb der Gasnetze in der Gemeinde Wolfertschwenden. Im August 
unterzeichnete Bürgermeisterin Beate Ullrich den Wegenutzungsver-
trag. Mit auf dem Bild sind Rudolf Meinl, Dipl.-Geograf und Bauamts-
leiter der Verwaltungsgemeinschaft Bad Grönenbach, (r.) und Christi-
an Windisch, Konzessionsmanagement schwaben netz. 

„Wir wollen für unsere Bürgerinnen und Bürger die zuverlässige 
und nachhaltige Energieversorgung in Wolfertschwenden langfristig 
sicherstellen. Auch unsere Gewerbetreibenden und die Versorgung 
kommunaler Einrichtungen liegen uns als Gemeinde am Herzen“, sag-
te Bürgermeisterin Ullrich bei der Vertragsunterzeichnung.

Biomethan und Wasserstoff: Gas kann grün

„Die Gasnetze bleiben auch zukünftig wesentlicher Bestandteil der 
Infrastruktur für eine zuverlässige Energieversorgung“, betonte Christi-
an Windisch, Konzessionsmanagement schwaben netz. „Wir setzen uns 
intensiv für die Umstellung der Verteilnetze ein. Über 95 Prozent unse-
res Gasverteilnetzes sind Wasserstoff-ready, sodass es in der Zukunft 
auch für den Transport von reinem Wasserstoff genutzt werden kann.“

Fließt heute noch überwiegend Erdgas durch die Rohrnetzleitungen, 
kann in Zukunft neben Biomethan auch Wasserstoff als innovativer und 
umweltschonender Energieträger im bestehenden Gasnetz transpor-
tiert werden. Wasserstoff kann vollständig aus erneuerbaren Quellen 
gewonnen werden. � Bild: schwaben netz

https://www.gp-joule.com/de/
http://ladenetz.de
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Maßgeschneiderte Qualifizierung  
für kommunalen Klimaschutz

Sie sind verantwortlich für die Zukunftsfähigkeit Ihrer 
Kommune und suchen praxisorientierte Fortbildungen?

Wir haben die Kurse für Ihren Erfolg.

https://equwin.com/klimaakademie

Kom.EMS: 

Energieeffizienz verbessern 
und Einsparpotenzial heben

So können Kommunen Energie sparen: Die Landesagentur für 
Energie und Klimaschutz (LENK) stellt bayerischen Städten und 
Gemeinden mit dem Kommunalen Energiemanagement-Sys-
tem, kurz Kom.EMS, einen Werkzeugkasten zur Bewertung und 
Optimierung ihres Energiemanagements zur Verfügung

„Wenn es um Energieeffizienz und Klimaschutz geht, nehmen 
Städte, Gemeinden und Landkreise eine zentrale Rolle ein“, sagt 
Astrid Max von der LENK. „Denn im verantwortungsvollen Um-
gang mit vorhandenen Ressourcen sind sie nicht nur Akteur, 
sondern auch Vermittler und Vorbild. Die LENK unterstützt nun 
die bayerischen Kommunen bei diesen Herausforderungen.“

Arbeitshilfen und Rechentool

Ein Kom.EMS-Leitfaden hilft beim Aufbau eines Energiema-
nagement-Systems und der mit dem Kom.EMS-Check lassen 
sich bestehende Systeme bewerten. Herzstück von Kom.EMS ist 
ein Fragen- und Bewertungskatalog, nach dem drei Qualitäts-
stufen erreichbar sind, die auch extern bewertet und zertifiziert 
werden: Basis, Standard und Premium. Zu allen Fragen der drei 
Bewertungsstufen gibt es Arbeitshilfen, wie zum Beispiel ein Re-
chentool für Energiesparmaßnahmen und Muster-Beschluss-
vorlagen. 

„Eine Zertifizierung und eine öffentlichkeitswirksame Aus-
zeichnung schaffen für die kommunalen Verwaltungen einen 
zusätzlichen Anreiz, sich mit dem Thema Energiemanagement 
auseinanderzusetzen“ erklärt Max. „Sie können eine Vorbild- 
rolle einnehmen. Und um Kommunen hierbei zu unterstützen, 
wird neben der Anlaufstelle an der LENK in den nächsten Mo-
naten ein Netzwerk an Coaches in Bayern aufgebaut werden.“

Kom.EMS ist ein Werkzeug für den systematischen Aufbau und 
die Verstetigung eines Energiemanagement-Systems für kom-
munale Verwaltungen. Es ist speziell auf deren Anforderungen 
zugeschnitten und orientiert sich an der DIN EN ISO 50001, ei-
nem internationalen Standard für Energiemanagementsysteme.

Die Nutzung von Kom.EMS wird durch das Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) sowie das Staats-
ministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
(StMWi) finanziert und ist für Kommunen kostenfrei: Registrie-
rung und weitere Informationen auf www.lenk.bayern.de. � r

Einweihung des neuen Zahlungsterminals in Sulzemoos, v.l.: Thomas Rahmen (SMART/LAB), Rüdiger 
Schulze (SMART/LAB), Johannes Kneidl (Bürgermeister Sulzemoos), Jürgen Hitz (ESB), Dr. Christoph Ullmer 
(Thüga AG) und Dr. Peter Robejsek (Mastercard). 	 Bild: SMART/LABr

Partnerschaft  
für mehr Ladekomfort

Energie Südbayern, Mastercard und SMART/LAB  
erleichtern das Bezahlen an Elektroladestationen und starten Pilotprojekt 

Die Unternehmen Energie Südbayern (ESB), Mastercard und 
SMART/LAB haben eine Partnerschaft bekanntgegeben, um das 
Bezahlen an Elektroladestationen komfortabler zu gestalten. Ziel 
der Zusammenarbeit ist es, eine weitere bequeme und unkom- 
plizierte kontaktlose Zahlungsoption mittels Debit-, Kredit- oder 
Prepaidkarte anzubieten.

Im Rahmen dieser Kooperati-
on integriert SMART/LAB ein in-
novatives Zahlungsterminalpro-
dukt in die bestehende Back- 
end-Architektur der Ladesys-
teme. Die Lösung ermöglicht 
es, Ladevorgänge direkt, ein-
fach und sicher mit allen gängi-
gen bargeldlosen Zahlungs- und 
Autorisierungsmethoden abzu-
wickeln, ohne eine Vertragsbin-
dung eingehen zu müssen. Das 
Produkt erfüllt dabei die Anfor-
derungen der AFIR (Alternati-
ve Fuels Infrastructure Regula-
tion), durch die alle ab dem 13. 
April 2024 errichteten öffentlich 
zugänglichen Ladepunkte in der 
Europäischen Union mit einer 
Ladeleistung von mindestens 50 
kW diese Form der Bezahlmög-
lichkeit anbieten müssen.

Erstes Pilotprojekt  
startet in Sulzemoos

Die ESB spielt eine entschei-
dende Rolle in dieser Partner-
schaft, indem sie ihre fortschritt-
liche Ladepark-Infrastruktur auf 
dem Pendlerparkplatz neben 
der Autobahn A8, Ausfahrt Sul-
zemoos, für das gemeinsame Pi-
lotprojekt zur Verfügung stellt. 
Mit dieser neuen Testumgebung, 
die nun feierlich eröffnet wurde, 
ermöglicht die ESB die praxisna-
he Evaluation des innovativen 
Zahlungsterminals von SMART/
LAB. „Das Projekt in Sulzemoos 
kann zur Blaupause für viele an-
dere Ladepark-Standorte in Süd-
bayern werden. Sicheres und vor 
allem komfortables Bezahlen 
ist eine wesentliche Vorausset-
zung, um die nachhaltige Mobili-
tätswende schneller voranzutrei-
ben“, sagt Marcus Böske, Spre-
cher der Geschäftsführung der 
Energie Südbayern. Als erfahre-
ner Akteur im Bereich der Elekt-
romobilität mit rund 1.000 Lade-
punkten in Südbayern, trägt die 
ESB dazu bei, die Elektromobili-
tätsinfrastruktur zu verbessern 
und innovative Lösungen zu ent-
wickeln, die das Ladeerlebnis für 
Elektrofahrzeugnutzende weiter 
optimiert.

„Elektromobilität kann sich nur 
durchsetzen, wenn eine flächen-
deckende Versorgung mit La-
demöglichkeiten gewährleistet 
ist“, erklärt Dr. Peter Robejsek, 
Geschäftsführer bei Mastercard 
Deutschland. Auf die Bedürfnis-
se der E-Autofahrer müsse da-
bei Rücksicht genommen wer-
den, fährt er fort, und schließ-
lich seien einheitliche Standards 
und sichere, offene Bezahlsys-
teme wichtig, um die Akzeptanz 

bei den Verbrauchern zu fördern 
und so eine nachhaltige E-Mobi-
lität zu stärken. 

Derzeit erfolgt das Bezahlen 
beim Reisen mit Elektrofahrzeu-
gen im Wesentlichen vertragsge-
bunden, das heißt unter Einsatz 
sogenannter Ladekarten und es 
fehlt der Zugang zu einer einheit-
lichen und offenen Zahlungsin- 
frastruktur. „Die Einführung des 
SMART/LAB-Bezahlterminals“, 
ist sich Dr. Mark Walcher von 
SMART/LAB sicher, böte den Nut-
zern mehr Optionen zum Bezah-
len des Ladevorgangs: „Wir be-
grüßen dies ausdrücklich, denn 
es vereinfacht den Zugang für ei-
ne breitere Nutzerbasis.“

Als Initiator dieses Pilotpro-
jekts bringt Mastercard seine 
umfassende Expertise im Bereich 
digitaler Zahlungslösungen ein, 

um Innovationen voranzutreiben 
und die nahtlose Integration von 
Zahlungsdienstleistungen in die 
Elektromobilität zu fördern. Ent-
standen ist das Pilotprojekt aus 
einer Kooperation mit der Thü-
ga Aktiengesellschaft, welche das 
Ziel verfolgt Städte zu digitalisie-
ren und nachhaltig zu entwickeln. 
SMART/LAB und ESB kamen als 
Umsetzer hinzu. 

Durch die Zusammenarbeit mit 
der ESB und SMART/LAB setzt 
Mastercard einen klaren Fokus 
auf die Schaffung einer verbes-
serten Nutzererfahrung für Fah-
rerinnen und Fahrer von Elekt-
rofahrzeugen. Das Technologie- 
unternehmen sieht in dieser Part-
nerschaft die Chance, die Elektro-
mobilität durch erweiterte Zah-
lungsmöglichkeiten voranzubrin-
gen und somit einen Beitrag zur 
Entwicklung einer nachhaltigen 
und effizienten Mobilitätsland-
schaft zu leisten. Weitere Unter-
nehmen der Thüga-Gruppe pla-
nen die Lösung in den kommen-
den Monaten ebenfalls auszurol-
len. � r

Mit Transformationswissen  
gegen den Frust

Wie Kommunen ihre Mitarbeiter im Klimaschutz motivieren können
Wer den Klimaschutz in seiner Kommune voranbringen will, der 
setzt auf Klimaschutzmanagerinnen und -manager. Doch die Stel-
len sind oft starken personellen Wechseln unterworfen. Eine ho-
he Fluktuation sorgt für ein permanentes Abwandern fachlichen 
Know-hows und folglich eine starke Ineffizienz des kommunalen 
Klimaschutzes. Mit gezielten Fortbildungen können Klimaschutz-
managerinnen und -manager lernen, wie sie mit den Herausfor-
derungen in der kommunalen Verwaltung umgehen können und 
das Bewusstsein für den Klimaschutz auch auf organisatorischer 
Ebene stärken können. 

Die Arbeit im kommunalen Kli-
maschutzmanagement ist vielfäl-
tig und komplex. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sorgen 
für die Erarbeitung und Umset-
zung von Klimaschutzstrategi-
en und sind damit das Bindeglied 
zwischen der Kommune und den 
Einwohnerinnen und Einwoh-
nern in Klimaschutzfragen. Zu-
gleich nehmen sie innerhalb der 
Verwaltung eine Querschnitts-
aufgabe wahr. Als Mittler und 
Entwickler zwischen Amtslei-
tung, Öffentlichkeitsarbeit, Bau-
amt und anderen Bereichen der 
Verwaltung, bringen sie in vielfäl-
tigster Weise ihr Wissen rund um 
Klimaschutzmaßnahmen und die 
Anpassung an die Folgen des Kli-
mawandels ein. 

Entscheidend ist ein 
gemeinsames Ziel

Besonders gut funktioniert der 
Klimaschutz in Kommunen, in de-
nen die zuständigen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter die Unter-
stützung der Hausspitze und der 
einzelnen Fachabteilungen spü-
ren. Einer Umfrage von EQU:WIN 
zufolge, sehen 69 Prozent der be-
fragten Klimaschutzmanagerin-
nen und -manager neben der 
großen Unterstützung auch kla-
re Ambitionen durch Vorgesetze 
bzw. Verwaltungschef als größ-

ten Erfolgsfaktor für die Umset-
zung von Klimaschutzzielen. Das 
verdeutlicht, dass vor allem ein 
gemeinsames Ziel entscheidend 
ist, selbst wenn dieses möglicher-
weise hochgesteckt ist und viel-
leicht in der Realität nur mit star-
ken Bemühungen erreicht wer-
den kann.

Die hohen Anforderungen an 
das Klimaschutzmanagement tref-
fen zu oft jedoch auch auf einge-
fahrene Strukturen in den Ver-
waltungen. Die oftmals neu oder 
erst in jüngster Zeit geschaffe-
nen Stellen wirken zu Beginn wie 
Fremdkörper in einer eingespiel-
ten kommunalen Verwaltung. 
Dass diese Stellen explizit den 
Finger in die Wunde kommuna-
ler Klimaschutzversäumnisse le-
gen und dadurch offenlegen, wo 
die jeweilige Kommune und ih-
re Bürgerinnen und Bürger die 
Bemühungen für einen nachhal-
tigen Klimaschutz und eine zu-
kunftsfähige Anpassung an die 
Klimawandelfolgen intensivieren 
muss, verbessert die Ausgangsla-
ge der Klimaschutzmanagerinnen 
und -manager nicht.

Die Folge ist eine hohe Frust-
ration über das Verfehlen eige-
ner beruflicher Ziele innerhalb 
der Klimaschutzarbeit, sowie das 
Aufreiben zwischen der Diskussi-
on mit und der Moderation zwi-
schen den einzelnen Fachabtei-

lungen der Verwaltung. Daraus 
resultiert nicht selten die Hoff-
nung, dass es in der nächsten 
Kommune oder der nächsten Or-
ganisation schon besser laufen 
werde. Noch bevor es überhaupt 
zu diesem Gedanken kommt, 
der schließlich in einer Kündi-
gung und einer hohen Fluktuati-
on mündet, setzen gezielte Fort-
bildungsmaßnahmen an, die ein 
umfangreiches Transformations-
wissen vermitteln.

Kompakte Fortbildung

In entsprechenden Fortbildun-
gen, die die Münchner Kommu-
nikationsagentur EQU:WIN für 
Klimaschutzmanagerinnen und 
-manager anbietet, bekommen 
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer neben Einblicken in die 
Methodik des Storytellings und 
der Moderation auch schwieri-
ger Gruppensituationen auch ei-
ne Einführung in Projektmanage-
ment. Denn neben den bereits 
angesprochenen Faktoren ist für 
die erfolgreiche Umsetzung der 
Klimaschutzstrategien in den 
Kommunen auch der richtige 
Umgang mit den knappen perso-
nellen und finanziellen Ressour-
cen wichtig. 

Kommunen sind Dienstleiter 
von der Wiege bis zur Bahre. Ihr 
umfassender Tätigkeitsbereich 
bedingt die finanzielle Abwägung 
zwischen allen Aspekten des Le-
bens in einer Stadt oder Gemein-
de. Klimaschutz ist eine der drän-
gendsten Aufgaben unserer Zeit 
und muss sich trotzdem in das 
Gefüge eng begrenzter kommu-
naler Haushalte einfügen.

Angebot der EQU:WIN

Mit dem „Transformationswis-
sen für Klimaschutzmanager:in-
nen“ bietet EQU:WIN eine kom-
pakte Fortbildung an, die in ihrer 
preislichen Gestaltung nicht nur 
auf die finanziellen Gestaltungs-
räume des kommunalen Klima-
schutzes Rücksicht nimmt, son-
dern den Teilnehmern auch ge-
nau jene Methoden an die Hand 
gibt, die sich in diesem Span-
nungsfeld gut umsetzen lassen. 
So lässt sich aus Sicht der kom-
munalen Verwaltungen mit ei-
ner gezielten und methodisch 
hochwertigen Fortbildung nicht 
nur die Wertschätzung den eige-
nen Mitarbeitenden gegenüber 
ausdrücken, sondern die Effizi-
enz der Klimaschutzarbeit stei-
gern.� Benjamin Hahn

Weitere Informationen

Die EQUWIN-Klimaakademie 
bietet neben dem bewährten 
Basisseminar Transformations-
wissen neue Kurse zur Grundla-
genvermittlung sowie zur geziel-
ten Befähigung von Klimaschutz- 
und Klimaanpassungsmanager 
und managerinnen an. Um radi-
kale Kooperation zur Beschleuni-
gung geht es im Klimasalon: „von-
einander lernen, von Praktiker:in-
nen für Praktiker:innen“. 

Weitere Informationen zum 
Angebot der EQU:WIN-Klimaaka-
demie – Transformation für den 
Klimaschutz auf https://equwin.
com/klimaakademie

Geothermie:

Grünwald hat seine Versorgungs-
sicherheit weiter ausgebaut

Zwischen den beiden geothermischen Erzeugungs-Standorten Lauf-
zorn und Unterhaching entstand in den letzten 18 Monaten eine 
neue, etwa 4,8 km lange, Fernwärme-Transportleitung, die den Nor-
den des Grünwalder Fernwärmenetzes versorgt. 

Bei einer kleinen Feier am Schachtbauwerk wurde die neue Fern-
wärme-Transportleitung offiziell in Betrieb genommen. Grünwalds 
Erster Bürgermeister Jan Neusiedl (r.) und Andreas Lederle, Ge-
schäftsführer der Erdwärme Grünwald, dankten den geladenen Gäs-
ten, die federführend an der Planung und am Bau der neuen Fern-
wärme Transportleitung beteiligt waren. 

Wie weitsichtig es war in Tiefengeothermie zu investieren, zeigt 
sich heute ganz besonders. Die Nachfrage nach nachhaltiger heimi-
scher Energie ist enorm. 2022 hat die Erdwärme Grünwald den An-
schluss von 100 Haushalten geplant, tatsächlich wurden 423 neue 
Verträge abgeschlossen. 2023 wurden 170 Haushalte neu angeschlos-
sen. Für 2024 rechnet man mit rund 150 neu gebauten Anschlüssen.  

Derzeit betreibt die Erdwärme Grünwald ein Fernwärmenetz mit 
einer Gesamtleitungslänge von rund 120 km. – Die Erdwärme Grün-
wald betreibt damit das größte tiefengeothermische Fernwärmenetz 
in ganz Europa, mit Ausnahme von Island. � Bild: EWG

https://equwin.com/klimaakademie
http://www.lenk.bayern.de
https://equwin.com/klimaakademie
https://equwin.com/klimaakademie
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EXPO REAL 2024: 

Digitalisierung und Transformation 
im Fokus

Vom 7. bis 9. Oktober findet die diesjährige EXPO REAL auf dem 
Münchener Messegelände statt. Im Vorfeld wurden die Ergebnisse 
der jährlichen Umfrage unter den Teilnehmern der EXPO REAL, der 
internationalen Fachmesse für Immobilien und Investitionen, veröf-
fentlicht. Insgesamt beteiligten sich 516 Aussteller und Besucher an 
der im August durchgeführten Online-Befragung. Die Themen „Digi-
talisierung“ und „Transformation“ stehen dabei klar im Mittelpunkt, 
wie die Ergebnisse des diesjährigen Stimmungsbarometers zeigen.

Digitalisierung, Zinspolitik 
und Dekarbonisierung

Die „Zukunftsfähigkeit der Im-
mobilienbranche“ war das zen-
trale Thema der Befragung, ein 
Thema, das den Nerv der Branche 
trifft. Stefan Rummel, Geschäfts-
führer der Messe München, 
betonte, dass die EXPO REAL 
2024 in einer Zeit stattfindet, in 
der sich für Immobilien und In-
vestitionen vieles verändert. Mit 
dem neuen Ausstellungsbereich 
„Transform & Beyond by EXPO 
REAL“ setzt die Messe 2024 ver-
stärkt auf Zukunftsthemen wie 
die Digitalisierung und die Trans-
formation der Branche.

Die Umfrageergebnisse un-
terstreichen die Relevanz dieser 
Themen: 91 Prozent der Befrag-
ten bewerten die Digitalisierung 
als „sehr wichtig“ oder „wichtig“, 
gefolgt von der Zinspolitik mit 88 
Prozent und energiewirtschaftli-

chen Lösungen für Quartiere mit 
87 Prozent. Auch die Dekarboni-
sierung von Städten und Gebäu-
den wird von 82 Prozent als zent-
rales Thema angesehen.

Datenzentren  
und Pflegeimmobilien

Bei der Frage nach zukünf-
tig bedeutenden Nutzungsarten 
steht Wohnen für 70 Prozent der 
Teilnehmer an erster Stelle, dicht 
gefolgt von Pflegeimmobilien (67 
Prozent) und Datenzentren (61 
Prozent). Besonders auffällig ist 
der Anstieg des Interesses an Da-
tenzentren. Im Vergleich zu 2023, 
als nur 49 Prozent der Befragten 
diese Nutzungsart als relevant 
einschätzten, ist der Wert in die-
sem Jahr auf 61 Prozent gestie-
gen – ein klarer Hinweis auf die 
wachsende Bedeutung der Di-
gitalisierung für die Immobilien-
branche.

Investoren  
und bezahlbarer Wohnraum

Auch in Bezug auf Investoren 
sieht die Branche klare Tenden-
zen: 83 Prozent der Befragten 
halten Pensionsfonds und Ver-
sorgungswerke für „sehr rele-
vant“ oder „relevant“, während 
79 Prozent Family Offices als zu-
künftige Investoren sehen. Pri-
vate Equity wird ebenfalls von 
79 Prozent als bedeutend einge-
stuft. Crowdfunding über Inter-
netplattformen scheint jedoch 
weniger an Bedeutung zu gewin-
nen und wird nur von 27 Prozent 
als relevant bewertet.

Ein zentrales Thema bleibt der 
bezahlbare Wohnraum. 95 Pro-
zent der Befragten sehen „Bau-
en im Bestand“ als entscheiden-
den Faktor, gefolgt von den Kos-
ten für Grund und Boden (88 
Prozent) und serielles Bauen (87 
Prozent). Diese Themen werden 
auch auf der EXPO REAL in den 
Fokus gerückt, wie Claudia Boy-
manns, Exhibition Director der 
EXPO REAL, betont. Im Rahmen 
der Sonderschau „Bauen im Be-
stand“ werden Praxisbeispiele 
vorgestellt, um Lösungen für be-
zahlbaren Wohnraum zu disku-
tieren.

Global betrachtet sehen 81 
Prozent der Befragten Europa 
weiterhin als sehr wichtigen oder 
wichtigen Immobilienmarkt, ge- 
folgt von den USA (66 Pro-
zent) und der Asien-Pazifik-Re-
gion (61 Prozent). Innerhalb Eu-
ropas gelten Westeuropa und 
die D-A-CH-Region als die wich-
tigsten Märkte. Auch B-Lagen in 
A-Städten und A-Lagen in B-Städ-
ten bieten laut den Teilnehmern 
Potenzial für Wachstum.

Transformation als Schlüssel 
zur Zukunftssicherung

Die Ergebnisse der Umfrage 
machen deutlich: Die Transfor-
mation des Immobilienbestands 
ist eine der zentralen Maßnah-
men zur Sicherung der Zukunfts-
fähigkeit der Branche. 63 Pro-
zent der Befragten nannten dies 
als entscheidend, gefolgt von der 
Entwicklung neuer Geschäftsmo-
delle (56 Prozent) und der ver-
stärkten Digitalisierung (54 Pro-
zent). Die EXPO REAL bietet in 
diesem Jahr mit ihrem vielfäl-
tigen Konferenzprogramm und 
zahlreichen Foren eine Plattform, 
um diese Themen zu diskutieren 
und Lösungen zu entwickeln.

„Die EXPO REAL ist der Treff-
punkt der Immobilienbranche, 
um gemeinsam über die Heraus-
forderungen der Zukunft zu spre-
chen“, so Rummel. Besonders in 
Zeiten des Wandels sei der Aus-
tausch über Trends und Entwick-
lungen wichtiger denn je. � r

Mit dem Handy Radwege kontrollieren: Baureferent Benja-
min Schneider, Petra Führbeck von der Firma vialytics, Michael 
Koschmieder und Annett Heusinger Fachabteilung Geodaten und 
Vermessung, und Annette Messerer, Leiterin des Fachbereichs Tief-
bau und Verkehrswesen, begutachten die Arbeitsweise der neuen 
Kontroll-App.	 Bild: Nils Adelmann

Stadt Würzburg:

Mit der Handyapp die 
Radwege kontrollieren
Bei der Kontrolle der Würzburger Straßen lassen sich die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des städtischen Fachbereiches Tiefbau und 
Verkehrswesen bereits seit Anfang 2021 von einer Software unter-
stützen. Jetzt verwenden sie die App, die die schwäbische Firma via-
lytics entwickelt hat, auch zur Kontrolle der Fahrradwege. Dazu wur-
de ein Dienstfahrrad der Stadt mit einem Handyhalter ausgerüstet. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs der Stadt 
können so unterwegs mit ihrem Diensthandy alle paar Meter ein Fo-
to des Radwegs aufnehmen.

Dabei werden Schlaglöcher 
oder freiliegendes Kopfstein-
pflaster genauso aufgenommen, 
wie andere Straßenschäden. Die 
Fotoaufnahmen lassen sich dann 
ganz leicht am PC im Büro aus-
werten. Wo früher umfangreiche 
Kontrollen und Auswertung nö-
tig waren, lassen sich so in kür-
zester Zeit ganze Radwege kont-
rollieren. Damit werden nun suk-
zessive alle Radwege im Stadtge-
biet erfasst.

„Wir behalten damit einfacher 
und schneller das Radwegenetz 
im Blick und können auf schad-

hafte Stellen schneller reagie-
ren“, so Annette Messerer, Leite-
rin des Fachbereichs Tiefbau und 
Verkehrswesen. 

Mehrfachnutzen

Und einen weiteren Vorteil ha-
ben die so erzeugten Bilder auch 
noch: Sie werden benutzt, um die 
Texturen für den digitalen Zwil-
ling der Stadt herzustellen, die-
nen als Informationsquelle im In-
nendienst und zur Modifizierung 
der Beschilderung im Stadtge-
biet. � r

Alzheimer  
und dann auch noch MS

Bayernweit werden mehr, gravierendere und rapidere Verläufe von Demenz beobachtet

Früher hatte es das Team des Würzburger Vereins „Halma – Hilfe 
für altersverwirrte Menschen im Alltag“ in der Regel mit der netten, 
älteren Dame mit sich entwickelnder Demenz zu tun. Meist wurde 
sie von der Tochter unterstützt. Damit die sich hin und wieder aus 
der Pflege ausklinken konnte, erhielt sie eine Alltagshelferin. Inzwi-
schen hat es das Team mit Senioren zu tun, die gravierend demenzi-
ell verändert sowie mehrfach erkrankt sind. Die Nachfrage nach Be-
ratung und Hilfe ist aktuell hoch.

Rund 270.000 Menschen le-
ben in Bayern mit Demenz. Dies 
teilt das Bayerische Gesundheits-
ministerium auf unsere Anfra-
ge hin mit. Die Dunkelziffer sei 
hoch. Sofern kein medizinischer 
Durchbruch erzielt wird, werden 
die Zahlen nach Einschätzung 
des Ministeriums weiter steigen 
– und zwar auf voraussichtlich 
300.000 bis 2030.

Wie diese hohe Zahl bewäl-
tigt werden soll, bleibt eine un-
gelöste Frage. „Halma“ in Würz-
burg zum Beispiel hat jetzt schon 
alle Hände voll zu tun. „Wir zäh-
len nicht, wie oft das Telefon bei 
uns am Tag klingelt“, sagt Sabi-
ne Seipp, die sich bei „Halma“ 
seit über 30 Jahren um Men-
schen mit Demenz kümmert. Ihr 
und ihren hauptamtlichen Kolle-
ginnen stehen aktuell 70 Frauen 
und Männern als Alltagshelfer 
zur Seite. Sie entlasten 80 Fami-
lien mit betagten Angehörigen, 
die an Demenz oder einer psy-
chischen Erkrankung leiden.

Den Beraterinnen von „Hal-
ma“ werden am Telefon oft dras-
tische Schicksale geschildert. 
So gibt es Angehörige, die sich 
um einen Vater oder eine Mut-
ter kümmern, die schwer an De-
menz erkrankt sind und eine vor- 
angeschrittene Multiple Sklero-
se haben. Warum die Nachfra-
ge derart hoch ist, warum so vie-
le Betroffene mehrere schwer-
wiegende Diagnosen haben und 
warum „Halma“ inzwischen öf-
ter mit rapideren Demenzverläu-
fen konfrontiert ist, kann Sabine 
Seipp nicht sagen.

Früher diagnostiziert

Wissenschaftler führen ge-
wöhnlich den demographischen 
Wandel ins Feld. Außerdem heißt 
es, dass heute früher diagnosti-
ziert wird. „Halma“, sagt Sabine 
Seipp, „ist heute natürlich auch 

bekannter als vor 30 Jahren.“ Die 
Organisation wird also früher ge-
funden und kontaktiert.

Die hohe Nachfrage resultiert 
nach ihrer Vermutung außerdem 
daher, dass Pflegedienste eine 
geringere Kapazität haben. Auch 
veränderte Familiensituationen 
spielten in die aktuelle Entwick-
lung mit hinein: Kinder wohnen 
nicht mehr dort, wo die Eltern 
leben. Auch dadurch steige die 
Nachfrage nach Unterstützung.

Welchen Einfluss die Coro-
na-Krise hat, ist für Sabine Seipp 
schwer zu beantworten. Klar sei: 
Menschen sind soziale Wesen. 
„Ist jemand ganz auf sich alleine 
gestellt, verkümmert die Seele“, 
so die Fachberaterin. Die in der 
Corona-Krise verordnete Isola-
tion könnte durchaus ein Faktor 
für aktuelle Phänomene im Be-
reich Demenz sein. Doch Belege 
gebe es nicht.

Verzweifelte Töchter

Laut Sabine Seipp müsste die 
Versorgungssituation dringend 
verbessert werden: „Gestern 
erst erhielt ich zwei Anrufe ver-
zweifelter Töchter, beide suchen 
dringend Kurzzeitpflegeplätze 
für Eltern, die aus dem Kranken-
haus entlassen wurden.“ Von der 
Politik wünscht sich Sabine Seipp 
endlich konkrete Maßnahmen, 
um den Pflegeberuf attraktiver 
zu machen. So könnte die tägli-
che Arbeitszeit in der Pflege auf 
sechs Stunden beschränkt wer-
den. Die Bezahlung müsste je-
doch so hoch sein, dass man den-
noch gut von seinem Beruf leben 
kann.

GZ-Umfrage

Das Thema „Demenz“ treibt 
auch Bürgermeister, Gemeinde-
ratsmitglieder, sowie Mitarbeiter 
in der Verwaltung um, ergab ei-

ne Umfrage der Bayerischen Ge-
meindeZeitung. Ein Fazit aus 79 
eingegangenen Antworten lau-
tet: Es besteht in puncto Demenz 
in vielen Gemeinden ein hoher 
Bedarf an Unterstützung und 
Aufklärung. Andererseits gibt es 
auch bemerkenswerte Angebote 
und Aktivitäten.

Dazu zählt das Engagement von 
Michael Brehm, Wirtschaftsför-
derer im Landratsamt Haßberge. 
„Ich versuche, ‚meinen‘ Betrie-
ben klarzumachen, dass ein ‚fa-
milienfreundlicher Arbeitgeber‘ 
erst dann richtig familienfreund-
lich ist, wenn er nicht nur Mütter 
und Väter im Blick hat“, berichtet 
er. Die „Sandwich-Generation“, 
die sich um die eigenen Kinder, 
die eigenen Eltern und zum Teil 
auch noch um Großeltern küm-
mert, müsse unbedingt in den 
Blick genommen werden.

Beruf und Pflege

Die Pflege von Angehörigen 
mit Demenz ist laut Michael 
Brehm oft schwer mit dem Beruf 
unter einen Hut zu bekommen. 
„Das führt dazu, die Arbeitszeit 
zu verkürzen, etwa von ganztags 
auf halbtags, bis dahin, dass der 
Job komplett aufgegeben wird“, 
legt er dar. Auch damit gingen 
Fachkräfte verloren.

In vielen Kommunen, zeigt un-
sere Umfrage, wird jedoch inzwi-
schen einiges getan, um Familien 
zu unterstützen. Es gibt Gruppen 
für pflegende Angehörige sowie 
Demenzgruppen, mancherorts 
wird stundenweise häusliche Be-
treuung angeboten. Fallzahlen 
von Menschen mit Demenz wer-
den in Gemeinden normalerwei-
se nicht erhoben. Zum Teil wird 
jedoch beobachtet, dass die An-
zahl zunimmt und dass vor allem 
jüngere Menschen von Demenz 
betroffen sind.

Der Bayerische Bezirketag be-
obachtet einen wachsenden 
„Belegungsdruck“ in den geron-
topsychiatrischen Abteilungen 
der bezirklichen Kliniken. „Dies 
ist aus unserer Sicht vorrangig 
dem demographischen Wandel 
geschuldet“, so Pressesprecherin 
Katharina Hering. Allein deshalb 
erwarteten Bezirkskliniken in den 

nächsten Jahren einen weiteren 
Anstieg.

„Pikasso“ in Augsburg

Alle Bezirke versuchen laut Ka-
tharina Hering, sich an die ge-
änderten Bedürfnisse der älter 
werdenden Gesellschaft anzu-
passen. So hätten sämtliche Be-
zirkskliniken spezielle Angebote 
wie etwa Gedächtnissprechstun-
den. Zu den besonders vorbildli-
chen Bezirksprojekten für Men-
schen mit Demenz gehört der 
Augsburger Tagestreff „Pikasso“ 
des Bezirks Schwaben. Der rich-
tet sich an Menschen ab dem 50. 
Lebensjahr, die eine Depression, 
Demenz oder eine andere psychi-
sche Erkrankung haben oder bei 
denen kognitive Defizite vorlie-
gen. Das kostenlose Angebot um-
fasst etwa Kreativtherapie, Ko-
gnitives Training oder Depressi-
onsbewältigung.

„Ein besonderes Angebot ist 
auch die ‚Blaue Blume Schwaben‘ 
in Kaufbeuren“, so Hering. Die 
vom Bezirk Schwaben finanzier-
te Aktions- und Begegnungsstät-
te unterstützt ältere Menschen 
mit psychischen Erkrankungen. 
Im Gebäude der „Blauen Blume“ 
finden außerdem Sprechstunden 
der gerontopsychiatrischen Insti-
tutsambulanz des BKH Kaufbeu-
ren statt.

„Demenz“, erklärt das Baye-
rische Gesundheitsministerium, 
ist nicht gleich „Demenz“. Unter 
diesen Oberbegriff fielen Funkti-
onsstörungen des Gehirns, durch 
die allmählich Denken, Orientie-
rung und Lernfähigkeit verloren 
gingen. Am häufigsten trete die 
Alzheimer-Demenz auf. Bei einer 
vaskulären Demenz, der zweit-
häufigsten Form, verlangsamten 
sich die Denkprozesse. Erkennt-
nisse über die Häufigkeit von gra-
vierenderen oder schnelleren 
Verläufen im Zusammenhang mit 
der Corona-Krise liegen dem Mi-
nisterium nicht vor.

Risikofaktor Einsamkeit

Eine Sprecherin verweist je-
doch auf einen Bericht der Lan-
cet-Expertenkommission. Dem-
nach gibt es 14 Risikofaktoren, 
die mit einer Demenzentwick-
lung im Zusammenhang stehen. 
„Dazu gehören mangelnde sozi-
ale Aktivität und Einsamkeit“, so 
das Gesundheitsministerium.

In Oberfranken kümmert sich 
Ute Hopperdietzel um Menschen 

mit Demenz und ihre Angehöri-
gen. Die Sozialpädagogin ist Se-
nioren- und Behindertenbeauf-
tragten der Gemeinde Regnitz-
losau im oberfränkischen Land-
kreis Hof und leitet die Fachstelle 
für Demenz und Pflege Oberfran-
ken. Außerdem ist sie ehrenamt-
liche Vorsitzender der Alzhei-
mer-Gesellschaft Hof/Wunsiedel. 
Die Nachfrage nach Angeboten 
für Angehörige von Menschen 
mit Demenz sowie die Nachfra-
ge nach Beratung ist ihr zufolge 
auch in Oberfranken hoch.

Abzulesen sei dies zum Beispiel 
am Online-Angebot „Partner-
schulung“: „Letztes Jahr hatten 
wir 180 Anmeldungen.“ Vor kur-
zem fand ein Online-Vortrag zur 
Diagnostik erster Demenz-Anzei-
chen statt. „Wieder war der Zu-
lauf enorm“, so Ute Hopperdiet-
zel.

Jung und dement

Besonders schwierig ist die Ver-
sorgungssituation, wenn Men-
schen unter 65 Jahren von ei-
ner Demenz betroffen sind. Da-
von berichtet die Psychologin Sa-
rah Straub aus Gundelfingen im 
Landkreis Dillingen. Sarah Straub 
arbeitet an der Uniklinik Ulm in 
einer Spezialsprechstunde. Die 
38-Jährige kümmert sich dort um 
jüngere Menschen mit Demenz.

Schon vor Jahren verschrieb 
sich Straub der Demenzaufklä-
rung. „Ich möchte vermitteln, 
dass ein gutes Leben auch mit De-
menz möglich ist“, sagt die junge 
Frau, die nicht nur Demenzexper-
tin, sondern auch Liedermache-
rin und Autorin ist. In jedem ihrer 
Konzerte kommt sie auf das The-
ma „Demenz“ zu sprechen. Ak-
tuell arbeitet sie an einem Buch, 
das von inspirierenden Begeg-
nungen mit betroffenen Familien 
erzählt. „Es geht um Familien, die 
bestimmte Dinge im Zusammen-
hang mit Demenz richtig gut ma-
chen“, verrät sie.

Besonders wichtig dürfte ihr 
Buch für Familien sein, in denen 

jemand sehr jung an Demenz er-
krankt ist. Sarah Straub kennt 
Menschen, die sich bereits mit 
Mitte 40 demenziell zu verän-
dern begannen. Besonders dras-
tisch sei dieses Schicksal, weil die 
Demenz hier in vielen Fällen mit 
massiven Verhaltensveränderun-
gen einhergeht: Die Betroffenen 
können aggressiv oder anderwei-
tig verhaltensauffällig werden. 
Sie bräuchten ein Setting, wo sie 
zur Ruhe kommen können. Aber 
das gebe es selten.

Zu agil

Tagespflegeeinrichtungen leh-
nen es Sarah Straub zufolge oft 
ab, junge Patienten mit Demenz 
aufzunehmen. „Für die Gruppen 
sind die Betreffenden oft zu agil“, 
sagt sie. Auch in Pflegeheimen 
kämen junge Menschen mit De-
menz kaum unter.

Rund 100.000 Männer und 
Frauen sind von früher Demenz 
betroffen. Wobei es wahrschein-
lich eine erhebliche Dunkelziffer 
gibt, sagt Sarah Straub. Dass die 
Zahl wächst, liegt nach ihren Er-
kenntnissen daran, dass heutzu-
tage eher als in früheren Zeiten 
daran gedacht wird, dass auch 
junge Menschen von Demenz be-
troffen sein können: „Früher sind 
diese Patienten in der Psychiatrie 
gelandet und geblieben.“

In der Ulmer Spezialsprech-
stunde werden acht Betroffene 
pro Woche beraten. Insgesamt 
250 Menschen werden langfris-
tig begleitet. Die Patienten kom-
men aus ganz Deutschland. Die 
Probleme sind überall ähnlich. 
Weil junge Patienten mit Demenz 
kaum irgendwo aufgenommen 
werden, müssen sie von der Fa-
milie betreut werden. Der Part-
ner muss arbeiten gehen, nach-
dem ja ein Gehalt wegfällt. Nicht 
selten kommt es zu finanziellen 
Problemen. Die Notwendigkeit, 
Geld verdienen zu müssen, und 
die Pflege neben dem Beruf füh-
ren zu starker seelischer und kör-
perliche Belastung. � Pat Christ
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GZ ZU GAST BEI ...

Tobias Steinwinter
Erster Bürgermeister  

der Gemeinde Zöschingen

Welche Kommune und wie viele Einwoh-
ner vertreten Sie?

Ich bin Bürgermeister der Gemeinde Zö-
schingen, der kleinsten Gemeinde im Land-
kreis Dillingen mit derzeit 780 Einwohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt angetreten und 
sind Sie hauptamtlich oder ehrenamtlich 
tätig?

Begonnen habe ich am 1. Mai 2014 als 
damals jüngster Bürgermeister im Land-
kreis Dillingen. Das Bürgermeisteramt übe 
ich ehrenamtlich neben meinem Hauptbe-
ruf aus.
Welchem Beruf sind Sie vor Amtsantritt 
nachgegangen bzw. üben Sie diesen nach 
wie vor aus?

Beruflich bin ich gelernter Finanzwirt und 
Verwaltungsfachwirt und arbeite noch im-
mer als Geschäftsleiter in der benachbarten 
Verwaltungsgemeinschaft in Wittislingen.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die 
Kommunalpolitik zu gehen?

Durch meine damalige berufliche Tätig-
keit als Kämmerer war ich schon vorher sehr 
nahe an der Kommunalpolitik und den ak-
tuellen kommunalpolitischen Herausforde-
rungen dran. Zudem habe ich viele Jahre 
als Vorsitzender des Feuerwehrvereins eh-
renamtlich im örtlichen Vereinswesen mit-
gewirkt. Über die Frage ob ich mich im Ge-
meinderat engagieren möchte, kam ich 
dann in den Gemeinderat.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Dadurch, dass ich sozusagen meinen Be-
ruf auch zu meinem „Nebenjob“ gemacht 
habe, war eine allzu große Vorbereitung 
nicht nötig. Durch meine vorherige Mit-
gliedschaft im Gemeinderat war ich auch in 
den aktuellen Themen schon ziemlich fest 
eingebunden.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Her-
ausforderungen? 

Durch Realisierung des damals noch 
größten Windparks in Bayern war unse-
re Gemeinde stark gespalten, insbesonde-
re auch im Gemeinderat. Viele notwendige 
Projekte konnten somit erst gar nicht ange-
stoßen werden. Die Windkraft war damals 
das alles überlagernde Thema.

Hier galt es einen Weg für die zukünfti-
ge Entwicklung der Gemeinde zu finden und 
alle Akteure wieder zu einigen, damit man 
gemeinsam die Gemeinde weiterentwickeln 
kann. Trotz aller politischen (Wind-)Widrig-
keiten in der vorherigen Ratsperiode ist es 
aber auch gelungen, den Weg für die Sanie-
rung unserer Gemeindehalle freizumachen. 
Dieses Projekt mit einem Gesamtvolumen 
von rund drei Mio. Euro galt es in meinen 
ersten Monaten als Bürgermeister baulich 
umzusetzen. Damals war es das bis dato 
größte Projekt der Haushaltsgeschichte in 
der Gemeinde Zöschingen.
Welche Themen beschäftigen Sie momen-
tan? 

Derzeit sanieren wir unsere Ortsdurch-
fahrt auf einer Länge von insgesamt zwei 
Kilometern. Neben der Sanierung der kom-
pletten Wasserleitung in diesem Abschnitt, 

als Kreisvorsitzender im Landkreis Dillin-
gen auch im Verband als Sprecher der Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister enga-
giert. Ich bin der festen Überzeugung, dass 
dieses Modell das einzig richtige im Zusam-
menspiel Kommunen/Freistaat Bayern sein 
kann. Denn nicht nur die Staatsforsten, son-
dern auch die Kommune vor Ort und damit 
die Bürgerinnen und Bürger sollen partizi-
pieren, wenn die Anlagen schon vor deren 
Haustür stehen. Hier halte ich die derzeit im 
Gespräch befindliche Pflicht für 0,2 ct für ei-
ne Schattendiskussion. Diese muss nicht als 
Pflicht eingeführt werden, da sowieso alle 
Anlagenbetreiber freiwillig diese Leistung 
anbieten. Herr Aiwanger soll als Aufsichts-
ratsvorsitzender und stellv. Ministerpräsi-
dent, sowie Wirtschaftsminister endlich den 
Weg frei machen und den Kommunen ein 
Stück abgeben! Hessen kann es schließlich 
auch! Man muss das Gesetz nur abschrei-
ben, fertig!
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für 
junge Kolleginnen und Kollegen?

Ich glaube, dass die frühzeitige Einbin-
dung der Gremien und Beteiligten der 
Schlüssel für eine gute Entwicklung ei-
ner Kommune ist. Wir ziehen uns dazu re-
gelmäßig mindestens einmal in der Amts-
periode zu einer Gemeinderatsklausur zu-
rück und legen die Projekte und deren  
Prioritäten gemeinsam fest. Damit haben 
wir einen klaren Weg und wenig Wiederho-
lungsschleifen, die Entscheidungen und Pro-
jekte unnötig verzögern können.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kolle-
gen / Bürgerinnen und Bürger / Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in Ihre Arbeit 
und in Ihre Entscheidungsfindung ein?

Überwiegend durch persönliche Gesprä-
che. Da Zöschingen eine sehr kleine Ge-
meinde ist, ist man auch sehr nahe an den 
Menschen und auch für die kleinsten The-
men immer der direkte Ansprechpartner.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung 
auf die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung ist einer der größten 
Umbrüche, die wir als Gesellschaft und da-
mit auch als Gemeindevertreter zur be-
gleiten haben. Sie wird uns effektiver und 
schneller machen, wenn wir auf der ande-
ren Seite aber auch die bürokratischen Hür-
den nicht weiter nach oben hängen.

Das sehe ich nämlich als große Gefahr bei 
dem ganzen Thema an. Je mehr die KI und 
die Digitalisierung zu leisten im Stande ist, 
umso schneller gibt es jemanden, der die 
Eckpunkte z.B. einer Förderrichtlinie noch 
weiter verkompliziert. Rechnet ja schließlich 
der Computer aus ☺. Nachdem wir alle zu-
dem fortlaufend mit Personalengpässen zu 
kämpfen haben, kann uns wahrscheinlich 
auch die Digitalisierung die eine oder an-
dere Aufgabe abnehmen und den Mangel 
kompensieren.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie beglei-
tet?

Frei nach Erich Kästner: Es gibt nichts Gu-
tes, außer man tut es. 

Gerade in der Kommunalpolitik muss 
man, um weiterzukommen, ständig an-
schieben und ziehen, damit sich etwas be-
wegen kann.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Durch ein gutes Miteinander und dem 
stetigen Anpacken der auf uns zukommen-
den Herausforderungen.� r

verlegen wir auch Glasfaserleerrohre mit. 
Hier hat uns die Telekom sehr stark beschäf-
tigt, da obwohl schon das Rohrmaterial auf 
die Baustelle geliefert wurde, dem Glasfa-
serausbau bei offenem Graben eine Absa-
ge erteilt wurde. Dies belastet nun unseren 
Haushalt sehr stark, da wir mit dieser Aus-
gabe von rund 160.000 Euro nicht gerechnet 
haben. Auf der anderen Seite schaffen wir 
es aber aufgrund des neuen Punktsystems 
des Bundes nicht in die Gigabitrichtlinie 2.0 
und somit auch nicht in die bayerische Ko- 
finanzierung. Die Richtlinien sind einfach 
„kleingemeindebenachteiligend“ ausge-
staltet.

Auf der anderen Seite verwirklichen wir 
derzeit in Zusammenarbeit mit der Fa. GP Jou-
le aus Buttenwiesen ein CO2-neutrales Nah- 
wärmenetz mit Großwärmepumpe und di-
rekt angebundener Freiflächenphotovol-
taikanlage. Dazu haben wir unter Beteili-
gung der Gemeinde die Renergiewerke Zö-
schingen GmbH gegründet. Eine kommu-
nale Beteiligung war uns von Anfang an 
wichtig. Wir möchten den Bürgern da-
mit maximale Transparenz und Sicher-
heit gewährleisten. Denn seit Ausbruch des  
Ukrainekrieges und der schwierigen bundes-
politischen Handhabung dieses Themenfel-
des, sind die Bürgerinnen und Bürger sehr 
sensibel und auch kritisch, was die Auswahl 
ihres zukünftigen Heizmediums betrifft.

Aber ich denke, dass wir hier eine Vor-
reiterstellung eingenommen haben und 
die sogenannte „Wärmewende“ bei uns 
schon bald Realität ist. Aber auch das 
Thema Windkraft klopft schon wieder 
bei uns an. Diese möchten wir möglichst 
auch noch in die Wärmeversorgung in-
tegrieren um zusammen mit der Photo- 
voltaik möglichst autark zu werden, wenn 
es um unsere Wärmeversorgung geht.
Womit werden Sie sich noch auseinander-
setzen müssen/wollen? 

Es wird wieder das Thema Windkraft 
sein. Leider hat man es in Zöschingen im 
Jahre 2012 und davor nicht geschafft ei-
ne Wertschöpfung für die Bürgerinnen 
und Bürger vor Ort zu erreichen. Dies wur-
de zwar immer wieder in allen „Sonntags-
reden“ propagiert, aber angekommen ist 
bei uns noch kein einziger Cent. Die ein-
zigen, die sich bei uns die Tasche füllen 
sind die Bay. Staatsforsten und die Inves-
toren. Deshalb kämpfe ich für ein Wind- 
energie-Dividendenmodell nach hessischem 
Vorbild zusammen mit der Geschäftsstel-
le des Bay. Gemeindetages. Denn ich bin 

Schwabentag 2024 in Günzburg:

Das Fahrrad im Mittelpunkt
Beim diesjährigen Schwabentag verwandelte sich die Stadt Günz-
burg in ein lebendiges Zentrum der schwäbischen Kultur und Ge-
meinschaft. Unter dem Motto „Mit dem Fahrrad durch Schwaben“ 
stand heuer das Fahrrad im Mittelpunkt der Feierlichkeiten. Der 
Schwabentag wird seit 2008 jährlich an wechselnden Orten ausge-
richtet und vom Bezirk Schwaben großzügig gefördert. Ziel ist es, die 
Identität zu fördern und die regionale Vielfalt zu stärken.

Das Programm des Schwa-
bentags in Günzburg gestalte-
te sich reichhaltig und abwechs-
lungsreich. Es gab zahlreiche Mit-
machstationen für Kinder, eine 
Kulturbühne mit Nachwuchsmu-
sikern aus Schwaben und eine 
Genussmeile.

Die Hauptbühne mit einem ab-
wechslungsreichen Musik- und 
Sportprogramm befand sich auf 
dem Schloßplatz. Eine weitere 
Bühne stand auf der Wiese am 
Stadtgraben bzw. am Hofgarten. 
Alle Aktionen, Infostände und 
Showbühnen waren rund um das 
Heimatmuseum, den Schloßplatz 

und den Hofgarten gebündelt. 
Zahlreiche Teilnehmer und Besu-
cher nutzten zudem die Gelegen-
heit, sich in traditionellen schwä-
bischen Trachten und histori-
schen Kostümen zu kleiden, um 
die kulturelle Vielfalt und das Er-
be der Region zu feiern.

Entwicklung des Fahrrads

Ein Höhepunkt war die „Schwa-
bentag-Kids-Meisterschaft“ des 
Deutschen Alpenvereins (DAV) 
Sektion Günzburg, der die kleins-
ten Besucher dazu einlud, mit 
dem Laufrad einen Parcours zu 

absolvieren. Eine beeindrucken-
de Sammlung historischer Fahr-
räder brachte das Mobile Muse-
um des Deutschen Fahrradmu-
seums Bad Brückenau mit, die 
im Museumshof ausgestellt wur-
den. Besucher konnten die Fahr-
räder nicht nur bestaunen, son-
dern auch einige Modelle selbst 
ausprobieren. Diese interaktive 
Präsentation ermöglichte es den 
Besuchern, die Entwicklung des 
Fahrrads hautnah zu erleben und 
einen Einblick in die Geschichte 
der Mobilität zu gewinnen.

Für die kleinen Besucher gab 
es kreative Angebote, bei denen 
Lieblingsfahrräder gestaltet wer-
den konnten, während die Po-
lizei Günzburg über Verkehrssi-
cherheit informierte. Darüber hin- 
aus fand eine Versteigerung gut 
erhaltener Fundfahrräder aus 
dem Stadtgebiet statt. Ein wei-
terer Stand, betrieben vom Be-

zirk Schwaben, widmete sich 
der Stromerzeugung durch Pe- 
daltritt – eine interessante Verbin-
dung von Aktivität und Umweltbe-
wusstsein.

Den Abschluss des Schwaben-
tags bildete eine besondere Rad-
tour. Der Burgauer Künstler Her-
mann Skibbe und der Günzbur-
ger Stadtarchivar Dr. Raphael Ger-
hardt konzipierten mit „Giro di 
Gontia. GlücksRadTour“ eine kul-
turell-geschichtliche, rund 19 Ki-
lometer lange Entdeckungstour 
rund um Günzburg.

Bei der feierlichen Eröffnung 
des Schwabentags freute sich 
Oberbürgermeister Gerhard Jau-
ernig über die Chance, die Stadt 
Günzburg präsentieren zu können. 
Um Ausrichter des Schwabenta-
ges zu werden, müssten interes-
sierte Städte ein Rahmenkonzept 
beim Bezirk Schwaben einreichen 
und dieses im Kultur- und Euro-
paausschuss vorstellen. Mit den 
zentralen Themen beim Günzbur-
ger Schwabentag – Fahrradfahren 
in Verbindung mit regionalem und 
nachhaltigem Tourismus – würden 

zwei wichtige Trends in den Mit-
telpunkt gestellt. „Zudem arbeiten 
wir auf die Fahrradstadt 2025 hin“, 
stellte Jauernig fest.

Ein großes Fahrradnetz durch-
zieht Schwaben, verbindet Städ-
te und Dörfer miteinander und er-
möglicht so nachhaltiges Reisen in 
Schwaben. „Die Umwelt und Na-
tur unserer Heimat zu bewahren 
und für zukünftige Generationen 
zu sichern, zählt zu den Kernauf-

gaben des Bezirks Schwaben“, er-
klärte Bezirkstagspräsident Mar-
tin Sailer. Günzburg selbst sei auf-
grund seiner Größe und eines 
gut ausgebauten Radwegenetzes 
erstklassig geeignet, um täglich 
das Fahrrad zu nutzen. Darüber 
hinaus bilde die Stadt den idea-
len Ausgangspunkt, um in die Na-
tur zu starten. Der Schwabentag 
sei die perfekte Gelegenheit, um 
Günzburg (neu) zu entdecken. �DK

Stadt Hersbruck:

Glasfaser 
flächendeckend

Die Hersbrucker Energie- und Wasserversorgung HEWA und der Lau-
fer Telekommunikationsanbieter bisping & bisping starten den flä-
chendeckenden Glasfaserausbau in Hersbruck. Die beiden Partner 
intensivieren ihre Zusammenarbeit für den Netzausbau und sorgen 
mit der neuen „GNH Glasfasernetz Hersbruck GmbH i.G.“ für schnel-
les Internet im gesamten Stadtgebiet.

Gemeinsam steigen die HEWA 
mit ihrem langjährigen Partner 
bisping & bisping aktiv in den 
Glasfaserausbau im Hersbrucker 
Stadtgebiet ein. Das eigengesteu-
erte Vorhaben nimmt die HEWA 
zusammen mit dem regionalen 
Netzbetreiber und Telekommu-
nikationsanbieter bisping & bis- 
ping aus Lauf an der Pegnitz in die 
Hand. Zeitnah wollen die beiden 
Kooperationspartner ein leis-
tungsstarkes Hochgeschwindig-
keitsnetz mit der neu gegründe-
ten Netzgesellschaft „GNH Glas-
fasernetz Hersbruck GmbH i.G.“ 
aufbauen, um Hersbruck flächen-
deckend mit schnellem Internet 
zu versorgen.

Große Synergieeffekte

„Im Rahmen unseres allgemei-
nen Versorgungsauftrages wol-
len wir in Hersbruck auch zukünf-
tig für unsere Bürgerinnen und 
Bürger sowie die ansässigen Un-
ternehmen führender regionaler 
Versorger sein. Schnelles Inter-
net gehört für uns zu einer zeit-
gemäßen Grundversorgung da-
zu“, so Harald Kiesl, Geschäfts-
führer der HEWA GmbH. Für den 
Aufbau der dafür notwendigen 
Glasfaser-Infrastruktur ergeben 
sich große Synergieeffekte durch 
die vorhandenen Leitungstras-
sen der Energie- und Wasserver-
sorgung in Hersbruck, erläutert er 
weiter. So wird der eigengesteu-
erte Breitbandausbau auch zu ei-
ner wirtschaftlich sinnvollen Ent-
scheidung.

Der Netzbetreiber aus dem 
Nürnberger Land ist in Hersbruck 
bereits seit 2014 als Kooperations-
partner der HEWA mit dem Auf-
bau von Glasfaserstrecken aktiv. 
Durch die konsequent vom Ver-
sorgungsunternehmen bei Tief-
bauarbeiten mitverlegten Leer-
rohre konnten die beiden Partner 
bereits zahlreiche Glasfaserstre-
cken in Hersbruck aufbauen und 
vor allem Gewerbegebiete und 
-Standorte mit Gigabit-Anschlüs-
sen versorgen. Diese ermöglichen 
bereits zahlreichen namhaften 
Hersbrucker Unternehmen einen 

zeitgemäßen Zugang zur Digitali-
sierung. Aber auch das Paul-Pfin-
zing-Gymnasium kann seit 2017, 
wie auch die Stadt Hersbruck 
selbst, Dank der innovativ genutz-
ten Synergien so mit schnellem In-
ternet versorgt werden.

Mit der erweiterten Koope-
ration und der neu gegründe-
ten Netzgesellschaft wird sich 
nun nicht nur die Zusammenar-
beit beider intensivieren, son-
dern auch ein ehrgeizig gesetztes 
Ziel zusammen verfolgt: Bis 2028 
wollen die Kooperationspartner 
Hersbruck flächendeckend mit 
Glasfaser bis in die Gebäude er-
schließen. Für die Umsetzung der 
rund 3.500 Anschlüsse in höchs-
ter Ausbaustufe wollen die beiden 
Unternehmen gemeinsam zirka 
12 Mio. Euro in Hersbruck inves-
tieren. Bereits im 3. Quartal 2024 
sollen die ersten Highspeed-Inter-
netanschlüsse in einem Teil von 
Altensittenbach sowie für größere 
Mehrfamilienhäuser in Hersbruck 
ausgebaut werden.

„Ein leistungsfähiges Breitband-
netz, das alle auf dem Land und 
in der Stadt erreicht, ist die Vor-
aussetzung dafür, dass die Bürge-
rinnen und Bürger gleichberech-
tigt an modernen Lebens- und Ar-
beitswelten teilhaben können. Es 
freut uns sehr, dass die beiden in-
novativen Unternehmen die er-
folgreiche Kooperation weiter 
ausbauen und so in die Zukunftssi-
cherheit Hersbrucks investieren“, 
begrüßt der Erste Bürgermeister 
Robert Ilg das Vorhaben.

„Insbesondere für Unterneh-
men stellt die zukunftsfähige 
Kommunikations-Infrastruktur 
einen grundlegenden Standort-
faktor dar, dessen Bedeutung ra-
sant zunimmt. Gemeinsam zeigen 
wir, wie wir nachhaltig und mit 
wertvollen Synergien Hersbruck 
per Glasfaser versorgen können“, 
erklärt Johannes Bisping, Ge-
schäftsführer des Netzbetreibers 
bisping & bisping. 

Das Glasfasernetz wird im Ei-
gentum dieser Glasfasernetz 
Hersbruck Gesellschaft verblei-
ben, und die Wertschöpfung vor 
Ort und in der Region halten. � r

Intensive Zusammenarbeit für den flächendeckenden Glasfaseraus-
bau in Hersbruck (v.l.): Susi Bisping (bisping & bisping, Gebietsent-
wicklung), Martin Dorn (bisping & bisping, Leiter Infrastruktur), Ha-
rald Kiesl (HEWA, Geschäftsführer), Johannes Bisping (bisping & bi-
sping, Geschäftsführer) und Robert Ilg (Erster Bürgermeister der 
Stadt Hersbruck). � Foto: Porta/Stadt Hersbruck
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Jetzt ist er da, der Herbst und 
hat uns ziemlich kalt erwischt. 
Ganz im Süden hat er sich mit 
Dauerregen eingeführt, in den 
Bergen mit Schnee. Die Tage 
werden kürzer, die Tempera-
turen gehen runter, die Stim-
mung trübt ein. Wirtschaftlich 
gesehen könnte es ein veritab-
ler Herbst des Missvergnügens 
werden.

Stichwort Superfabriken: Im 
Frühjahr jagte eine Nachricht die andere, wo in 
der Republik jetzt überall Chipfabriken aus dem 
Boden schießen werden, um Deutschland und 
Europa unabhängig von fragilen Lieferketten 
aus Übersee und China zu machen. Im Herbst 
verfliegen die Blütenträume wie das Laub der 
Bäume. Die Mega-Fabrik in Magdeburg wird um 
zwei Jahre verschoben, was bei den kurzen Inno-
vationszyklen in diesem Feld einer Aufgabe des 
Projektes gleichkommt und von der Ansiedlung 
im Saarland hört man gar nichts mehr. 

Stichwort grüner Strom: Da rissen die Ju-
belmeldungen nicht ab, wie rasant der Anteil 
des nachhaltig aus Sonne und Wind erzeugten 
Stroms steige und steige. Das Auswärtige Amt 
meinte sogar, der Weltgemeinschaft und vor al-
lem den Energiejunkies aus den USA via Pres-
seerklärung mitteilen zu müssen, dass Deutsch-
land die Hälfte seiner Energie (sic!) regenerativ 
produziere. Das wäre ein schöner Erfolg, den das 
Land zu einem Gutteil auch Privatleuten, Bau-
ern und Kleinunternehmern verdankt, die auf ih-
re Haus-, Scheunen- und Werkstattdächer fleißig 
Solarmodule montieren. Aber jetzt merkt die Re-
gierung, Mist, der Strom wird zwar produziert, 
aber nicht gespeichert und deshalb überlastet er 
die Leitungen. Konsequenz? Man diskutiert über 
ein Ende der Solarförderung für kleine Anlagen 
und würde die Energiewende damit abwickeln.

Stichwort Wärmepumpe: Der Markt ist zu-
sammengebrochen, weil diese auch da nicht 
eingebaut werden, wo sie sinnvoll wären. Wenn 
überhaupt noch gebaut wird.

Stichwort Elektromobilität: Elektroautos sind 
in Deutschland so beliebt wie Fußpilz, die Ab-
satzzahlen brechen ein. Auf EU-Ebene hat man 
die Lösung – Importzölle auf chinesische E-Au-

tos, die aber kaum gekauft 
werden. Bei uns sind immer 
noch Tesla, BMW, VW und 
Opel Zulassungs-Kings. Zurück-
zuführen ist der E-Auto-Blues 
auf zwei Faktoren: Nicht genü-
gend Ladesäulen und eine er-
ratische Förderpolitik. Zwar 
gibt es 125.000 Ladepunkte für 
E-Fahrzeuge in Deutschland, 
gebraucht würden aber noch 
400.000 mehr. Schauen Sie 

sich das öffentliche Ladenetz in Ihrer Umgebung 
an und bedenken Sie, dass in Bayern das Netz 
bundesweit am dichtesten ist. Dann ist klar, dass 
Teile der Republik ladefreie Zonen sind. Ausge-
rechnet jetzt, da der Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur superdringlich wäre, geraten darauf spezia-
lisierte Firmen in finanzielle Schieflage oder ge-
hen schlicht pleite. Ein Wahnsinn.

Die Förderpolitik des Bundes ist erkenn-
bar dem Muster eines Hochseeschiffs bei star-
kem Wellengang nachempfunden. Zunächst ei-
ne großzügige Förderung für alle, auch Hybri-
de. Dann Stopp der Förderung für Hybride. Dann 
Stopp der Förderung für betrieblich genutz-
te Fahrzeuge. Dann nichts mehr für alle. Jetzt 
soll dann wieder eine großzügige Förderung für 
Dienstwagen kommen. Und/Oder eine Tausch-
prämie von Verbrenner zu Elektro. Da schwirrt 
einem der Kopf.

Unter diesem Stop-and-Go leidet ja nicht nur 
die Autoindustrie. Beispiel Ladesäulen: Da wur-
de eine Förderung für private Ladesäulen aufge-
legt, die so knapp bemessen war, dass sie am ers-
ten Tag der Freischaltung des Portals überzeich-
net war. Sie wurde nicht fortgeführt, weil sie nur 
Besserverdienenden mit eigenem Dach zugute-
kam (ja wer soll sonst Ladesäulen bauen?). Bei-
spiel Energieberatung: Die Gutachten von Ener-
gieberatern zur Vorbereitung einer Haussanie-
rung werden gefördert. Die Förderung wurde 
aber über Nacht halbiert. Die Förderprogramme 
für energieeffizientes Bauen und Sanieren bzw. 
die daran geknüpften Bedingungen wechseln so 
rasch, dass niemand darauf eine solide Kalkula-
tion und Planung aufbauen kann. Folglich baut 
nur der, der es sich auch ohne Förderung leisten 
kann und nimmt halt mit, was er kriegt.

Bei all dem Chaos hoffe ich nur, dass G. B. 
Shaw am Ende Recht hat: „Der Nachteil der In-
telligenz ist, dass man ständig gezwungen ist, 
dazuzulernen.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Herbst  
des Missvergnügens
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Schulbauprojekte im Norden Ugandas:

Gemeinsam Großes bewirken
Landkreis Donau-Ries/Uganda „Wenn in manchen Ländern schon der 
Schatten eines Baumes zum Unterrichten dient, dann schafft dort ein 
Schulgebäude eine ganz neue Bildungslandschaft – voller Wissen, 
Begegnungen und Zukunftsperspektiven“, fasst Landrat Stefan Röß-
le den Erfolg der von ihm gegründeten Initiative „1.000 Schulen für 
unsere Welt“ zusammen. Während einer privaten Reise nach Ugan-
da konnte Rößle nun gemeinsam mit einer Delegation die positiven 
Veränderungen erleben, die in Zusammenarbeit mit dem Nördlin-
ger Verein „Vier Steine für Afrika e.V.“ und dem örtlichen Pater Stan 
(Katholische Unterpfarrei Gomi) in einer Region erreicht wurden, die 
noch immer von den Folgen des Bürgerkriegs gezeichnet ist.

Der Besuch in der Region Alen-
ga im Norden Ugandas zeigte ein-
drucksvoll, wie wichtig die Schul-
projekte für die Menschen vor 
Ort sind. Viele kehrten erst Jah-

re nach dem Ende des Bürger-
kriegs 2006 in ihre Heimatdör-
fer zurück. Während des Kon-
flikts mussten sie vor Rebellenan-
griffen fliehen. Schulen wurden 
zerstört und Dörfer verlassen. 
„Wir haben Schulen gesehen, de-
ren Fenster überdimensionale 
Löcher im Mauerwerk waren – 
schnelle Fluchtwege für die Kin-
der, wenn die Rebellen kamen“, 
berichtet Rößle. „Das Leben hier 
war lange von Angst und Unsi-
cherheit geprägt.“

Bildung als kollektive  
Traumabewältigung

Pater Stan, der seit 18 Jahren 
in der Region tätig ist, betont die 
zentrale Rolle von Bildung für die 
kollektive Traumabewältigung: 
„Bildung ist der Schlüssel, um 
den Kreislauf von Unsicherheit 
und Armut zu durchbrechen.“ Er 
hat aus nächster Nähe miterlebt, 
wie tief die Spuren des Konflikts 
sind und wie wichtig es ist, den 
Kindern durch Bildung eine Pers-
pektive zu geben.

Die Delegation besuchte 13 
Schulen, von denen viele stark 
baufällig und dringend sanie-
rungsbedürftig sind. Oft sitzen 
die Kinder mangels Schulbänken 
auf dem staubigen Boden. In ei-
ner Schule am Nil wurden drei 
Kinder wegen eines fehlenden 
Zauns von Krokodilen getötet. In 
einer anderen Schule starb ein 
Kind nach einem Blitzeinschlag, 
da die Gebäude keinen Blitzablei-
ter hatten.

Neue Schulgebäude wie das in 
Awila, das durch den Verein „Vier 
Steine für Afrika“ und die Initia-
tive „1.000 Schulen für unsere 
Welt“ errichtet wurde, bieten da-
gegen sichere und stabile Lern-
orte. Finanziert durch eine priva-
te Spende von Dr. Erwin Lohner 
(ehemaliger Regierungspräsident 
von Schwaben, jetzt Amtschef im 
Bayerischen Innenministerium), 
der ebenfalls an der Reise teil-
nahm, erstrahlt das Gebäude in 
Gelb, Blau und Braun – den Far-
ben, die Pater Stan als Marken-
zeichen für alle Projekte deut-
scher Spender gewählt hat.

Gemeinschaft  
als Schlüssel zum Erfolg

Die Grundschulkinder in Awila 
begrüßen die Gäste aus Deutsch-
land unter einem großen Baum 
mit Liedern und Tänzen – ein 
Baum, der zwar nicht mehr für 
den Unterricht genutzt wird, 
aber weiterhin als wichtiger Treff-
punkt dient. „Ein Schulgebäude 

allein reicht nicht aus – es ist die 
Gemeinschaft, die den Ort mit 
Leben füllt und den Kindern hilft, 
ihre Potenziale zu entfalten“, be-
tont Lohner in seiner Rede an die 
Schulgemeinschaft und dankt 
insbesondere den Lehrern für ih-
ren Einsatz unter oft schwierigen 
Bedingungen.

Martin Stumpf, Vorsitzender 
des Vereins „Vier Steine für Afri- 
ka“, unterstreicht ebenfalls die 
Bedeutung der Gemeinschaft: 
„Neben den Spendern und Leh-
rern leisten auch die Eltern einen 
wichtigen Beitrag. Das Schulgeld 
ist freiwillig, damit kein Kind vom 
Unterricht ausgeschlossen wird. 
Die daraus generierten Einnah-
men ermöglichen es den Schu-
len, zusätzlich zu den staatlichen 
Lehrern weitere Lehrer einzustel-
len oder Lehrerunterkünfte zu 
bauen – eine wichtige Maßnah-
me, um das Unterrichten in abge-
legenen Dörfern attraktiv zu ma-
chen und dem Lehrermangel in 
Norduganda zu begegnen.“

Weitere Schulen, die die Dele-
gation besuchte, und an denen 
durch großzügige Spenden aus 
dem Landkreis Donau-Ries der 
Bau neuer Schulgebäude ermög-
licht wurde, sind die Grundschule 
Barkwaro (Spende der Familie Le-
siak aus Eggelstetten), die Berufs-
schule Alenga (Familie Hafner aus 
Nördlingen), die Grundschule Go-
mi (Familie Engelhardt aus Dei-
ningen), die Grundschule Cakali 
(Kunden und Freunde von Vanes-
sa Stumpf, Inhaberin von Herren-
bekleidung Lettenbauer in Nörd-
lingen), die Grundschule Abuge 
(anonymer Spender aus Nördlin-
gen) und die Grundschule Ayago 
(Landrat Stefan Rößle). „Für die 
Kinder ist es das Größte, lernen 
zu dürfen. Ihre Begeisterung ist 
für mich bei jedem Schulbesuch 
immer wieder überwältigend“, 
fasst Stumpf die vielen Eindrücke 
vor Ort zusammen.

Ein Gewinn für alle

Neben der Freude am Lernen 
spielt auch die Fußballbegeiste-
rung eine große Rolle im Schulall-
tag. In den Pausen kicken die Kin-
der auf Bolzplätzen, häufig mit 
selbstgebastelten Bällen. Die Be-
sucher aus Deutschland brach-
ten daher nicht nur Schulmateria-
lien, sondern auch Fußbälle samt 
Luftpumpen mit. In Cakali über-
reichte Pater Stan den Ball fei-
erlich an den Kapitän der Schul-
mannschaft mit den Worten „Wir 
wollen Gewinner sehen!“, was to-
senden Applaus der Schülerschaft 
auslöste. Der Ball kam sofort zum 
Einsatz und auch Landrat Rößle 
schloss sich der Partie an.

„Wo alle zum Erfolg eines 
Schulbauprojekts beitragen – 
Lehrer, Schüler, Eltern, Spen-
der, Kirche, staatliche Träger und 
Hilfsorganisationen – gewinnen 
am Ende alle“, resümiert Rößle. 
„Jedes erfolgreiche Schulbaupro-
jekt inspiriert zu weiteren.“ Be-
reits während der Reise fand sich 
unter den Mitreisenden ein neuer 

Spender: Kreisrat Dr. Andreas Be-
cker aus Möttingen, der eine drin-
gend benötigte Schulsanierung 
unterstützen möchte. „Es gibt 
noch viel zu tun, aber es gibt auch 
viele Menschen, die etwas bewe-

gen wollen“, betont Rößle. „Zu er-
leben, wie viel Freude schon klei-
ne Veränderungen – eine neue 
Schulbank oder ein neuer Fußball 
– auslösen können, ist unglaub-
lich motivierend. Es zeigt, dass je-

de Hilfe zählt und einen riesigen 
Unterschied machen kann.“ 

Weitere Informationen können 
unter www.viersteinefuerafrika.
de und unter www.donau-ries.
de/ez abgerufen werden. � r

Landratsamt Bad Tölz-Wolfratshausen:

„Erfolgreich auf dem Weg zur 
digitalen Kita“

Abschluss zur Kampagne „Startchance kita.digital“ 
Vertreterinnen und Vertreter aus sechs Kindertageseinrichtungen, 
die an der Kampagne „Startchance kita.digital“ im Landkreis Bad 
Tölz-Wolfratshausen sowie im Nachbarlandkreis Garmisch-Parten-
kirchen teilnahmen, durften sich beim feierlichen Abschluss über ih-
re Teilnahmeurkunde freuen. Der Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen 
veranstaltet dieses Projekt federführend seit einem Jahr, vier der aus-
gezeichneten KiTas sind hier beheimatet. Bereits in der vergangenen 
hatten zwei KiTas aus dem Landkreis den Kurs erfolgreich durchlaufen.

Die im September 2021 bay-
ernweit gestartete Kampagne ist 
ein mehrjähriges, kostenfreies 
Qualifizierungsangebot des Baye-
rischen Familienministeriums für 
alle bayerischen Kindertagesein-
richtungen inklusive Kinderkrip-
pen, das auch über Mittel des 
Bundesfamilienministeriums aus 
dem KiTa-Qualitäts- und Teilha-
beverbesserungsgesetz (KiQuTG) 
mitfinanziert wird. Der Landkreis 
Bad Tölz-Wolfratshausen setzt 
das Projekt seit dem Schuljahr 
2023/2024 um.

„Beim Eintritt in die Kita ha-
ben heute die allermeisten Kin-
der bereits Erfahrungen mit di-
gitalen Medien. Und sie haben 
Anspruch, dass ihre Kinderrech-
te auf Teilhabe, Schutz und Be-
fähigung in der digitalen Welt er-
füllt werden. Es ist daher Auftrag 
von Kindertageseinrichtungen, 
Kinder schon frühzeitig in einem 

kreativen, kritischen und siche-
ren Umgang mit digitalen Medi-
en zu begleiten“, so das Staats-
institut für Frühpädagogik und 
Medienkompetenz (IFP), das die 
Kampagne mit dem JFF-Institut 
für Medienpädagogik konzipiert 
hat, umsetzt und wissenschaft-
lich begleitet. 

In den einjährigen Kampag-
nenkursen gehen die daran teil-
nehmenden Kitas mit den Kin-
dern und unter Einbezug der El-
tern erste Schritte in die digita-
le Bildungswelt. Sie gehen diese 
Schritte begleitet von qualifizier-
ten kita.digital.coaches sowie un-
terstützt durch die Onlineplatt-
form KITA HUB Bayern.

Mit großem Engagement ha-
ben sich auch im dritten Kampa-
gnenjahr bayernweit rund 300 
Kitas – trotz des sich verschär-
fenden Fachkräftemangels – ge-
meinsam auf den spannenden 

Weg zur digitalen Kita gemacht. 
Sie erhielten vielfältige Anregun-
gen für die digitale Foto-, Audio- 
und Filmarbeit mit Kindern und 
wie sie dabei die Eltern als Part-
ner einbeziehen können. Da-
zu wurden auch der Onlinekurs 
(MOOC) „Startchance kita.digi-
tal“ sowie digitale Vernetzungs-
möglichkeiten erprobt.

Die Teilnahme an der Kampa-
gne ist für Kitas eine große Be-
reicherung, um Kinder an die di-
gitale Welt, deren Chancen und 
Herausforderungen aktiv und si-
cher heranzuführen. 95 Prozent 
der Kampagnenkitas, die im ers-
ten und zweiten Kampagnenjahr 
dabei waren, empfehlen anderen 
Kitas die Teilnahme.  

Alle derzeitigen Kampagnen-
kitas gehören nach dem Kurs 
dem Bayerischen Netzwerk „kita.
digital.vernetzt“ an und erhalten 
dort weitere vielfältige Qualifizie-
rungs- und Vernetzungsangebo-
te zusammen mit den Kitas, die 
bereits am Modellversuch „Me-
dienkompetenz in der Frühpäda-
gogik stärken“ und an den ersten 
beiden Kampagnenjahren teilge-
nommen haben. Das Netzwerk 
umfasst rund 1.150 bayerische 
Kitas.� r
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Vorschau auf GZ 19
In unserer Ausgabe Nr. 19/2024, die am 10.10.2024 er-
scheint, behandeln wir folgende Fachthemen: 
•	 Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
•	 Entsorgungsmanagement und technische Lösungen
•	 Kommunaler Bau
•	 Krankenhäuser l Pflegeheime
•	 Schulen l Kindergärten l Spielplätze
•	 Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark
•	 Garten- und Landschaftsbau l Forst l Friedhof

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Einladung zum 11. Bayerischen 
BreitbandForum von Bayerischem Gemeindetag und Baye- 
rischer GemeindeZeitung bei. Wir bitten um freundliche  
Beachtung. 	 r

Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de
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Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Auszeichnung für vorbildhafte Projekte: 

Bürgerenergiepreis  
in Niederbayern verliehen

Bayernwerk Netz und Regierung von Niederbayern  
verleihen insgesamt 10.000 Euro Preisgeld

Landshut. Im Juli hat die Bayernwerk Netz GmbH in Kooperation 
mit der Regierung von Niederbayern zum zwölften Mal den Bürger- 
energiepreis verliehen. Der Preis für vorbildhafte Projekte wurde in 
Landshut in den Räumlichkeiten der niederbayerischen Regierung 
verliehen. Die diesjährigen Preisträger sind die Sankt Notker Schu-
le in Deggendorf, Michael Putz aus Freyung (Landkreis Freyung-Gra-
fenau) und das Johannes-Gutenberg-Gymnasium aus Waldkirchen 
(Landkreis Freyung-Grafenau).

Ausgezeichnet wurden die 
Preisträgerinnen und Preisträ-

ger von Markus Leczycki, Leiter 
Kommunalmanagement der Bay-

ernwerk Netz GmbH, und Nie-
derbayerns Regierungspräsident 
Rainer Haselbeck. „Die Energie-
wende gibt es nicht zum Nullta-
rif. Gerade jetzt wird vielen Men-
schen klar, dass sie eine grundle-
gende Transformation bedeutet. 
Deshalb ist es gerade jetzt wich-
tig, Verständnis zu wecken. Und 
genau das tun unsere Preisträge-
rinnen und Preisträger mit ihren 
Projekten“, sagte Markus Leczy-
cki. Rainer Haselbeck ergänzte: 
„Die Energiewende ist ein Jahr-
hundertprojekt, aber vor allem 
ist sie ein Mitmachprojekt. Die 
ausgezeichneten Projekte zeigen 
eindrucksvoll, dass jeder im Klei-
nen einen Beitrag zum Klima- und 
Umweltschutz leisten kann.“ Für 
den Bürgerenergiepreis wurden 
insgesamt 10.000 Euro Preisgeld 
vergeben.

Die Preisträger des Bürgerenergiepreises Niederbayern 2024.	 Bild: Armin Weigel / Bayernwerk Netz GmbH

Schulprojekt „Unsere vier 
Säulen der Nachhaltigkeit“

Schülerinnen und Schüler der 
Berufsschulstufe an der Sankt 
Notker Schule für geistige Ent-
wicklung in Deggendorf haben 
sich vier Wochen lang innerhalb 
verschiedener Projekte mit dem 
Thema Nachhaltigkeit beschäf-
tigt. Eine Gruppe hat beispiels-
weise aus Sperrholzplatten einen 
Baum mit vier dicken Ästen ge-
sägt. An jedem Ast hängen Zwei-
ge in Form von Plakaten und QR-
Codes zum Weiterstöbern. 

Dabei werden die vier The-
mengruppen Achtsamkeit im All-
tag, Fortbewegung und Klima-
schutz, Konsum und Ernährung 
sowie Umgang mit Müll behan-
delt. Der Baum hängt im Gang 
der Schule an einer Wand, sodass 
die Schüler jederzeit etwas über 
Nachhaltigkeit erfahren können. 
Auch außerhalb dieser Projekt-
woche achten die Lehrkräfte der 
Schule darauf, den Kindern den 
nachhaltigen Umgang mit Res-
sourcen zu vermitteln. In Hoch-
beeten bauen sie gemeinsam mit 
den Schülern Gemüse und Kräu-
ter an. Dadurch lernen die Schü-
ler den Weg dieser Nahrung vom 
Anbau bis zum Verzehr. Die Schu-
le verwendet Umweltpapier und 
bietet in der Kantine überwie-
gend vegetarische Gerichte an. 
Für das vorbildliche Verhalten er-
hält die Schule ein Preisgeld von 
3.500 Euro

Nahwärme  
für die Nachbarschaft

Michael Putz aus Freyung hat 
eine Hackschnitzelheizung und 
eine 500 Meter lange Nahwär-
meleitung errichtet. Er versorgt 
sein eigenes Haus sowie vier wei-
tere Nachbargebäude, darun-

ter auch das Feuerwehrhaus der 
Stadt Freyung mit Wärme. Ein 
fünftes Gebäude soll noch an das 
Wärmenetz angeschlossen wer-
den. 

Zu der Heizanlage gehört ei-
ne Halle, in der Michael Putz 
das Brennmaterial lagert. Dabei 
handelt es sich um das Holz aus 
dem eigenen Wald. So hält er 
die Transportwege kurz. Für die 
Hackschnitzel verwendet er auch 
schadhaftes Holz, das anderwei-
tig nicht mehr genutzt werden 
kann. In der Zukunft will Micha-
el Putz eine Photovoltaikanlage 
auf dem Dach seiner Lagerhal-
le installieren, sodass die Heiz- 
anlage mit Solarstrom betrie-
ben werden kann. Interessierten 
gibt Michael Putz seine Erfahrun-
gen weiter und erfüllt damit ei-
ne Vorbildfunktion. Für sein En-
gagement erhält er ein Preisgeld 
in Höhe von 3.000 Euro.

Schulprojekt  
„Plastikfreie Klasse“

Schülerinnen und Schüler 
der fünften Klassen des Johan-
nes-Gutenberg-Gymnasiums aus 
Waldkirchen haben sich mit ihren 
Lehrkräften mit Plastik und Um-
weltschutz beschäftigt. Sie haben 
gelernt, wo im Alltag überall Plas-
tik vorkommt und wie man dieses 
ersetzen könnte. Dafür haben sie 
Plakate gebastelt und im Schulge-
bäude aufgehängt. Auch außer-
halb des Gebäudes engagieren 
sich Lehrkräfte und Schüler. Sie 
haben auf einer Streuobstwie-

se Raum für Bienen, Marienkäfer 
und weitere nützliche Insekten 
geschaffen und in diesem Zuge 
Insektenhotels auf dem Schulge-
lände verteilt. Es wurden Bäume 
gepflanzt, da sie CO2 binden und 
sich somit positiv auf das Klima 
auswirken. Gemeinsam mit den 
Lehrkräften beteiligen sie sich an 
der großen Abfallaktion Ramada-
ma und sammeln Müll im Stadt-
park und rund um das Schulge-
lände. Mit diesen Maßnahmen 
entwickeln die jungen Menschen 
eine Sensibilität für die Umwelt, 
die sie in ihre Familien tragen und 
so weitergeben. 3.500 Euro er-
hält die Schule für diese vorbild-
lichen Umsetzungen.

Schon jetzt für  
die nächste Runde bewerben

Der Bürgerenergiepreis wird 
in Niederbayern seit 2013 ver-
liehen. Aber auch in den Regie-
rungsbezirken Oberbayern, Un-
terfranken, Oberfranken und in 
der Oberpfalz werden jährlich 
Preisträgerinnen und Preisträger 
ausgezeichnet. Die Bewerbungen 
für den Bürgerenergiepreis kön-
nen das ganze Jahr über einge-
reicht werden. Den Bewerbungs-
bogen gibt es im Internet unter 
www.bayernwerk.de/buerge-
renergiepreis. 

Teilnehmen können Vereine, 
Kindergärten, Schulen und Pri-
vatpersonen. Videos der bis-
herigen Sieger sind im Bayern-
werk-Kanal auf YouTube zu fin-
den. � r

http://www.bayernwerk.de/buergerenergiepreis
http://www.bayernwerk.de/buergerenergiepreis

